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FORMATIONEN 

Arbeitsfingerhandschuhe 
AUER-UNIPLAST und AUER-SIGNAL 
Diese in der Industrie außerordentlich gut bewährten 
Schutzhandschuhe eignen sich vorzüglich für alle Zwecke 
des Zivilschutzes. 

AUER-UNIPlAST-Schutzhandschuhe entsprechen den Vor­
schriften des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz 
(TKB BZB 81-18-05/22, Ausgabe August 1965 [Farbe: RAl 
7024]). 

Ihre hervorragendsten Eigenschaften sind ausgezeichnete 
Griffestigkeit bei schmierigen, glitschigen Oberflächen, Un­
durdllässigkeit und ausgezeichnete Beständigkeit gegen 
Säuren und laugen, Mineralöle sowie ätzende Einwirkun­
gen, höchstmögliche Flexibilität mit guter luftzirkulation 
durch anatomisch richtige Formgebung mit Flügeldaumen­
konstruktion . Das bedeutet mühelose Beweglichkeit der 
Finger bei jedem Einsatz. 

AUER-Schutzhandschuhe AUER-UNIPlAST und AUER-SIG­
NAL werden aus Jersey-Material mit Beschichtung aus Vi ­
nyl-Kunststoff speziel ler Zusammensetzung gefertigt. Die 
AUER-SIGNAL-Schutzhandschuhe in leuchtend roter Farbe 
bieten besondere Sicherheit für die Hände bei Einsätzen 
unter starker Qualmeinwirkung oder an unübersichtlichen 
Einsatzarten. Sie sind vorzüglich bewährt bei Kranarbeiten , 
beim Einweisen von Fahrzeugen und bei Zeichengebung 
über weite Entfernungen. 

Diese Schutzhandschuhe liefern wir in vielen verschiedenen 
Modellen, angemessen den jeweiligen ' Bedürfnissen für 
unterschiedliche Einsätze, mit Strickbund oder mit Stulpen 
verschiedener Längen, alle Modelle in Männer- und Frauen­
größen. 

AUERGESELLSCHAFT GMBH 
BERLIN 65 (WEST) 

UUN, Postfach 116 . FRANKFURT/M. 9, Postfach 9138 
HAMIUla 26, Anlon-Rh-Weg 1 • MUNeHEN 13, Pa.tfach467 
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Öffentlichkeitsarbeit erfordert Offenheit 

ZIVILSCHUTZ 
VORMALS ZIVILER LUFTSCHUTZ 

UND BAULICHER LUFTSCHUTZ 

- Aufgaben und M öglichkeiten der Offentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet der Zivilen Verteidigung _ 

von Dr. M agnus Staak, Kiel 

Dos Wissen um Aufgaben, Möglichkeiten und Ziele der 
zivilen Verteidigung ist nach wie vor auf einen kleinen 
Kreis beschränkt. Den Bemühungen des Bundes und der 
Länder um eine Aufklärung der breiten Offentlichkeit 
blieb ein nachhaltiger Erfolg versagt. Obwohl seit der 
Verkündung des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung bereits neun Jahre vergan­
gen sind und seitdem um eine Erweiterung der rechtlichen 
Grundlagen der zivilen Verteidigung gerungen, obwohl 
in zahlre ichen Veranstaltungen und durch die Verbrei­
tung von Schriften und Flugblättern für den Gedanken 
einer zivilen Ergänzung der militärischen Abwehr gewor­
ben wird, begegnen wir immer noch weitverbreiteter 
Verständnislosigkeit, Unkenntnis, vorgefaßten Meinungen 
un d Auffassungen, die als Ressentiments gewertet werden 
müssen. 

Die zivile Verteidigung kann jedoch nur dann wirksam 
se :n und die ihr im Rahmen der Gesamtverteid igung ge­
stellten Aufgaben erfüllen, wenn sie von der Mehrheit der 
Bürger unseres Staates als notwend ig erkannt und mit­
getragen wird. Hier muß die Offentlichkeitsarbeit einset­
zen. Sie soll nicht werben und nicht überreden; nur wenn 
sie Kenntn isse vermittelt und die Grundlagen für eine 
e:gene M einungsbildung legt, wird sie erfolgreich sein . 

D~e Aufgabe 

Die Offentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet der zivilen Ver­
te id igung ist im Frieden, in der Vorbere itung auf d~n 
Zusland der äußeren Gefahr, in diesem Zustand und Im 
Verteid igungsfall zu leisten . Sie umfaßt im Frieden .die 
Unterrichtung über die geistigen Voraussetzungen einer 
zivilen Verteidigung in einer Gesamtverte idigung der 
Bu ndesrepublik Deutschland und der westlichen Welt, 
über rechtl iche Grundlagen, wirtschaftliche und geogra­
ph ische Aspekte und - differenziert noch Voraussetzun­
nen . Themen und dem Kre is der Angesprochenen - über 
E:n"!e lfragen. In der Vorbereitung auf den Zustand der 
äußpren Gefahr hot sie über die Gefahren und Schutz­
mögl ichke iten in einer bewaffneten Auseinandersetzung 
sachqemäß aufzuklären und muß in diesem Zustand und 
im Vfn teidigungsfall auf die Bevölkerung mit dem Ziel 
einwirken, sie zu einem Verhalten zu veranlassen , das 
ihrer Sicherheit und den Erfordernissen der mil itärischen 
und ziv i len Verteidigung am besten dient. 

Ein klares Erfassen der Ausgangslage der Verteidigung 
muß am Anfang der Arbeit stehen. Die Gefahren des 
Waffene insatzes und d ie Möglichkeiten, die Chancen des 
Oberlebens zu verbessern, müssen mit dem Mut zur unein­
geschränkten 'vVahrheit .gesehen und dargestellt werden. 
Jede Bagateilisierung, leder Versuch, die Gefahren zu 
verniedlichen und die Möglichkeiten eines Schutzes als 
besser darzustellen als sie es wirklich sind wäre veranr-
wortungslos. ' 

O~entl i ch.keitsarb~it erfordert Offenheit. Alle Gegen­
stande, d ie nicht Im Interesse der Staatss icherheit als Ver­
schlußsachen zu behandeln oder formal als Verschluß­
sachen gekennzeichnet sind, sind mit rückhaltloser Offen­
he it zu erörtern. Unsere M itbürger dürfen erwarten daß 
ih~en ni.chts vorenthalten wird. Eine unvollständ ige' Auf­
klarung uber vorhandene M ittel der Verte id igung ist eben­
sowenig zu verantworten wie dos Wecken von Illusionen 
über tatsächlich nicht gegebene Mögl ichkeiten. Erst wenn 
diesen Grundsätzen gefolgt wir,d, wird die Offentlichke :ts­
arbeit auch glaubwürd ig. Dazu trägt es bei, wenn sie nicht 
allgemein bleibt, sondern sich jeder Frage - auch denen 
aus der deutschen Vergangenheit der letzten 50 Jahre _ 
bere itwill ig stellt. Es wäre nur allzu leicht, d ie Erörterungen 
der grundsätzlichen Fragen zu unterlassen oder aber den 
Gleichgültigen und ~en Gegnern der zivilen Verteidigung 
auf eine gleiche Welse zu antworten, ihre Argumente als 
unbeachtlich vom Tisch zu w ischen oder ihnen gar staats­
feindliche Mollve zu unterstellen. Die Aufgaben der zivilen 
Verteid igung sind jedoch in einer gesch ichtlichen Situation 
gestellt, die es verbietet, Gle ichgültigkeit und Gegnerschaft 
unbesehen zu verdammen. Ein vorbehaltloses "Ja" zur 
zivilen Verte id:gung dorf nicht erwartet, ein "Nein" nicht 
verurteilt werden. Es wäre falsch, gleichsam von einer 
"Stunde NulJ" auszuf:lehen , d ie es nicht g ibt und nie ge­
geben. hot. Gera~e . die Gegner der zivilen Verteid igung 
und d ie Gie ichguiligen werden nur dann d ie Oberzeu­
qung gew innen können , daß sie notwendig und auch ein 
Be it rag zur Erhaltung des Friedens ist, wenn ihre Ar~u­
mente sachlich und unverfälscht darqestellt und den Ar­
cumenten der Befürworter der zivilen Verteid igung ge­
genubergestellt werden. Wenn die Offent'irhke itsarbe it 
nOch: auf Oberredu~g anqelegt ist, sondern Meinung und 
AnS icht vertr 'tt . Knilk , Skepsis und W iderspruch weckt 
und von d:) r Bereitschaft zum Gespräch bestimmt ist w ird 
sie aufgenommen und zur Bildung einer eigenen A'uffas-
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sung beitragen. Dos setzt bei denen, die sich vor der Of­
fentlichkeit in Wort und Schrift für die zivile Verteidigung 
einsetzen, 'Voraus, daß sie auf d ie Stärke ihrer Argum ente 
vertra uen. Sie müssen ober auch bereit 'und fähig sein, sich 
einer überlegenen Beweisführu ng zu beugen . 

Die zivile Verte idigung umfaßt den Raum von außenpoli­
tischen Entscheidungen, die der polit isch bewußt lebende 
Staatsbürger mitverantwortet, bis zur Sorge um den eng­
sten Bere ich der Familie. Sie geht ous von politischen, 
militärischen und juristischen Voraussetzungen, die nicht 
selbstverstä ndl ich sind, und hot f in anzielle, techn ische 
und in anderer Wei se sachgebundene Aspekte. Sie be­
darf der Mitwirkung der zur aktiven Abwehr Fäh igen 
ebenso, wie sie die Sorge um die Hilflosen ei nschl ießt. 

In der Vergangenheit hot sich die Offentl ichkeitsarbeit 
auf dem Gebiet der zivilen Verteidigung überwiegend 
bestimmten Teilproblemen zugewandt. Eine grundsätz­
liche und umfasssende Darstell ung der Grundlagen un d 
des Rahmens, in den olle speziellen Th emen eingeord­
net se: n mü ssen, ist notwendig, ober nur selten anzutref­
fen . 

Die zivile Verte idigung dorf nicht isol iert gesehen wer­
den . Zivile und militärische Verteidigung sind in der Ein­
he it der Gesamtverteidigung verbunden . Die gegensei­
t ige Abhängigkeit oller Maßnahmen im zivilen wie im 
mil itär ;schen Bere ich muß auch der Bevölkerung deutlich 
werden. Sie dorf jedoch nicht ei ne von der zivilen Seite 
vorgetragene Th ese ble iben. Vie lmehr müssen auch die 
Träger der militärischen Verteidig ung Vers tändn is für die 
zivile Verte idigung gewinnen. Die Offentlichkeitsarbeit dorf 
nicht vor den Kasernentoren enden . 

Die Erörterung der rechtlichen Grundlagen kann nicht in 
den Formen und mit den Begri ffen eines juris·tischen Se­
minars geführt werden. Es muß deutlich werden, daß die 
zivile Verteidigung auf dem Boden des Rechts steht und 
ihre Träger ernsthaft bemü ht sind, dazu beizutragen, den 
Rechtsstaat mit rechtsstaatlichen M itteln zu ve rteid igen. 
Die Bürger unseres Staates müssen mit den Grundlagen 
einer Gesetzgebung für die zivile Verteid igung vertraut 
gemocht und über Pläne und Entwürfe frühzeitig und 
voll ständig unterrichtet werden, um ih nen auch dazu die 
Bildung eines eigenen, auf Sachkenntnis gegründeten Ur­
teils zu ermöglichen. Erst wenn im Fri eden in oll er Offen­
hd dos Für und Wider der für den Verteid igungsfall 
entworfenen Regeln ab~ewogen wird, wird die öffent­
liche Diskussion versachl icht; erst dann Ikann dos heute 
noch weit verbre itete Unbehagen und die Furcht vor ei­
nem M ißbrauch notstandsrechtlicher Befugnisse schwin­
den. 

D:e wirtschaft l ichen Aspekte der zivilen Verteidigung 
dürfen nicht gering geachtet werden. Planung und Vor­
bereitung der Verteidigu ng sind in den Rahmen des 
vo lkswirtschaftlich Vertretbaren gestellt, und jede Maß­
nahme, d ie der Verteidigung d ient, muß auch in ihren 
Auswirkungen auf die gesamte Wirtschaft geprüft wer­
den. Da bei is t darauf hinzuweisen, daß d ie vorhandenen 
Mittel noch fü r die Gesamtverteidi~ung entwickelten 
Maßstäben auf die mi li tärisch e und die zivile Verteid i­
gunO aufgeteil t werden müssen. 

Erst wenn die allgemein en Grundlagen einer zivilen Ver­
te:digu n~ f!rör tert un d auf Verstä ndn is und Einsicht ge­
d oßen sind, ist es si nnvoll , Einzelfragen zu behandel n. 
Dabei muß deutl ich werden, daß olle Einze lprobleme in 
einem umfassenden Zusa mmenhang eingeordnet sind. 
Jede Betrachtung . d ie isoliert und auf dos eine oder an ­
dere Aufgabeng ebie t gerichtet ist, kann einen falsch en 

Ein,druck vermitteln und zu einem fal schen Einsatz der fi­
nanziellen, sachl ichen 'und personel len M ittel und damit z,u 
einer Beeinträchtigung ,der Verte idigu ngsbereitschaft f,ühren. 

Die Möglichkeiten 

Eine wirksame Offentlichkeitsarbeit setzt eine gründliche 
und eine sorgfält ige Vorbereitung voraus. In der Vergan­
genheit ist viel Kraft und Geld ohne nachhaltige W irkung 
verton worden, weil dieser eiementare Grundsatz außer 
Acht gelassen wurde. So wird die Verteil ung einer Flug­
schrift on Millionen Haushalte letztlich kein nennenswer­
tes Ergebn is hoben, wenn nicht zuvor dos Interesse an 
den in der Schrift behandelten Th emen geweckt und 
späterh in in vielfältiger Form ein e ergänzende Unter­
richtung angeboten wird. Doch Planung und Vorbe rei ­
tung fordern nicht nur eine Untersuchung der geeig neten 
M ethoden; sie setzen bereits bei der Au swah l und Schu­
lung der M itarbeiter und dem Erarbe iten der zweckge­
rechten M ittel ein und umfassen auch ei ngehende Ober­
legunge n über den Kreis der An zusprechenden. 

O:e Mitarbeiter 

O ffentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet der zivilen Vertei­
digung 'durch Einzelne ist nicht möglich. Der Versuch, als 
Einzelner zu w irken, ohne zugl eich Mitarbeiter in ollen 
Bereichen und auf ollen Ebenen zu suchen, kann nicht er­
folgre ich sei n. Die Aufgabe fordert eine Bereitschaft zum 
Zusammenwirken und die Fähigkeit diese Zusammenar­
beit methodisch zu entwickel n und organisatorisch zu 
sichern. Dabei kann der Kreis der Mitarbeiter nicht weit 
qenug gezogen werden . Jede Beschränkung wäre falsch . 
Es ist anzustreben, nicht nur einen ständig sich vergrö­
ßernden Kreis anzusprechen, sondern auch immer weitere 
O rganisationen und Einzelpersonen für die Aufgabe zu 
gewinnen. Diese Forderung verbietet jeden Behörden­
oder Verbandsegoismus. 

Die Offentlichkeitsarbeit sollte auch nicht von ei ner be­
sonderen O rgan isation, ei ner Behörde oder ein em Ver­
band als einzige Au fga be geleistet werden . Sie kann nur 
dann erfolgversprechend sei n, wenn ihre Träger ständ ig 
gezwu ngen sind, sich auch mit den Sachfragen der Pla ­
nung und Vorberei tung der zivilen Verteidigung ausei n­
anderzusetzen . 

Von den ei nzel nen Mitarbeitern is t vor allen anderen 
Kenntnissen und Fäh igkei ten ei n klares Bekenntn is zu 
unserem Staa t zu fordern . Sie sollen es als ihre Grund­
pflicht als Staatsbürger e rkennen, diesen Staat in seiner 
Ordnung zu erholten, seine Bürger gegen Gefahren zu 
sch ützen und die W erte zu bewahren, die ein Leben 
lebenswert erscheinen lassen. Sie müssen ihre Aufgabe 
als Tei l ei ner humanitären Verpfl ichtung sehen und sich 
zu ei ner Pol itik bekennen , die in der Erhaltung des Frie­
dens ihr vornehmstes Zie l, im Kri ege ober dos beschä­
mendste Zeugn is der Unfähigkeit der Menschen sieM, ihre 
Konflikte auf dem Boden des Rechts und bestimmt durch 
die G ebote der Men schlichkeit zu lösen . Im übrigen aber 
dorf die Offentl ichkeitsarbeit - sollen die von ihr vertre­
tenen Ziele nicht gefährdet werden - nicht nur von Per­
sonen getraqen w erden . die eindeutig einer bestimmten 
politischen Richtung, Partei oder Gruppe zuzuordnen 
sind. Sie is t Arbeit im politischen Raum . Ihre Träger sollen 
klar und entschieden ihre Auffassung zu politischen Fra­
gen bekennen. Sie sollten ober auch anstreben, das Ver­
trauen der gesamten Bevölkerung zu gewinnen und jeden 
An schei n vermeiden, Abg esandte einer bestimmten Grup­
pe zu sein. Sie stehen darüber hinaus bei ihrer Arbeit vor 
der Notwendigkei t, die pol iti schen Vorau ssetzungen und 
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Wirkungsmögl ichkeiten ihrer Arbe it im Inland wie auch 
über die Grenzen des Staates hinaus in jedem Falle sorg­
sam abzuwägen. 

Gründliche Fachkenntnisse sind eine weitere Vorausset­
zung einer erfolgreichen Arbeit. Mit angelerntem Wissen 
kann man weder unterr ichten noch überzeugen. Eine Be­
schränkung ist oft weiser als das durchaus verständl iche, 
aus g,uten Motiven ,bestimmte Bemühen, ohne ausreichende 
Vorbildung und Erfahrung der Offentl ichke it gegenüber­
zutreten Andererseits ist auch der kenntnisreiche Fach­
mann e~st dann ein guter M itarbeiter, wenn er ein umfas­
sendes Bild von der zivilen Verteidigung besitzt und es 
versteht, sein Fachwissen in die größeren Zusammen­
hänge einzuordnen und in d ieser Einordnung darzu­
ste llen. 

Fleiß und kritisches Bewußtse in gehören zu den we iteren 
Fäh igkeiten, die von jedem M itarbe iter gefördert werden 
müssen . Pädagogische und rhetorische ·Begabung, Ge­
wandheit und eine ausgeprägte Kontaktgabe werden ihm 
die Erfüllung seiner Au sgaben wesentlich erleichtern . 

Die Adressaten 

Jedes Ansprechen der Offentlichkeit setzt ei ne Prüfung 
der Lag e voraus. Sie muß vorurteilsfrei und im größtmög­
lichen Umfang auch wertungsfrei erfolgen. Ihr Ziel ist es, 
Tatsachen festzustellen, n icht aber vorgefaßte Me inu ngen 
bestätigen zu lassen. 

Die Prüfung muß umfassend sein. An ihrem Anfang 
stehen klare, sorgsam abgewogene und durchdachte Fra­
gen nach den Personen, die angesprochen werden sollen. 
Es gilt, die sozio log ischen Gegebenheiten zu erfassen 
und d ;e psychologischen Voraus setzungen und die Mög­
lichke iten einer psychologischen W irkung im Einzelfall 
wie auch in der Breite vorausschauend zu ermitteln. Erst 
diese umfassende Prü fung erlaubt es, eine nach Vorall s­
setzunqp.n . Sachthema und Adressaten differenzierte Of­
fentlichkeitsarbeit zu betreiben, die wirk<amsten M etho­
dAn zu bestimmen und die gegebenen M ittel sachgerecht 
ei nzusetzen 

Am Anfang steht das Gespräch mit Journal isten, Päda­
Rogen und Werbebera tern - mit den Fachleuten: die in 
ihrer berufl ichen Arbe it Erfahrungen und Kenntnisse ha­
ben erwerbp.n können, d ie auch in der zivilen Verte idi­
P'Jn[:l nutzbar gemacht werden können. Sie müs<en v~r 
die ihnen v iel fach noch neuen Sachfraqen der VertA 'dl­
[:lu nq gestellt und umfas<end untArrich:et w.erden. Ihr;­
Anrf>nllnnA n \Jnd Vor5rhlöCle sind für d ie weitere A rht;!lt 
zu erbitten Es wäre falsch zu me inen, daß ein bewähr­
ter M : tarb~ i ter in der zivilf>n Verte idi[:lunq sie ohne wei­
teres allrl, in "'Iort und Schrift [:lut vertreter'! kÖr'!n<> . Fr<t 
im Zu<arnrnpnwir'<en von Fachleuten von Pres<e. Run?­
funk und Fernsehen, aus den Bere ichen der Pädagog ik 

Wir bieten an: 

und der Werbung, mit den Fachleuten der zivilen Ver­
teidigung kann das bestmögliche Ergebnis erreicht wer­
den . Daneben sollte der Austau sch von Informationen 
und Material zwischen den verschiedenen Trägern der 
Offentlichke itsarbeit eingeleitet und eine fortlaufende 
Abst immung gesichert werden. 

Die Bre itenarbeit verspricht erst Erfolg, wenn die Perso­
nen, die von der Bevölkerung als Autoritäten geachtet 
oder in ihrer beruflichen oder auch ehrenamtlichen Stei ­
lung respektiert w erden, von der Notwend igkeit einer 
zivilen Verte idigung überzeugt sind. Es gilt daher, zu ­
nächst sie anzusprechen . Zu gleicher Zeit sollten die im 
politischen Leben wirkenden Parteien und Organ isatio­
nen und die meinungsbildenden Einrichtungen, Presse, 
Rundfunk und Fernsehen, für diese Aufgabe interessiert 
und für eine aktive M itarbeit gewonnen werden. 

Die Unterrichtung der breiten Offentl ichkeit über Aufga­
ben und Ziele der zivilen Verteidigung ist der letzte und 
wesentlichste Schr itt. Er kann erst nach langer und sorg­
fältiger Vorbereitung gewagt werden. Er w ird erfolgre ich 
sein, wenn er von gut ausgebildeten Mitarbeitern getan 
wird, die die geeigneten M ittel und Methoden r ichtig an ­
wenden und von allen meinungsb ildenden Kräften nach ­
haltig unterstützt werden. 

Die Mittel 

Eine kritische Wertung der bisher auf dem Gebiet der zi­
vilen Verteidigung gele isteten Offentlichkeitsarbeit zeigt, 
daß im wesentlichen nur Flugschriften und M erkblätter in 
Einzelaktionen verteilt und Te ilprobleme in Reden, Vor­
trägen und Referaten ohne Einordnung in eine langfr ist i­
ge Planung erörtert wurden. Dam it wurden die zur Verfü­
gung stehenden M ittel und Methoden nur unvollständig 
genutzt. 

Neben Flugschrift und Merkblatt, Rede, Vortrag und Re­
ferat kommen als M itte l der Offentlichkeitsarbeit Lehr­
gänge und Obungen, Togungen, Ausstellungen und Pla­
kataktionen in Betracht. Presse, Rundfunk und Fernsehen 
müssen laufend informiert und um Unterstützung mit 
ihren M itteln der Meinungsbildung gebeten werden . M it 
Einfallsreichtum, Ideen und in guter Zusamenorbeit mit 
Journalisten. Pädagogen und W erbefachleuten w i rd es 
gelingen, weitere M ittel zu entwickeln und erfolgreich 
einzusetzen. 

Dabei ist darauf zu achten. daß durch die Verbindung 
mehrerer M ;ttel und ihren E;nsatz während langer Zeit­
räume regelmäßig eine größere W irksa mkeit zu errei­
chen ist. 

Eine erfolgreiche Offentl ichkeitsarbe it kann wesentlich zu 
einer wirksamen und qlaubwürdigpn Verteidi(:lung unse­
res Staates und zum Schutz seiner Bürger beitragen. 

Richtlinien für den erweiterten Selbstschutz 
Richtlinien und Au srüstung snachweisung ES 

Hera usgegeben vom Bunde sa mt für zivilen Bevölkerungsschutz DM 2,40 
Die kort. Broschüre ist zu bez iehen durch den Fachbuchho ndel oder direkt vom 

zuzüglich Versandko! ten 

ZIVILSCHUTZ-VERLAG DR. EBELING KG KOBLENZ Postfach 2224 
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Das Zivildienstgesetz und der Zivilschutzdienst 

von Eugen Schnell 

Die H,undesregierung hat den gesetzgebenden Körper­
schoften om 6. Juni 1962 den Entwurf eines Gesetzes über 
den Zivil,dienst im Verte idigungsfall zugehen lossen (Zivil­
dienstgesetz) . Trotz vierjähriger Bemühungen konnte das 
Zivild iens tgesetz noch nicht verobschiedet werden , weil die 
für sein Inkroftreten erforderliche Zwe i<l rittelmehrheit bei 
den gesetzgebenden Körperschaften nicht vorhonden wor. 
Das hatte zur Folge, doß o'uch das mit dem Zivildienstge­
setz gekoppelte Gesetz über das Zivilschutzkorps und den 
Zivil schutzdienst in der von der Bundesregierung vorge­
sehenen Form ebenfalls nicht verabschiedet werden konnte, 
so doß die trogende Organ isation der Zivilverteidigung 
näml ich der "örtliche Zivilschutzdienst" mangels einer 
brauchbaren Rechtsgrundlage bis heute noch nicht zu ei­
ner schlagkräftigen Einheit hat aufgebaut werden können. 
Das Zivilschutzkorps und der Zivilsch:utzd ienst haben die 
g'leichen Aufgaben, nämlich die Zivilbevölkerung im Ver­
teid igu ngsfalle vor Kriegseinwirkungen zu schützen. Wenn 
zum Dienst im Zivilschu tzkorps Wehrpflichtige herangezo­
gen werden, so wäre es in Anerkennung ihrer gleichen 
Aufgaben und ihres gemeinsamen Einsatzes nur folgerich­
tig, wenn auch zum Dienst im "Zivilschutzdienst" ebenfalls 
nur Wehrpflichtige herangezogen werden würden. 

Gesetzes techn isch hätte diese Regelung den Vorteil, daß 
das Gesetz über den Zivilschutzdienst in absehbarer Zeit 
verabschiedet werden könnte, denn für die Heranziehung 
von Wehrpflichtigen zum Zivilschutzdienst is t, wie das Ge­
setz über das Zivilschutzkorps beweist, keine Zweidrittel­
mehrhe it notwendig, 

Die jetzt vorgesehene Anwendung des Zivildienstgesetzes 
auf den ZivilschutZ'dienst wirkt sich nicht nur organisato­
risch sondern auch psychologisch auf die Aufstellung des 
Zivilschutzdienstes nachteilig aus. Nach § 2 des Zivildienst­
gesetzes so llen Personen zum Zivildienst herangezogen wer­
den, wenn der Bedarf an "Arbeitskräften" auf andere Weise 
nicht gedeckt werden kann, In dieser Hinsicht ähnelt das 
Zivildienstgesetz der berüchtigten Notdienstverordnung 
des zweiten Weltkrieges und w ird deshalb von großen 
Te ilen unserer Bevölkerung abgelehnt. Es ist der Sache 
nicht dienlich, ein politisch so um strittenes Gesetz auf den 
Zivilschutzdienst anzuwenden , Die Einsatzfreudigkeit und 
das Selbstbewußtsein der Helfer im Zivilschutzdienst wür­
de be,stimmt sehr gehoben werden, wenn sie in rechtlicher 
Hinsicht als Angehörige der zivilen Verteidigung den An ­
gehörigen des Zivilschutzkorps gleichgestellt werden wür­
den, das hätte auch eine erhebl iche Verwaltungsvereinfa ­
chung für die bete il igten Dienststellen und für die Betrof­
fenen die Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes 
z/ur Folge. 

Die großräumige W irkung moderner Waffen verlangt ein­
fache und einheitliche Organi sati onsformen. Diese Er­
kenntnisse sind auch be im Aufbau der mi litärischen Ver­
teidig/ung (Bundeswehr-NATO) und beim Aufbau des Zi­
vilschutz,korps berücksichtigt worden. Nur auf der wichtig­
sten, näml ich auf der örtlichen Ebene hat sich diese 
Erkenntn is gegen die Sonderwünsche der Hilfsorgan isa­
tionen noch nicht durchsetzen können. 

Nachdem jedoch die Bundesregierung die DurchWhrung 
des Zivilschutzes als Bundesauftragsangelegenheit den 

Ländern übertragen hat und diese mit der Durchführung 
im einze ln en nach dem jeweiligen Landesrecht die Ge­
meinden beauftragt haben, is t für das W irksamwerden 
von bundesunmittelbaren Einrichtungen wie THW und DRK 
auf der Ebene der Gemeinde kein Platz mehr, Das kom­
mende Gesetz über den Zivilschutzdienst muß daher klare 
Besti mmungen über die Einheitlichkeit des Aufbaues und 
der Führung des Zivilschutzdienstes in der Gemeinde ent­
halten. Für Regelungen wie sie auf Grund des Zivildienst­
gesetzes in den §§ 32 und 33 des Entwurfes über das Ge­
setz für ein Zivilschutzkorps und den Zivilschutzdienst ent­
halten sind, ist dann allerdings ke in Raum mehr, denn die 
Zute il ung von Wehrpflicht igen an Hilfsorgan isationen wird 
woh l niemand in Erwägung ziehen. 

Selbstverständlich sollen unbeschadet ihrer friedensmä­
ßigen A,ufgaben die Angehörigen der Hilfsorganisationen 
von der M ita rbe it im Zivilschutzd ienst im Verteidigungs­
fall nicht ausgeschlossen werden , Die Verschiedenartigkeit 
dieser Hilfsorganisationen schließt jedoch ei ne einheitliche 
für alle Hilfsorganisationen geltende Regelung aus. 

Der Brandschutzd ienst wird wie im zweiten Weltkrieg auch 
in der Zukunft d ie Hauptlast des Zivilschutzdienstes zu tra­
gen haben. Er ist ohne die M itwirkung der Feuerwehren 
der Gemeinden nicht denkbar. Das Zivilschutzgesetz muß 
deshalb ei ne Bestimmung erhal ten, wodurch die Feuerweh­
ren der Gemeinden in einem Verteidigungsfa ll als Stamm­
einheiten in den Zivilschutzdienst eingegliedert werden, 

Das bedeu tet, daß der B ra n d s c hut z die n s t in ei­
nem Verte idigu ngsfall dem Weh r die n s t gleichgestellt 
w ird. 

Die Aufgaben, d ie das THW in Friedenszeiten wahrzuneh­
men hat, dürften in einem Verte idigungsfalle nicht mehr 
gegeben sei n, so daß die Eingl iederung der Angehörigen 
des THW in den Bergungsdienst ohn ehi n notwendig ist, 
was gle ichzeit ig eine Vereinfachung ,in der Hilfeleistung 
darstellt. 

Das Vorhandensein verschiedener Hilfsorganisationen auf 
dem Gebiet des Sanitätswesens läßt ihre kollektive Mit- . 
w irkung als nicht zweckmößig erscheinen. Hinzu kommt, 
daß d ie Organ isationen wie z. B. das DRK so vielseitige 
Au fg aben haben, daß sie mit der Aufbauarbeit des LS­
Sani tätsdienstes nicht noch belastet werden sollten. 

Wie die Erfahrung' lehrt, sind die einzelnen Kreisverbände 
auch gar nicht bereit, im Zivilschutz mitzuwirken . So hat 
z. B. der Kre isverband des DRK einer Stadt nach § 9 des 
1. ZBG erklärt, daß er es nicht verantworten könne, seinen 
Helfern die M itarbei t im LS-Sanitätsd ienst 'Z u empfehlen, 
solange hierz'u keine gesetzliche Pfl icht bestehe. 

Bei dieser Sachlage sollte auf die kollektive Mitarbeit die­
ser verschiedenartigen Organisationen verzichtet werden, 
damit ein von sich w idersprechenden Verbandsinteressen 
freier LS -San itätsdienst aufgebaut werden kann. 

Be im Aufbau des Zivilschutzdienstes sollten auch Fehlor­
ganisationen, wie sie im zweiten Weltkrieg in Gestalt des 
sogenannten Sicherheits- und Hilfsdienstes vorhanden WO ­

ren , vermieden werden. Der Sicherheits- und Hil fsd ienst 
mußte bekanntlich nach 211> Kriegsjahren aufgelöst und in 
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einfacher Form in die örtlichen Luftschutzleitungen einge­
gliedert werden. Ein Beweis, daß im Ernstfalle nur einfache 
und einheitliche Orgon isatianen Bestand hoben. 

Nachdem feststeht, daß auf der freiwilligen Mitarbeit 
(§ 12 des 1. ZBG) keine schlagkräfiigen Einheiten aufge­
stellt werden können und die Einführung einer Pflicht not­
wend ig ist, sollte mon in Anerkennung der Gle ichrangig­
keit von militärischer und ziviler Verteid igung auf d ie An­
wendung des Zivildienstgesetzes verz ichten und so, wie es 
bereits für dos Zivilschutzkorps geschehen ist, den Dienst 

im Zivilschutzdienst ebenfalls durch Wehrpflichtige wahr­
nehmen lassen. Da die Bundeswehr bei weitem nicht olle 
Wehrpfl icht igen zum 18manatigen Grundwehrd ienst einbe­
ruft, stehen genügend Wehrpflichtige zur Verfügung. Diese 
Regelung würde darüber hinaus von den z'um Wehrd ienst 
Einberufenen nur als gerecht empfunden werden. 

Es ist on der Zeit, daß die gesetzgebenden Körperschaften 
d ie Rechtsgrund loge für eine schlagkräftige und einheit­
liche Organ isation - einen Zivilschutz aus einem Guß _ 
schaffen. 

Ein entscheidender Schritt nach vorn im Aufbau des THW 

Der Bundesminister d'es Innern sichert Selbständigkeit zu 

von Dipl.-Volkswirt Karl Schulze Henne 

Drei Höhepunkte konnte dos Techn ische Hilfswerk (THW) 
im Verlauf der Einsatz - und Ubungstät ig ke it im Sommer 
dieses Jahres verzeichnen: 

* Anerkennung und Würdigung durch die Offentlichkeit 
zum 16. Jahrestag seines Bestehens; 

* Einsatz im Erdbebeng ebiet der Türke i und 

* Kamb,inierte Großübung zweier Landesverbände unter 
den Augen seines höchsten Dienstvorgesetzten, des Bun­
desministers des Innern. 

16Jahre im Leben einer Organ isation sind keine longe Zeit. 
W er jedoch die Schwierigkeiten oller Art kennt, d ie bei 
der Gründung des THW zu überwinden waren, und die 
sich einem zügigen Aufbau w iederholt entgegenstellten, 
der ermißt eher die Leistung seiner freiwilligen Helfer mit 
ihrem abgestuften ehrenamtlichen Führungsstab, der we­
nigen hauptamtlich tät igen Führungskräfte und sein~r Be­
treuer im Bundesministerium des Innern. Unbei rrbar Ist al ­
len der konstante Wille, den Aufbau dieser technischen 
Hilfsorgan isa~ion voranzutreiben und zu vollenden. 

Anerkennung durch den Bundesminister des Innern : dos 
THW ist unentbehrlich. 

In einem Geleitwort in der August-Ausgabe der Zeitschrift 
" Dos Technische Hilfkwerk" würdigt der Bundesm inister 
des Innern d ie Leistungen der freiwilligen Helfer. In den 16 
Jahren seines Bestehens, so betont der M inister, habe sich 
das Technische Hilfswerk aus kleinsten Anfängen zu einer 
Hilfsarganisation entwickelt, die im gesamten Gehiet der 
Bundesrepubl ik für den Schutz der Bevölkerung bei Kata­
strophen und Unglücksfällen größeren Ausmaßes unen.t­
behrlich geworden sei. Die freiwilligen Helfer gäben so ein 
leuchtendes Be ispiel wahren und verantwortungsvollen 
8ürgers inns, ohne den unser junger demokratischer Staat 
nicht bestehen könne. Was er dazu tun könne, d ie weitere 
EntWlick lung des THW zu fördern, werde geschehen. 

Zum Gründungstag, dem 22. August, legte die Bundesan­
stalt Technisches Hilfswerk einen Bildbericht über Ausbil­
dung und Einsotz ihrer fre iwi lligen Helfer i~ Jah:e 1965 
VOr. Diese jährliichen Berichte der THW-Schrlftenre 'he do­
kumentieren sinnfällig das Ziel dieser technischen Hi lfsor­
ganisation, bei Katastrophen, seien sie durch entfesselte 

Naturgewalten oder durch ein techn isches Verhängnis aus­
g'elöst, helfend einzuspringen, in G efahr geratene Men­
schen zu retten und materielle Werte vor der Vernichtung 
zu bewahren. Die sorgfältig ausgewählten Bilder bekun­
den die weite Spanne der vielseitigen technischen Ausbil­
dung, der zweckentsprechenden Ausrüstung mit Fah rzeu­
gen, le ichtem und schwerem Gerät und des Einsatzes der 
Helfer: Bergung, Instandsetzung, Präzis ionssprengen, Bau 
von Behelf;;brücken b is zu 30 t Trogkraft auf festen und 
schwimmenden Unterstützungen, Bau von Waldlagern und 
Notunterkünften, Brunnenbohren, Leitungsbau, Wald­
brandbekämpfung und Eindämmen von Hochwosser. Rund 
70.000 fre iwil l ige Helfer sind in 522 Orts- und Bez irksver ­
bänden der elf Londesverbände zusammengefaßt und ha­
ben in mehr als vier M illionen Arbe itsstu nden bei über 
15.000 Einsätzen oller Art im In- und Ausland technische 
H ilfe geleistet. Am Jahrestag gedachte die Presse in 
zahlreichen Be iträgen der Tät igkei t des THW, d :e örtliche 
Presse veran schaul ichte ihre Ber ichte aus dem Leben der 
Orts- und Bezi rksve rbände mit Bilddokumenten von Ubun ­
gen und Einsätzen. Diese Würd ig ung zeigt, daß sich das 
THW in den verga nRenen 16 Jahren einen festen Platz in 
den Gemeinden und im Bewußtse in der Offentl ichkeit si­
chern kan nte. 

Einsatz im Erdbebengebiet der Türkei 

Einsätze im Ausland haben ihren besonderen Reiz. Es mei­
den sich so viele Helfer, daß es schwierig ist, eine Auswahl 
zu treffen. Ke iner w ill zurückstehen. Schon zu Beginn der 
Aufbauzelt brachte das THW den durch die große Sturm­
flutkatastrophe von 1953 hart bedrängten Bewohnern der 
hol.ländischen Inseln Schouven en Du iveland Unterstützung 
In Ihrem Kampf gegen die hereinbrechende See. Die da­
mals noch wenigen Fahrzeuge und Geräte wurden hierfür 
aus dem gesamten Bundesgebiet herangezog "n. 1956 le :­
stete das THW zusammen mit dem Deutschen Roten Kreuz 
Hilfe bei der Unterbr i ~gung der ungarischen Flüchtl inge im 
benachbarten Oste~rel~h . 1963 wurden für die Opfer des 
Erdbebe n~ In Skaple In Jugoslavien Unterkünfte gebaut. 
~erode Im Auslandseinsatz kommt die vielseitige Aus­
bildung und Ausstattung mit Gerät und geländegängigen 
Fahrzeugen den Helfern zugute. Oft müssen sie sich durch 
unwegsames Gelände, über zerstörte oder verschüttete 
Straßen den Weg zum Katastrophenherd hahnen. Dabe i 
zeigt sich, wer Meister in der Kunst des Improvisierens ist: 
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"Helfen will gelernt sein'" 

Am 26. August 1966 wurden auf Wunsch der türkischen 
Reg ierung 33 ausgesuchte Fachkräfte des THW mit Norat­
las-Ma·schinen von ,der Bundeswehr in d ie Erdbehenregion 
geflogen . Die Helfer ließen sich in den wenig erschlossenen 
und von Verkehrszentren ahgelegenen Gebieten nicht von 
den Schwierigkeiten unterkriegen. In der Stadt Hinis führ­
ten sie folgende Arbeiten mit Erfolg zuende: 

* Bergung des wertvollen Medi,kamentevorrats des zer­
störten Krankenhauses; 

* Abstützung von Gebäudeteilen, Auiibau von Großzeiten; 

* Abbruch und Sicherungsarbeiten an anderen Gebäuden 
und 

* Wiederins~andsetzung der städtischen Wasserleitung. 

Am Tage der Abreise, dem 10. September, waren die völl ig 
verschlammten und durch Gestein unzugänglich geworde­
nen Wasserreservoire gereinigt und gechlort, es gab in 
Hinis wieder klares Trinkwasser. 

Die türkische Regierung hat die Hilfsbereitschaft dankbar 
anerkannt. In einem Schreiben der Provinzialbehörde heißt 
es, daß d ie Anwesenheit der .deutschen Helfer eine mora­
lische Stütze für die von der Katastrophe betroffenen Be­
wohner gewesen se i. W ichtiger als die materielle Hilfe bei 
Einsätzen im Ausland ist sicher das vMkerverbindende Ele­
ment. Das Vertrauen in die Hilfsbereitschaft der Deutschen 
wird gestärkt und so das Ansehen der Bundesrepublik ge­
fest igt. Das kam auch in der festlichen Stunde zum Aus­
druck, d ie das türkische Militär, die Präsidenten des natio­
nalen Studentenverbandes vnd des Journalistenverbandes 
sowie der Bevölkerung den Helfern bereiteten. Namens 
der Bundesregierung sprach Ministerialdirektor Thomsen 
den Helfern nach ihrer Landung auf dem Mili tärflugplatz 
Bonn-Köln Dank und Anerkennung aus. 

Zu den Vorbereitungen von eventuellen Einsätzen im Aus­
land gehört a,uch der enge Kontakt, den der Landesver­
band Saarlan:d des THW mit der ent~prechenden Organi­
sation im benachbarten Frankreich, der Federation naf.io­
nale Ide Sauvetoge, Section Thionville, pflegt. In jedem Jahr 
findet eine gemeinsame Ubung abwechselnd auf franzö­
sischer und deutscher Seite statt. Aus dieser Verbindung 
hat sich eine herzliche Kameradschaft entwickelt. 

GroBübung in Münsterland 

Die sommerliche Ausbildungsperiode schließt in jedem 
Jahr mit größeren Ubungen mehrerer Ortsverbände und 
Landesverbände ab. Hier hoben die Helfer Gelegenheit 
zu zeigen, daß die Ausbildung weitere fortschritte ge­
macht hat und die Ausrüstung vervollständigt werden 
konnte. Im Juni, in dem unter Einschluß des 17. Juni drei 
arbeitsfreie Tage 'hintereinander zur Verfüg,ung standen, 
führte der Ortsverban'd Münster in seinem Betreuungsbe­
reich mit 180 Helfern aus acht Ortsverbänden im Gelände 
des ehemaligen Flugplatzes Achmer bei Osnabrück eine 
dreitägige übung durch. Zu diesem Zweck wurden Unter­
kunftszelte aufgebaut, zwei Feldkochherde aufgestellt und 
die Versorgung mit W'asser mittels einer fahrbaren Was­
seraufbereitungsanlage aus dem Mittellandkanal sicherge­
stellt. Das Ubungsgelände bot mit seinen alten Bauten, 
Bunkern, einem Haggerloch und stillgelegten Steinbruch 
vielerlei Möglichkeiten . Es wunden geübt: Stege- und 
Brückenbau am Mittellandkanal und dem Flüßchen Hose, 
Bergung aus Höhen und Untergrund. Flammen eines vor­
getäuschten Waldbrandes goben Anlaß zu einer nächtli­
chen Alarmübung. Der Fernmeldezug stellte die Verbin­
dung zwischen den einzelnen Obung'sstationen und ober 

eine Relais-Station mit der Unterkunft des OV-Münster her. 
Durch häufigen Wechsel an den Ubungsobjekten erhielten 
die Helfer Gele.genheit, ihre Weiterbildung in verschiede­
nen Ausbilldungszweigen zu vervollkommnen. Vertreter des 
Lan'desinnenmin isteriums und der Bezirksreg ierung Mün­
ster überzeugten sich von der Einsatzbereitschaft der Orts­
verbände des Reg ierungSlbezirks. 

Weserübung im Raum Petershagen 

Die Gemeinschaftsübung der Landesverbände Niedersach­
sen und Nordrhein-Westfalen im Raum Petershagen on der 
Weser am 10./11 . September 1966 bot ei'nen Querschnitt 
durch die A,ufgaben des Wasserdienstes mit Schwerpunkt 
Schwimmbrückenlbau und des technischen D·ienstes. Der 
Ubung lag folgende Lage zugrunde, 

Schwere Stürme, verbunden mit starken Wol'kenbrüchen 
wüteten am 7. und 8. September in den Regierungsbezir­
ken Münster, Detmold und Arnsberg. Bei einer damit zu­
sammenlhängen,den schweren Schiffshavarie an der We­
serbrücke in Minden wurde ein Hauptpfeiler so stark be­
schäd igt, daß die Brücke für den gesamten Verkehr ge­
sperrt werden mußte . Die Katastrophenabwehrleitung des 
Landkreises Minden hatte das THW aufgerufen, e ' ne be­
helfsmäßige Verkehrsverb indung über die Weser bei Pe­
tersh'agen ,durch Einrichtung e·ines Fährbetriebes zu schaf­
fen. Die dort verkehrende Wogenfähre war durch das vor­
angegangene Unwetter ebenfalls unbrauchbar geworden. 
Bei der Erkundung des Einsatzra·umes war festgestellt wor­
den, daß das Unwetter auch Schäden an den örtlichen 
Versorgungsnetzen verursacht hatt·e und ihnen weder Was­
ser noch Strom entnommen werden konnte. Zur Behebung 
der angerichteten Schäden und zur Herstellung der ausge­
fallenen Verkehrsverb indungen wurden von der Einsatzle i­
tung des THW a·us den Ortsverbänden der Landesve r­
bände Niedersachsen und Nordrhe in-Westfalen 430 Hel­
fer mit den notwendigen Fahrzeugen und Geräten z'usam­
mengezogen, denen folgende Aufgaben gestellt waren : 

* Bau von Stegen über dos Nebenflüßchen Aue. 

B'ei Hochwasser sind schnell errichtete Stege . ein probates 
Mitte l, den lohmgelegten Ve rkehr wieder in Gang zu 
bringen, in den Ansie·dfungen als Verbindung zwischen den 
einzelnen Häusern, über schmale Flußläufe als Ubergang 
von Ufer zu Ufer. Die Ba·uweise des Steges als Beseler-, 
Hänge-, Seil-, Tonnen- oder Pfahlsteg richtet sich nach den 
örtlichen Verhältnissen und dem vorhandenen Material. 

* IBau von vier Strecken einer 4 t-Behelf~br'ücke von jedem 
Ufer der Weser aus. 

Brücken a·uf Böcken, Bohlenstapei, Schwell- oder Pfahljo­
chen mit einer nutzbaren Breite von 3,50 m erla·uben den 
Ubergang von Fußgängern, Viehtrieb und den einbahni­
gen Verkehr von Fahrzeugen bis zu 4 bzw. 8 t Gesamt­
gewicht. Bei der Wassertiefe der Weser erwies sich für die 
Konstruktion eines Pfahljoches das Rammen von pfählen 
von einer Rammfähre aus als notwendig. 

* Hau eines 8 t-Anlegers an jedem Wasserufer; 

* Bou von zwei Dreiböcken, Spannen eines Gierseiles, An­
schluß der Fähre on das Gierseil. 

Dem Brückenschlag a·uf festen oder schwimmenden Unter­
stützungen über breitere Flußläufe stellen sich oft nicht un­
beträchtliche Schwierigkeiten entgegen: Mangel an Gerät, 
Tücken der Strömung, Zeitnot. Sind dagegen die Vorrich­
tungen für ,das Anlanden der Wasserfahrzeuge an beiden 
Ufern fertiggestellt, konn der Ubersetzverkehr mit Booten 
und Fähren sofort aufgenommen werden. Den Helfern 
stan·den ·hierfür fünf UbersetZlboote einzeln oder zu zweien 
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oder dreien miteinander verbunden und von einem Außen­
bordmotor angetriebe n und eine 4 t-Fähre aus vie r Halb­
pontons mit einem 40 PS Außenbordmotor zur Verfügung. 
Die G ie rfähre schwimmend auf vier Ganzpontons braucht 
ke inen Mo torantrie b. Gegen den Stromstrich gestellt über­
nimmt die Strömung ihre Fortbewegung zwischen den bei­
den Anle~ern . Sie hängt an dem Gierse il, das an jedem 
Ufer an den Dre iböcken vemnkert und mit Gre ifzügen ge­
spannt ist. Nachdem die Vorarbe iten beendet waren, rich­
teten die Helfer für die an den Ufern wartenden Personen 
und Fahrzeuge einen flotten Obersetzbe'rieb ein. Vorsorg­
lich war ein ' Rettungsdienst in Motorschaluppen eingeteilt. 
Schwimmbrückenbau und die Handhabung von Wasser­
fahrzeugen erfordern Vertrauthe it mit dem Wasser, in 
dem besonders bei Hochwasser allerle ; Tücken lauern. 
Dauernde Obung und die Kenntn is der Sch iffahrtsordnung 
'unn der wasseronlizeilichen Vorschr iften sind daher uner­
läßlich. Die Helfer, auf den THW-Schwimmbrückenbau­
schulen in Hoia und Germersheim unterw iesen , ze igten, 
daß sie auch in diesen Ausbildungszwe igen ihren Mann zu 
stehen vermögen. 

* Aufbau eines Zeltlagers; 

* Verleben einer Starkstromleitung auf Masten; 

* Einrichtung e iner Wasserversorgung . 

Die Zuführung von elektrischem Strom erweist sich in na­
hezu allen Katastrophen als vordringlich. Für die Beleuch­
tung des Obungsgeländes und der Zelte wurde eine Frei­
leitung gebaut und ein Kabel verlegt. Wahlweise wurde 
der Strom dem Netz und dem Notstromaggregat entnom­
men Trink- und Gebrouchwasser sind in allen Notlagen 
auch bei Hochwasser das am ,dringendsten benöt igte Ver­
sorgungsgut. Die Gewinnung von Wasser aus Br,unnen und 
die Fortleitung des Wassers in schnell verlegbaren Kunst­
sroffleitungen hat das THW daher in sein Obungspro­
gramm aufgenommen. Mittels Waschanlage . Hochdruck­
behälter und Warmwasserbere iter wurde das Zeltlager 
einschließlich der Feldküchen mit ,kaltem und warmem Was­
ser versorgt. 

* ,Einrichtung eines Fernmeldebetr iebes 

Um bei Katastrophen d ie H il fe züg ig und zweckentspre­
chend steuern zu können , müssen Einsatzleitung, Einsatz­
gruppen , Versorgung , Fahrzeugpark un? Materiallager .zu 
je.der Zeit unm it te lbar miteinander Verbindung haben. Die­
se Verbindung zu 17 verschiedenen Stellen wurde von den 
Helfern mittels Fernsprecher und Funk hergestellt. Durch 
eine Funkgabel und eine Fernsprechvermittlung war die 
Einsotzleitung an das öffentl iche Fernsprechnetz ange­
schlossen. 

* Der Einblick den die zah lre ichen Gäste und Schaulu­
stigen in Aufg~ben ·und Einsatzbereitschaft des THW an 
den einzelnen Obungsobjekten gewinnen konnten, wurde 
abgerundet durch eine Sondervorführung der Sauerstof~­
lanze zur Unschädl ichmachung ölverseuchter Erde und ei­
ner fahrbaren Wasseraufbereitungsanlage, durch eine 
Fahrzeug- und Geräteschau und einen Informationsd ienst. 
Die im Zelt für Offentlichkeitsarbeit ausgestellten Modelle 
und das dargebotene Anschauungsmaterial.vermittelten ei­
nen eindrucksvollen Oberblick über das W irken des THW. 

Künftig wieder selbständig 

Höhepunkt der Obung war der Besuch des höchsten. Dienst­
herrn des THW. Pünktlich um 15.30 Uhr brachte ein Hub­
schrauber des Bundesgrenzschutzes den Bundesm inister 
des Innern, Paul Lücke, auf das Obungsgelände. Von dem 

Direktor der Bundesanstalt Techn isches Hil fswerk, Dipl.­
Ing. Zielinski, vor den im Viereck angetretenen Helfern 
begrüßt, leitete der Minister seine Ansprache mit der Fest­
stellung ein, daß ihm, der kein Freund von Fest- und 
Pfl ichtreden sei, die Gelegen'he it, heute zu den Helfern zu 
sprechen, sehr willkommen sei. Von der Kommunalpol itik, 
aus der er komme, und die den vollen Einsatz von dem, der 
bereit sei, Verantwortung zu übernehmen, verlange, sehe 
er eine Brücke zu der Idee, die dem THW zugrunde liege : 
Fre iwilligkeit und Einsatzfreude um der übernommenen 
Verantwortun~ willen . So gesehen , sei die Aufgabe der 
Helfer in Wirklichkeit eine polit ische Aufgabe, da sie zu ­
allererst dem Gemeinwohl diene. 

Das Ges icht unseres Ze itabschn ittes werde von der moder­
nen Technik geprägt, ·die neue Gefahrenquellen in sich 
berge. Aus dieser Situation hera·us sei dem THW die Auf­
gabe gestellt, in Notlagen wirksam zu helfen. Sie erfor­
dere ein hohes Maß an techn ischem Können, Bere itschaft 
zvm Die nen und persönlich Opfer zu bringen . Diese Hal­
tung zeichne das Techn ische Hil fswerk aus , als ZlUständiger 
Minister sei er daher stolz auf das THW. Die 70.000 Helfer 
des THW dokumentierten ein Wesensmerkmal unserer fre i­
heitlichen Demokratie , nämlich d ie Freiheit und Selbstver­
nntwortung des Einzelnen , die die Voraussetzung für das 
Leben unseres Volkes in Freiheit seien. 

Der Minister schilderte d ie Hilfele is tungen der Helfer im 
In - ,und Ausland . Er habe sich berichten lassen, daß allein 
im letzten Jahr 2.000 Einsätze und technische Hilfeleistun­
gen von 35.000 ,Helfern mit einer halben Million Arbe its­
stunden durchgeführt worden se ien . In diesem Jahr wür­
den in AnJbetracht der schweren Unwetter in weiten Ge­
bieten der Bundesrepubl ~k die Zahlen noch höher liegen . 
Nots ituationen und Katastrophen kennten ke ine Grenzen, 
sie meldeten sich auch nicht an . Deshalb gelte es, die 
ständige Einsatzbereitschaft des Techn ischen Hilfswerks zu 
fördern und weiter zu verbessern . Nur durch geme inschaft­
liches Zuammenstehen sei in der Stunde der Not wirksame 
Hil fe mögl ich . Er begrüße daher die vorbildliche Zusam­
menarbeit zwischen Bun,d, Ländern und Gemeinden und 
den freiwill igen Hilfsorganisationen. Die Mitarbeiter und 
Helfer des THW bildeten eine spezielle, schlagkräftige 
Katastrophenabwehrorganisat ion des Bundes. 

Als ehemal iger Feuerwerker und Waffenoffizier wisse er, 
daß neben der Bereitschaft zum selbstlosen Einsatz d :e ma­
terielle Ausstattung und Ausrüstung mit modernem Gerät 
gehöre. Wie wichtig diese Auss~attung für den Ernstfall 
sei, zeige d ie heutige Obung eindrucksvoll. Trotz der an­
gespannten Hausha ltslage gebe er den Helfern das Ver­
sprechen, daß er sich mit seiner ganzen Kraft dafür ein­
setzen werde, daß alle berecht igten Wünsche hins ichtl ich 
Ausstattung und Ausrüstung im Rahmen des Möglichen be­
rücksichtigt werden. Das sei nicht nur seine Aufgabe als 
Bundesminister des Innern, vielmehr fühle er sich mit den 
verantwortlichen Pol itikern aller im Bundestag vertretenen 
Parte ien den Helfern gegenüber verpfl ichtet. 

Wörtl ich fuhr der Minister fort: "Das Technische Hilfswerk 
ist e ine dynamische Organisation. Das geht aus seiner Auf­
gabenstellun,g klar hervor. Notsituationen, Katastrophen­
fälle verlangen dynam isches Handeln, verlangen vor allem 
schnelles und mögl ichst unbürokratisches Eingreifen , wenn 
es gilt, drohende Gefahr abzuwenden . Eine Organ is at ion 
wie das Technische Hilfswerk schafft sich aus dieser Aufga­
bensteIlung eine Eigengesetzl ichkeit, die nicht in die Form 
einer üblichen Verwaltung paßt. 

Nicht nur auf den Ge ist, nicht nur auf den Stand der Aus­
bildung, nicht nur auf eine moderne techn ische Ausstattung 
und Ausrüstung kommt es an . Es kommt mitunter entschei­
dend auf die Schnell igkeit an, wenn es um Einsätze zum 
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Schutz von Le ib und Leben geht. Desholb brouchen wir für 
das Techn ische Hilswerk eine Organisationsform, die der 
Eigenart der gesamten Aufgaben entspricht. Wir brauchen 
eine Organisot ionsform, die zugleich elastisch und schlag­
kräftig ist. 

Ein Verba nd von freiwilligen Helfern führt naturgemäß 
ei n Eigenleben. Au s diesem Grunde habe ich veranlaßt, 
daß das Techn ische Hilfswerk ab 1. Januar 1967 als eigene 
Organisation unter Aufsicht des Bundesinnenm inisters ver­
selbstä ndigt wird. Die neue Organisationsform wird Ihre 
E'nsatzbereitschaft weiter stärken. Sie wird jedoch zugleich 
von Ihnen ein noch höheres Maß Verantwortung fordern. 
Ich weiß, daß ich Ihnen vertrauen kann. Sie werden d ie­
ses Vertr·auen, das ich in Sie setze, nicht enttäuschen. 

Lassen Sie mich zum Schluß als Bundesminister des Innern 
stellvertretend für viele in unserem Lande und draußen in 
der Welt Dank sagen für Ihren unermüdlichen selbstlosen 
Einsatz. Mit diesem Dank an Sie als freiwillige Helfer und 
hauptamtliche Mitarbeiter des Technischen Hilfswerks 
möchte ich zugleich mei ne Hoffnung aussprechen, daß Ihr 
Vorbild noch weitere Helfer für dieses uneigennützige 
Werk werben möge. Denn Ihr Vorbild kann richhungwei­
send sein über die />,ufgabenstellung Ihrer Organisation 
hinaus." 

Der Minister schloß seine Ansprache mit den Worten : 
"Was wir heute brauchen, ist der freiwillige Einsatz, wenn 
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es darum geht, Verantwortung zu übernehmen, ist die Be­
reitschaft, persönliche Opfer z·u bringen, wenn es um das 
recht verstandene Gemeinwohl geht." 

Nach der mit großem Beifoll von den Helfern und Gä­
sten aufgenommenen für d :e Zukunft des THW wegweisen­
den Ansproche besicht igte der M inister alle Obungsstatio­
nen und ließ s:ch von dem jewei ligen Fachd ienstleiter über 
technische Einze lhei ten. das Gerät und den damit beab­
sicht'gten Obung szweck e:ngehend unterrichten. Der Mi­
niste r setzl'e mit e:nem Amphibienfahrzeug des THW­
Schwimmbrücken baues an das jenseitige Weserufer über, 
um auch d ie dort befindlichen Obungsobjekte in Augen ­
schein zu nehmen. Die G ierfähre brachte ihn zurück. 

Auf dem Kameradschaftsabend in der De ichm ühle in Pe­
tershagen gab Ministerialdirektor Thomsen noch einmal 
e;n Resümee der Obungstage, die durch die Ansprache des 
M inisters zu einem Markstein des THW und für die Hel­
fer zu einem ble:benden Erlebnis geworden seien. Er for­
derte die Helfer auf, das Erlebnis in alle Ortsverbände zu 
tragen und dort weiter winken zu lassen. Wer mit den 
Helfern sprach, empfand ihre Freude über die Anerken­
nung ihrer Tätigke it durch den Bundesminister des Innern 
und vor allem über de,s sen Ankündigung, daß das Tech­
n:sche Hilfswerk ab l. Januar 1967 wieder eine selbstän­
dige, eigenverantwortliche Hil fsorga ni satio n sein wird, die 
von dem M inister unmittelbar i'hre Wei su ngen erhält. Ein 
langgehegter Wun sch hat damit seine Erfüllung gefunden. 

Tn der Numme r 5/6 der Schweize r Ze it schrift "Schutz und Wehr " (vormals " Protor ") wurde 
von Major Herbar / Albo/h e il1 Artikel " Die Iotale Landesver/eidigung der Bundesrepublik 
Deutschland - Besuch ein er Schll'e izer Stlldiellgruppe in Baden-Wiirltemberg" veröffent­
lich t . Wir bringe lJ mit frellndlicl1er Genehmigllng des Verlages einen Ausschnitt des Be­
rid1/es, weil wir der Auffassung s ind, daß 1Insere Leser von kompetenter Seile das !?rilische 
Ur/eil iiber IIns ere Landesver/eidigung - vom Ausland her gesehen - interessiert. 

Vor anderthalb Jahren erhielt eine Delega tion des W ehr­
ausschusses in Baden-Württemberg Gelegenheit, in der 
Schweiz Einrichhungen des Zivilschutzes und des Territorial­
dienstes zu besichtigen. Am 29. und 30. April 1966 fand 
nach einem Auftakt auf der Hohenzollernburg eine Ar­
beitstogung des We·hrausschusses statt. zu der auch eine 
Delegation aus der Schwe iz zu einem Gegenbesuch einge­
laden wurde. Unter der Führung von Oberst i. Gst. Franz 
Kön ig, Stellvertreter des Chefs der Abteilung für Territo­
rialdienst und Luftschutztr.uppen im EMD, nahmen daran 
Fachoffiziere des Territorialdienstes, des ABC- und Sani­
tätsdienstes teil. Vertreten waren auch das Bundesamt für 
Zivilschutz und der Schweizerische Bund für Zivilschutz. An 
der Tagung orientierten sich Offiziere der Bundeswehr und 
Behördenmitglieder eingehend über den Aufbau der terri­
torialen Verteidigung und .des Zivilschutzes in der Hundes­
republik Deutschland. Die Tagung bot einen instruktiven 
Einblick in die vielschichtigen Probleme der totalen Lan ­
desverteid ig ung unseres Nachbarlandes un.d zejgte, wie 
wertvoll solche Kontakte über die Grenzen vor o llem auf 
dem Gebiete des Schutzes der Zivilbevölkerung in Kriegs­
und Katastrophenfällen sind. 

Die Sd1riftleilung 

Mißverhältnisse in der totalen landesverteidigung 

Den Vorträgen der Tagung konnte entnommen werden, 
daß auf dem G eb: ete der totalen Landesverteid igung in 
der Bundesrepublik Deutschland ei n eigentliches M ißver­
hältn is durch die zu storke Forcierung der militärischen 
Belange besteht, so daß alle Tei le der zivilen Landesver­
teidigung zu ku rz kommen. Im Bundesbudget des Jahres 
1966 wurden für die Bundeswehr 19 M illiarden Mark au s­
~egeben, während für sämtliche Belange der zivilen Lan­
desverteidig ung mit dem Zivilschutz nur 0,8 Mill iorden zur 
Verfü!=jung stehen. In der Diskussion wurde unterstrichen, 
daß die zuständigen Behördpn nicht einsehen wollen, daß 
d ie teure und hochf=lerüstete Bundeswehr im Verteidigun!=jS­
fall wenig nützt und si nnlos w:rd, wenn der Soldat nichts 
mp'~r zu verte :,d igen hat. weil für den Schutz der Zivilbe 
vö'kepung - sei ne familie, sei n He im und seinen Arbeits­
platz - zu we nig getan wurde. Es nützt auch wen ig, beson­
dere Formationen aufzustellen, die im Verteidigungsfall 
dafür sorgen sollen, daß die Zivilbevöl-kerung in ihren 
Wohnstätten bleibt und nicht zur Massenflucht getrieben 
wird, wenn in diesen Wohn stä tten keine Schutzeinrichtun­
gen geschaffen wurden, weil -das Schutzraumgesetz jahrelang 
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auf die longe Bank geschoben und selbst noch seiner Ver­
absch iedung im Parlament aus Budgetgründen um zwei 
Jahre zurückgestellt wurde . 

Die Vorbereitung der psychologischen Kriegführung 

Im Rahmen der Tagung wurde auch ein Einblick gegeben 
in di e bundesdeutschen Anstrengungen auf dem Gebiete 
der psycholog ischen Kriegführung, für die nun besondere 
Ein,heiten gebildet und on einer besonderen Schule auf 
ihre A'ufgabe vorbereitet werden. Aufgestellt wurde ein 
eigentliches Sende-Bata illon, dos mit Sendern auf Mittel­
und Kurzwellenfrequenz ausgerüstet ist. Dazu kommen 
Kompan ien 'und Züge der psycholog ischen Kriegführung. 
Es ist von besonderem Interesse zu wissen, daß der 
Schwerpunkt ihrer Tätigkeit bei der territor ialen Verte idi­
gung liegt, indem jeder Wehrbereich einen sogenannten 
PSK-Zug e~hält. Ein solcher PSK-Zug verfügt bei Volibe­
stand über 54 Mann. Im Friedensd ienst begnügt mon sich 
mit einem Stammpersonal von 8 Mann, d ie mit ihrem Spe­
zialgerät dauernd zur Verfügung stehen, was auch für die 
Mob ilmachung dieser Sondereinheit von Bedeu~ung ist. 

Der PSK-Zug setzt sich aus Spezialisten zusammen, die aus 
dem Journalismus und allen Geb ieten der Public Relat ions 
kommen, aus ausgeb il deten Sprechern und Sprecherinnen , 
Tontechn ikern und Psychologen. Es ist selbstverständlich, 
daß dazu auch Spezialisten auf dem Geb iete der Sprachen 
und Dialekte zählen. Neben festen und mobilen La,utspre­
chern mit einer Reichwe ite bis zu 3 km gehören auch Ra­
ketenwerfer und Ballonausrüstungen zum Korpsmaterial 
dieser Sondertruppe, um beispielsweise Flugblätter über 
weite Geb iete streuen zu können; ferner eine Kleindruk­
kerei für Flugblätter und Aufrufe. Dazu kommen Tonband­
geräte, Empfangse inricht'ungen und ähnliches Gerät. Als 
Aufgaben des PSK-Zuges im Raume eines Wehrbereiches 
können genannt werden : 

- Beeinflussung von zu Lande oder durch Luftlandungen 
angreifenden Feindkräften, Banden und anderen Ele-

menten der subversiven Kr iegführung durch Aufrufe 
Warnungen oder irreführende Befehle; , 

- Vortäuschung von Gefechtslärm wie Anfahrt von Pan ­
zern, motoris ierten Verbänden, Luftangriffen usw.; 

- F~eihalt,ung der Straßen und Marschachsen im Verte i­
d igungsfall für Bundeswehr- und Nato-Verbände' 

- Or ientierung und Bearbeitung der Bevölkerung im 'Sinne 
der ~andesverteidigung, Verbre itung von Nachrichten, 
Ve~hlnderung von .Pan ik und Flucht, Weisungen bei 
Lu~t- u~d Landangnffen, bei rad ioaktiver Verstrahlung, 
be im Einsatz von B- und C-Kampfm itteln. 

-Mi.~ilfe in Katastrophenlagen zur Orie nt ierung von Be-
volkerung und Helfern. 

D.~e. PSK-Züge befinden sich erst im Aufbau, erfüllen ihre 
T.ahg~elt aber bere its mit behelfsmäßiger Ausrüstung bis 
sie d ie. 8 vorgesehenen Lautsprecher und ihre beso~ders 
konstrUierte n Fahrzeuge erholten. 

Die zivile La.:ldesverteidigung 

Die im Jahre 1965 verabschiedeten, ober noch nicht in 
Kraft ges ~tzten Gesetze zeigen, wie man sich in der Bun­
desr~p~bllk Deutschland den Aufbau der zivilen Landes­
verte l dlg·.~ ng denkt, wenn einmal dafür genügend Mittel 
zur Verfugung gestellt werden und das rein militärische 
Abwehrdenken überwunden ist. 

Eine B ~sich.ti gung von Einheiten des Luftschutz-Hilfsdien_ 
stes, WI: sie zur Ergänzung des Selbstschutzes in allen 
Bundeslandern und Landkreisen aufgestellt we d _ 
d t d V t·· b E' ren, run 

e e . le or r?ge o. Inen nachhalt igen Eindruck e~hiel-
ten ? Ie Schwelze~ Gä ~.te, darunter auch der Ber ichterstat­
ter, In:' Rahme~ einer Obung am Obiekt einer stillgelegten 
Ols~h.~eferfa?nk. an d~r eine Brandschutzbereitschaft, eine 
San ltatsbereilschaft, eine Bergungsbereitschaft T 'I . 
ABC M ßb . h ' , el e einer 

- ~ ereltsc oft und ein Fernmeldezug teilnahmen . 
Beachtl ich waren d ie gut dotierte Mater ialausrüstung und 
der hohe Grad der Motoris ierung mit zahlreichen Spez ial ­
fahrzeuge.~ der ve;schiedenen Dienstzweige, wie auch die 
gute Ausrustung mit Funkgeräten. 

Werksei bstsch utz eine notwendige Richtigstellung -

von Norbert Hammacher 

Die "Presse- und Funk-Nachrichten" der Industriegewerk­
schaft Metall brachten in ihrer Ausgabe vom 17. September 
1966 einen Artikel der "Westfälischen Rundschau" vom 
14. 9. d. J. mit der Oberschrift : 

"IG Metall : Werkschutz g'ilt als Vorsrufe von militäri­
schen Betriebskampfgruppen", 

Der Verfasser dieses Art ike ls berichtet von einer Ausschuß­
sitzung des Deutschen Gewerkschaftsbundes in Bielefeld. 
Auf dieser Sitzung habe der Bevollmächtigte der IG Me­
tall, Kurt Vogelsang, folgendes erklärt: 

"Es sei der breiten Offentlichkeit weitgehend unbe­
kannt, daß bereits jetzt im Rahmen der Notstands­
gesetze Erprobungseinheiten des sogenannten Werk­
selbstschutzes in verschiedenen Wirtschaftszweigen 
die Möglichkeiten eines späteren Einsatzes im Notfall 
probieren. Mon frage sich unwillkürl ich, ob die zustän­
digen Pol itiker eigentlich ernsthaf.t derartig gefähr­
liche Pläne realisieren wollen . Die Gewerkschaften 

müßten sich gege nüber solchen Plänen skeptisch ver­
ho lten, denn bis. zur Betriebskampfgruppe Ulbricht'­
sc.hen Musters sei es dann kein so weiter Weg mehr 
~Ie Paragraphen der Werkselbstschutzgesetze sehen 
eine M~.ng~ Dinge vor, die in ihrer Auslegung durch­
aus gefahr/Ich w.~rd~n k~nnen. Die Leiter des Betriebs-
selbstschutzes, namllch d ie Betr iebsinhaber k" t . k" S' . , onn en In 
pre ar.en Ituatlonen sogar den Betriebsrat ausschal-
ten . Die Gewerkschaften bedauerten es in diesem Zu­
sam.me~hang außerordentlich, daß sich die Dachor­
ganisation der Unternehmer schon 1959 de B h" d 
b t d f" d V n e o~ en 

era en ur en erteidigungsfall angeboten habe 
Seit ~ 962 habe der Bundesverband der deutschen In~ 
dust ne .(BD!) mit regelmäß igen Schulungskursen für 
Idie zukunfhgen Werkselbstschutzle iter begonnen. In 
der durchaus im Bere ich des Möglichen liegenden 
Tatsac~e, daß der Werkselbstschutz als Mittel zum 
Unterbinden von gewerkschaftlichen Kampfmaßnan-



Das ist ja nun nichts Neues für Sie. 
Im Gegenteil. Sie kennen alle diese 
Wagen aus der täglichen Praxis. 

Den VW -Kombi al s Mannschafts­
wagen, den VW-Kastenwagen als Feu­
erläschfahrzeug TSF (Tl, den VW 1300 
und den VW 1600 TL als Brandmeister­
wagen. 

Das sind Dienstwagen, die alle nach 
dem gleichen Prinzip konstruiert und 
gebaut sind-

Dienstwagen. 
und die auch sonst vieles gemeinsam 
haben : 

Den luftgekühlten, sparsamen Heck­
motar, der niemals kocht oder einfriert 
- der weder Kühler noch Wasserpum­
pe, weder Kühlwasserschläuche noch 
Frostschutzmittel braucht. 

Die Einzelrad-Aufhängung und die 
Drehstabfederung. 

Die Robustheit, die saubere Verar­
beitung, die Anspruchslosigkeit und die 

lange Lebensdauer, für die alle Volks­
wagen bekannt sind. 

Diese praktischen und zuverlässi­
gen Wagen, die Sie ja - wie gesagt­
aus täglicher Erfahrung im Dienstbe­
trieb kennen - sie haben nur einen ein­
zigen Nachteil: Man darf sie nicht pri­
vat fohren. 



Darum haben wir diese Wagen 
auch anders gebaut. Im Prinzip genau­
so. Im Detail aber anders. 

Also: 
Farbe nach Wahl und Geschmack. 

Keine Schläuche. Keine Kübelspritzen. 
Alles das, was Sie wirklich brau­

chen, ist natürlich geb l ieben: 
Beim VW-Kombi der große Fahr­

gastraum für sieben oder neun P~rso­
nen. V iel leicht könnten Sie diesen 

Privatwagen. 
Wagen gut gebrauchen, weil Sie eine 
campingfreudige Familie haben. (Dann 
kaufen Sie sich einen Comping-Einbau­
satz noch hinzu .) 

Beim VW-Kastenwagen der 4,Bcbm 
große Laderaum für eine ganze Tonne 
Nutzlast. Denn vielleicht haben Sie ein 
Geschäft nebenbei und wollen wirt­
schaftlich transportieren. 

Beim Volkswagen 1300 alles das, 
was ihn fast sprichwörtlich bekannt ge-

macht hat: seine unverwüstliche Natur 
und sein kräftiges, ausdauerndes Herz. 

Beim Volkswagen 1600 TL die 
schlichte Eleganz der Linie und die ner­
vige Kraft des starken Motors. 

Bei allen die Wirtschaftlichkeit. 
Denn es sind Volkswagen. Einer wie 
der andere. 

Und sie haben den bestechenden 
Vorteil: Man braucht sie nicht dienstlich 
zu fahren. 
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men und Streiks dienen kann, sehen die Gewerkschaf­
ten eine gefährliche Einschränkung unseres demokra­
tischen Lebens. We rkselbstschutz·Helfer lernten in 6 
Stunden Ang riffs übungen, in zwei Ausbildungsstunden 
Rechtsgrundlagen über die Anwendung von Durchsu­
chungen, vorläufigen Festnahmen, Notwehr und Waf­
fengebra'uch . Es bedarf keiner weiteren Erklär,ung, daß 
be i so:cher Art praktischer Empfehlungen, wie sie der 
BOI sorgfält ig ausgearbeitet habe, der Weg zur Be­
triebskampfgruppe nicht fern sei." 

Es liegt auf ,der Hand, daß derart ige Erklärungen gewerk­
schaftl icher Funktionäre und ihre Wiedergabe in der 
westdeutschen Presse nur allzu erwünschte Mun ition für die 
Propagandisten Ponkows sind. Doch darauf kommt es zu­
nächst gar nicht so sehr an. Erschütternd ist vielmehr, daß 
Behauptungen über den zukünftigen Werkselbstschutz 
aufgestellt werden und das am 9. September 1965 verab­
schiedete Selbstschutzgesetz von Personen interpretiert 
bzw. kritisiert wird, die sich allem Anschein nach mit der 
Ma terie sachlich überhaupt noch nicht befaßt haben. W ie 
sonst wäre es mö!=)l ich, daß die Begriffe Werkschutz und 
Werkselbstschutz durcheinander geworfen wer,den! Es liegt 
im Interesse der Offentlichke it, aber auch der Gewerk­
~cha ften, sich mit den in dem zitierten Artikel aufgestellten 
Th esen sachlich auseinanderzusetzen. 
Wie bekannt, wurden in der vergangenen Leg islaturper io­
de des deutschen Bundestages aus dem sogenannten Not­
standspa,ket sieben Gesetze verabschiedet. Darunter das 
Gesetz über den Selbstschutz der Zivilbevölkerung, kurz 
Selbstschutzgesetz genannt. Zu Beginn der Legislaturperio­
de des neu gewählten Bundestages wurde durch das soge­
nannte Hausha ltssicherungsgesetz der vorgesehene Term in 
des In krafttretens dreier Gesetze, auch des Selbstschutzge­
setzes, zunächst verschoben. In dem vom Bundestag verab­
schiedeten, aber noch nicht in Kraft getretenen Selbst­
schutzgesetz gibt es auch mehrere Paragraphen über den 
Selbstschutz in den Betrieben. Danach sind Betriebsleiter 
und Belegschaftsangehörige zum gemeinschaftl ichen Be­
triebsselbstschutz verpflichtet. Leiter des Betriebsselbst­
sch utzes is t der Inhaber des Betriebes. Er kann im Einver­
nehmen mit dem Betriebsrat einen anderen, geeigneten Be­
triebsangehör igen zum Betriebsseltbstschutzleiter ernennen. 
Der Gesetzgeber hat also ausdrückl ich die Mitwirkung des 
Betriebsrates nicht nur bei der Ernennung des Betriebs­
selbstschutzleiters, sondern auch bei allen anderen Maß­
nahmen des Betriebsselbstschutzes gefordert. Wenn der 
Gesetzesgeber dem Leiterdes Betriebsselbstschutzes~n "pre­
kären Situationen" ein alleiniges Entscheidungsrecht zu­
billi!=)t, so bedeutet das ke in Ausschalten des Betriebsrates, 
sondern ist von der Sach e her gerechtfertigt. In ak'uten Ge­
fahrensituationen kann der Inhaber des Betriebes, sprich 
Le iter des Betriebsse lbstschutzes oder sein Vertreter, nicht 
mehr stundenlang über die nun sofort zu treffenden Maß­
nahmen diskutieren . In solchen Augenblicken sind zum 
Woh le der Gesundhe it und z'um Schutz des Lebens der Be­
leg schaftsangehörigen unverzüglich Entscheidungen LU 

fällen und Sofortmaßnahmen zu ergreifen . Es fällt ja auch 
keinem vernünftig denkenden Staatsbürger ein, daß z. B. 
bei Ausbruch eines Großbrandes der zuständige Leiter der 
Feuerwehr über die zu ergreifenden Brandbekämpfungs­
maßnahmen erst den Beschluß eines wie auch immer ge­
arteten Grem iums herbeif,ührt. 
Wie man zu der Deutung kommen kann, d ie Aufstellung 
von Werkschutzein,heiten sei gefährlich, von ihnen bis zur 
Betriebskampfgruppe Ulbricht'schen Musters sei es kein 
weiter Weg mehr. ist einfach unerfindlich , um nicht zu sa­
gen bestürzend. Das verabschiedete Selbstschutzgesetz bie­
tet auch nicht den geri ngsten Anlaß für eine derartige In ­
terpretation . Im Gesetz heißt es nämlich wörtlich: 

"Betr ie be, die wegen ihrer Lage, Größe, Aufgaben 
oder Eigenart verstärkte Selbstschutzmaßnahmen er­
fordern, haben Selbstschutzpflichtige für bestimmte 
Aufgaben , insbesondere für Brandbekämpfung, Ber­
gung und 1. Hilfe auszubi lden, auszurüsten und zu 
Einheiten (Werkselbstschutz) zusammenzufassen." 

Damit ist eindeutig gesagt, daß der Werkselbstschutz nach 
A'uffassung des Gesetzgebers lediglich Aufgaben wahrzu­
nehmen hat, die dem Leben und der Gesundheit der in den 
Betrieben Beschäftigten d ienen. 
Die Betriebskampfgruppen Ulbr icht'scher Prägung dage­
gen sind paramilitärische Verbände, die von Angehörigen 
der Nationalen Volksarmee ausgebildet, sogar mit leich­
ten In fanteriewaffen ausgerüstet sind, um im Falle irgend­
weIcher Unruhen in der Zone bzw. in volkseigenen Betrie­
be n gegen ihre Arbeitskollegen eingese tzt zu werden. Sie 
werden daher ·auch vornehmlich im Straßenkampf-geschult, 
Die Werkseltbstschutzkräfte dagegen sind nicht bewaffnet; 
sie erfü llen ausschl ießl ich re in humanitäre A'ufgaben. 
Auch die Uberlegung, derartige Werkselbstschutzkräfte 
könnten als Mittel zum Unterbinden von gewerkschaftl i­
chen Kampfmaßnahmen und Streiks eingesetzt werden, 
sind völl ig aus der Luft gegriffen und finden keinerlei An­
haltspunkte in dem verabschiedeten Selbstschutzgesetz. Ei­
ne derartige Argumentation ist ja auch wirklichkeitsfremd 
und ig noriert ei nfach die Tatsachen. Wie sollte beispiels­
we ise eine zahlenmäßig doch sehr begrenzte Werkselbst­
schutzeinheit, selbst wenn sie etwa 5 010 der in einem Be­
trieb Beschäftigten ausmachen sollte, als Streikbrecheror­
ganisation benmzt werden? Wenn aber zur Bekräft iaung 
der oben aufg'estellten These auf die praktischen Emp­
fehlungen des Bundesverbandes der deutschen Industrie 
"Vorschläge für Stärke, Gliederung und Ausrüstung von 
Werkselbstschutzkräften" hingewiesen wird, so muß man 
entgegenha lten, daß der Betreffende auch diese Empfeh­
lungen nicht sorgfältig gelesen hat. In d iesen Empfehlun­
gen steht beim Lehrstoffplan für die auszubildenden 
Brandschutzkräfte des Werkselbstschutzes unter Punkt 15 : 

"Angriffsübungen 6 Stunden". 
Jeder Sachve rständ ige weiß, daß damit Angriffsübungen 
nach ,dem Sprachgebrach ,der Feuerwehr gemeint sind, 
näm lich Löschüb<ungen . Diese Angriffsübu ngen haben aber 
auch nicht d ie geringsten Beziehungen zu militärischen An­
gr iffsübungen. 
Es tr ifft zu, daß in den schon erwähnten Empfehlungen des 
BOI ei n Lehrstoffplan für die Werkselbstschutz-Ordnungs-
und Sicherungskräfte aufgeführt ist. Dort heißt es: 
Die Werkselbstsch-utz-Ordnungs- und Sicherungskräfte sind 
zu unterwe isen in 
1. Aufgaben . Ausrüst'ung und Einsatz der Werkselbs l­

schutz-Ordnungs- und Sicherungs kräfte im W erk, über 
ihre Aufgaben vor einem Luftalarm, über Einweisung 
der Belegschaft in Schutzräume, Flucht- ,und Rettungs­
wege. 

2. Uber Sicherheit der Werksanlagen gegen Diebstahl, 
Plünderung und Sabotage. 

3. Uber Rechts!=)rundlagen für Durchsuchung, vorläufige 
Festnahme, Notwehr und Waffeng'ebrauch. 

4, Im Brandsch-utz. 
5. I n der Bergung. 
Schon d:e in diesen Empfehlungen vorgeschlagenen Unter­
weisungs- bzw. Ausbildungsstunden lassen klar die Hau~t­
aufaabe auch der Ordn'ungs - und Sicherungskräfte Im 
We~kselbstschutz erken nen , nämlich Schutz der Beleg,schaft 
vor Gefährdung an Leib und Leben . Daß die im Ord­
nungs- und Sicherungsdienst eingesetzten Belegschafts­
angehör igen, es wird sich vornehmlich um Angehörige der 
auch schon heute in den meisten Betrieben vorhandenen 
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Werkschutze inheiten handeln, Ordnungs- und Absperr­
maßnahmen durchflihren müssen, die sie auch friedens­
mäßig be i einer Katastrophe in einem Werk wahrzuneh­
men hoben, muß doch einleuchtend sein. Es ist ebenfalls 
bekannt, daß gerade Katastrophens ituat ionen von unlau­
teren Elementen zur Durchführung von D iebstählen oder 
Beschäd igungen aller Art ausgenutzt werden . Nur um auch 
in solchen Fällen im Interesse der Belegschaft und des be­
troffenen Werkes wi~ksame Gegenmaßnahmen ergreifen 
zu können, haben die Empfehlungen des BDI unter Punkt 3 
zwei Unterrichtsstunden über Rechtsg rundlagen für Durch­
suchung, vorläufige Festnahme, Notwehr und Waffen~e­
brauch angesetzt. Dos gilt aber auch nur für jene Betr iebe, 
d ie bisher über keine Werkschutze inr ichtung verfügten . 
In ollen übrigen Betrieben mit einer solchen Einrichtung 
sind d ie Unterweisungen über diese Themen fester Be­
standteil des Lehrplanes aller Werkschutzangehörigen. Es 
ist uns nicht bekannt, daß bisher jemals daran Anstoß ge­
nommen wurde. Ein Werkschutzangehöriger muß doch wis­
sen, wie er sich gegenüber einem des Diebstahls Verdäch ­
tigen zu verholten hat. Für den Fall, daß der Werkschutz­
angehörige zur Begle itung eines G eldtransportes mit einer 
Pistole bewaffnet eingesetzt wird, muß ihm doch bekannt 
se in, in welchen Fällen er von der Waffe Gebrauch ma-

chen dorf und in welchen nicht. Im übrigen machen es die 
einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften uns zur Pflicht, 
Belegschaftsangehör ige, die im Bewachungsdienst oder im 
Werkschutz eingesetzt sind, eingehend über die entspre­
chenden Rechtsgrundlagen zu unterrichten . 
Die Industr iegewerkschaft Metall, die den umstr ittenen Ar­
tikel in ihren "Presse- und Funk-Nachrichten " zitiert hot 
betont so oft ihre demokrat ische M itverantwortung fü; 
diesen Staat und se ine gesellschaftliche Ordnung . Es ist ihr 
unbestrittenes Recht, noch wie vor Nein zur Verabschie­
dung der Notstandsgesetze zu sogen. Es is t jedoch schlech­
terdings unfaßbar, daß sie ihre Mitwirkung oder ihre Zu ­
stimmung Gesetzen verweig'ert, die einzig und allein der 
Gesundheit und dem Leben der Bundesbürger dienen. Der 
zitierte Art ikel und die darin w iedergegebenen Thesen 
eines leitenden Funkt ionärs d ieser Gewerkschaft f()hren 
leider dazu . daß den re in humanitären Maßnahmen zum 
Wohle der Belegschaft mit M ißtrauen begegnet und ihnen 
eine Zielsetzung 'unterschohen wird . die an den Tatsachen 
vorbe igeht. Eine solche Haltung hot weder etwas mit 
staatspolit ischer Veranl;wortung noch mit der Wahrung der 
Interessen der Arbeitnehmer zu tun . Bevor mon derart ige 
Thesen aufstellt, sollte mon sich daher eingehend mit der 
Materie befassen . 

Brände in Industriebetrieben in den Jahren 1961 bis 1964 

Branddirektor a. D. A. Klinkmüller 

Wer die Häufigkeit der Brände während der letzten 
Jahre betrachtet, wird durch die Tatsache erschreckt, daß 
sich die Zahl der Brände im Jahr 1963 im Vergleich zu 
1961 bei einigen Industriezweigen um rund 60 Prozent 
erhöht hot. Diese Häufigkeit ist aus der Obersicht 1 
zu ersehen. Als Ergänzung dazu dient die Obersicht 2 
mit den BU-Schäden. Die Aufzählung aller Brände mit 
Millionenschäden würde zuviel Raum beanspruchen, daher 
wurden nachstehend nur die Brände mit Schadensummen 
über 5 Millionen und ihre Ursachen angeführt. Ein Kreuz 
hinter dem Betrag bedeutet, daß die angegebene Summe 
nur als vorläufig zu betrachten ist und sich noch erhöht. 

1961 
DM 11 000000,- + Entzündung von Kunstharz. durch die 

Fahrlässigkeit eines Arbeiters, Lack­
fabrik 

DM 5500000,- + Explosion in einem Sauerstoffwerk 

1962 
DM 11518000,- + 

DM 7258832,­

DM 5683270,-

1963 
DM 22660000,-

DM 30720000,- + 
DM 12383000,- + 
DM 5000000,- + 

vermutlich Selbstentzündung v. Baum­
wolle in einer Spinnerei und Weberei 
Selbstentzündung von Putzlappen, Ku­
gellogerfabrik 
vermutlich Fremdkörper In einem 
Krempelsatz, Textilfabrik 

Bitumenkocher, elektrotechnische 
brik 
BU-Schaden im gleichen Werk 
Brandstiftung, Frottierweberei 
BU-Schaden im gleichen Werk 

Fa -

DM 8000000,- + Ursache nicht ermittelt, Chemische 
Fabrik 

DM 5020000,- vermutlich schadhafte elektrische Lei­
tung in einer Schaumgummifabrik 

1964 
DM 10000000,- nicht ermittelt, Glosfabrikation 

Wenn die ~bersic.ht 2. über BU-Schäden im Gegensatz 
zur allgemeinen Uberslcht nur einen geringen Umfang 
hot, so Ist daraus zu folgern, daß sich nur verhältnis­
~äßig weni.g Betriebe gegen Betriebsunterbrechung ver­
slcher:ten. Diese. Art der Versicherung ist jedoch im Inter­
esse ledes Betriebes erforderlich. Es sei daher noch ein­
mal ganz besonders auf den Brand mit einem Schaden 
von rund 22 Millionen und einem über 30 Millionen 
gehenden BU-Schaden hingewiesen. 

~us der H~ufi~keit und dem Umfang der Brände ergibt 
Sich, daß die einzelnen Unternehmen noch viel mehr auf 
dem Gebiet des vorbeugenden und abwehrenden Brand­
schutz.es zu tun hoben. Wenn nun ein Unternehmer bei 
der Oberprüfung seines Betriebes durch einen Brand­
sch~tzsachverstä~digen sagte : "Ich bin hier, um zu pro­
dUZieren und nlch.t um in Brandschutz zu machen", so 
zeugt ?as von einer Kurzsichtigkeit, gegen die keine 
Brtlle htlft. W~s nützt ein Ansteigen der Produktion, wenn 
diese . durc~ einen Bran~fall jäh eingeschränkt oder gor 
?uf eln~ langere Zelt sttllgelegt wird? nos Arbeitstempo 
ISt hektl.scher geworden, neue Stoffe wurden aufgenom­
~en, die mehr oder minder feuergefährlich sind und 
uber deren Br.andverhal.ten mon mitunter sogar im dun­
keln tappt. Viele Arbeitnehmer fühlen sich nicht mehr 
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auf Gedeih und Verderb mit dem Betrieb verbunden, 
sie betrachten ihre Tätigkeit als einen Job. Fällt dieser 
aus, dann gibt es bei dem Mangel an Arbeitskräften 
schon in den nächsten Tagen einen neuen Job. Verkehrs­
schwierigkeiten gibt es bei der Dichte der Verbindungen 
nicht mehr, und außerdem sind viele Arbeitnehmer moto ­
risiert. Letzteres ist aus der Viel zahl der Kraftfahrzeuge 
z u ersehen, die vor den einzelnen Betrieben stehen. Dazu 
kommt noch die Viel za hl der Gastarbeiter, deren einge­
hender Unterrichtung Sprachschwierigkeiten entgegen­
stehen. Aber auch diese können überwunden werden, 
zumal da die Sprache der Südländer gebärdenreich ist, 
also wird man sich auch durch Mimik einigermaßen ver­
ständigen können . 
Zu dem oben erwähnten vorbeugenden Brandschutz ge­
hören u. a.: Bauliche Unterteilung der gesamten Anlage 
in einzelne Brandabschnitte, Bereitstellung von Feuer­
lösche inrichtungen und -geräten, Oberwachung aller Ge­
fahrenmöglichkeiten, Unterrichtung der Gesamtbelegschaft 
über Gefahrenmöglichkeiten und Verhalten be i Entste­
hungsbränden , wozu eine eingehende Unterweisung in 

Die Ursachen von Feuerschöden in der Bundesrepublik 
mit Schadensummen über DM 50 000 

Land· 
wirt-

Industrie schaft 

1961 1962 1963 1964 1964 

1. Blitzschlag 2 2 7 3 99 

2. Brandstiftung 22 25 26 24 262 

3. Elektrische Geräte 
und Anlagen 40 77 74 70 226 

4. Flüssiges Eisen 6 9 11 8 0 
(Ofendurchbruch) 

5. Explosionen 66 62 84 106 0 

6. Fahrlässigkeit 2 6 18 17 0 

7. Fertigungsvorgang 12 3 18 14 0 

8. Feuerwerks- und 0 20 0 
Sprengkörper 

9. Funkenbildung 9 13 16 34 0 

10. Funkenflug 6 8 5 0 41 

11 . Glüh - und Härteöfen 0 0 1 4 0 

12. Lösungsmitte l und 8 2 8 0 
Kraftstoffe 

13. Maschinendefekt 12 10 28 ~3 0 

14. Ofen u. Schornsteine 19 13 17 18 0 

15. Olfeuerung 3 8 18 5 0 

16. Olleitungen 5 8 12 4 0 

17. Rauchen 13 20 20 43 9 

18. Reibungswärme 9 14 6 3 0 

19. Selbstentzündung 24 32 25 63 44 
20. Schweißarbeiten 26 31 37 44 11 
21. Spritzstände 1 12 10 0 

22. Statische Aufladung 2 0 0 0 

23. Trockenanlagen 6 6 13 10 0 

24. Wärmestau 8 5 4 8 0 

25. Wärmestrahlung 0 1 6 1 11 

26. Nicht ermittelt 85 94 141 149 184 

380 457 602 689 878 

der Handhabung der Handfeuerlöscher, Hausanschlüsse 
und sonstiger Feuerlöscheinrichtungen gehört. Vorteilhaft 
ist auch eine selbsttätige Alarmeinrichtung , die gleich ­
ze itig auch verschiedene Funktionen auslösen kann. Die 
Brandbekämpfung ist zwar eine Aufgabe der Feuerwehr, 
die in jedem Falle zu benachrichtigen ist. Dieses unbe­
dingt erforderliche Alarmieren entbindet jedoch nicht 
von der Selbsthilfe bei einem Entstehungsbrande. Nur 
dann, wenn bei diesem sofort die Bekämpfung durch 
Handfeuerlöscher, Schlauchleitungen usw. einsetzt, kann 
verhindert werden, daß der ursprünglich kleine Brand 
zu einem Großfeuer, zu einem Totalschaden wird. Die 
Zahl der Brände und auch die Höhe der Schaden­
summen zeigt, daß hier noch sehr viel getan werden 
muß. Es w ird ferner empfohlen, den Betrie b in gewissen Ab­
ständen durch ei nen Brantdschutzsachverständigen mit Indu­
strieerfahrungen überprüfen zu lassen . Wenn man auch 
nicht auf sämtliche Vorschläge eingehen kann, so wird 
man doch bei Besprechungen zu Kompromissen kommen, 
die sich günstig für den vorbeugenden und abwehrenden 
Brandschutz auswirken . 

Die Ursachen von BU-Schöden über DM 50000,-
nach Brönden und Explosionen 

1961 1962 1963 1964 

Blitzschlag 1 0 1 1 

Brandstiftung 2 4 5 7 

flüssiges Eisen 6 7 2 10 

Elektrische Geräte und Anlagen 4 12 10 16 

Explosionen 7 12 14 15 

Gasexplosionen 9 0 7 4 

Staubexplosionen 1 0 0 2 

Fahrlässigkeit 0 0 2 0 

Fertigungsvorgang 1 3 4 5 

Fremdkörper 2 0 1 1 

Funkenbildung 2 5 3 3 

Funkenflug 1 5 0 0 

Lösungsmittel 0 4 2 

Maschinendefekt 2 2 5 5 

Ofen und Schornstein e 2 2 1 6 

Ofendurchbruch 2 3 3 0 

Olbehälter und -leitungen 0 1 4 11 
Olfeuerung 0 6 0 

Propangasanlagen 1 0 0 

Rauchen 2 2 4 4 

Reibungswärme 0 1 3 2 

Schweißarbeiten 4 13 13 4 

Selbstentzündung 6 3 6 7 

Sprengstoffanschlag 0 0 0 

Spritzstände 1 2 

Trockenöfen und -an lagen 4 2 3 

Wärmestau 1 2 

Ursache nicht ermittelt 12 20 36 19 

75 104 138 127 
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Zu Besuch bei der THW-Schule Ahrweiler 

Von H. C. Weiler 

Nachdem der Bundesinnenminister am 22. August 1950 dem 
späteren ersten Direktor des THW Otto Lummitzsch den 
Auftrag erteilt hatte, die Err ichtung einer Organ isation für 
technische Notstandshilfe vor2!ubereiten, stand man vor 
der ungeheuren Schwierigkeit, buchstäblich aus dem Nic.~ts 
heraus einen Stamm von Führungskräften und Unterfuh­
rern au~bieten zu müssen . Um dieser schweren Aufgabe 
besser nacllkommen zu können, wurde am 1. März 1953 in 
Ahrweiler die erste und für lange Zeit einzige Schule des 
THW als Bundesschule gegründet. 

Se it der formellen Errichtung der Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk am 25. August 1953 ist die Organisation auf 
65000 freiwillige Helfer in nunmehr 520 Ortsverbänden 
angewachsen . Es sei am Rande vermerkt, daß dos THW 
noch immer nicht über Kreisverbände verfügt, wos aus der 
Sicht des Katastr.ophenschutzes in ländlichen Gegenden als 
ausgesprochener Mangel empfunden werden muß. Hier 
liegen auch noch Chancen Wr eine weitere Ausweitung. 
Der Bedarf an Führungskröften und Unterführern stieg 
durch das Anwachsen der Helferza-hlen und die Bildung 
neuer Ortsve~bände ständig. Domit wuchs auch die Bedeu­
t.ung der THW-Schule Ahrweiler. 

Technisches und geistiges Zentrum 

Wenn man heute irgendwo im Lande mit THW-Helfern ins 
Gespräch kommt, fällt sehr bald, mit bemerkenswerter 
Hochachtung ausgesprochen, dos Stichwort .. THW-Schule 
Ahrweiler". Dos kann nicht verwundern, denn bis heu~e 
konnte die Schule rund 13000 Lehrgangsteilnehmer (ohne 
LSHD) in ihren Kursen zählen. Praktisch sind olle. Führung~­
kräfte und zah lre iche Untel'füh~er des THW einmal, die 
me is ten sogar meh~mals in Ahrweile.r zu.r Aus- und We!­
te~bi ldung gewesen. Für die Helfer gilt die Schule Ahrwe i­
ler nicht nur als Hort technischer Entwicklung und prakti­
scher Erfahrungen, sondern ouch als dos geistige Zentrum 
ihrer Organisation. Es ist verständlich, daß der Verfasser 
der Einladung zu einem tagesfüllenden Besuch der Schu le 
mit einiger Erwartung folgte . 

Der äußere Eindruck war zunächst nicht übe~ältigend . 
Wer arglos von der romantischen. Weinstadt Ahrwei.!er un­
weit von Bonn über ein kurvenreiches schmales .Straßchen 
zur Eifel ,hochfährt, tippt zumeist auf Gastarbelter-Unte.r­
künfte Nur die Hundesflagge und die THW-Fa,hne sowie 
einige' amtlich aussehende Schilder we isen den. Suc~enden 
dara'uf hin daß hier die THW-Schule Ahrweiler Ihre -
allerdings ~ur vorläufige - Unterbringung gefunden ~at. 
Denn von dem hoch oben auf dem Berg gelegenen FreIge­
lände sieh t mon hier unten nichts . 

Auch zentrale AusbilcfungsstöHe für den LSHD 

Die Schule begann bei ihrer Gründung mit einem Lehrpro­
gramm, dos auf die Aufgaben des TH.W zugesc~nl.tt~n 
war, dos sich ober hins ichtlich der fac~llchen Spezlalls le­
~ng mehr und mehr ausdehnte. Es selen unter anderem 
die Fachsparten Allgemeiner Katastr~phenschutz , Ber­
gungsdienst, Fernmeldedienst . Behelfsbruckenbau, Sp~eng­
w < R h le 'tunQsbau für Gas und Wasser, Schweißen, 

e. en , 0 r I . . EI kt ' h Shit I 
F '1 ' t d Kobelbau sowie e rlSC e c a an 0 -rel el unqs- un h b . d Z't 
gen erwähnt. Die fünf letztgenannten a en mit er e l 

e inen solchen Umfang angenommen, daß man sie ob 1962 
on die l:HW-Schule Moers verlegen mußte. Lediglich die 
abschließende Schulung der Führungskräfte d ieser Sporten 
erfolgt wie . für den gesamten Techn ischen Dienst einheit­
lich in Ahrwe iler. 

1960 wurde neben der THW-Schule, ober räumlich zusam­
menhängend und in Pe~sonalun ion von dem bewährten 
Schulleiter Ober ing . Feydt geführ!, eine Zentrale Ausb il­
dungsstälte des Bundes für den LSHD (ZAB) errichtet. Da 
der LSHD in starkem Maße auf den Erfahrungen des THW 
aufbauen mußte, andererse its durch die weitergehenden 
Aufgaben des LSHD der Lehrkörper beträchtlich erweitert 
wurde, ergab sich naturgemäß eine weitgehende Verzah­
nung der beiden Einrichtungen. Auf den ersten Blick, ins­
besondere gemessen on den Planstellen für Lehrkräfte und 
den Lehrgangsplänen, scheint heute dos Schwergew.icht des 
Lehrbetriebes auf dem LSHD-Sektor zu liegen, für den d ie 
Lehrgruppen Bergung, Sanitätsdienst, Veterinärdienst, 
ABC-D ienst, Fernmelded ienst und Lenkungsdienst einge­
richtet wurden. Noch der Zahl der Lehrgangste il nehmer 
hoben die Angehörigen des THW noch wie vor dos Ober­
gewicht, da ihre Teilnahmefreudigke it on den Ausbildungs­
lehrgängen im Durchschnitt offenkundig erheblich größer 
ist als bei den Ange'hör igen des LSHD. Dos bestätigt die 
Auffassungen vieler Fachleute im Zivilschutz, die echte 
Freiwillige noch wie vor den Verbänden aus mehr oder 
minder stark verpflichteten Pe rsonen vorz iehen . Auch wür­
de mon sich sellbst etwas vormachen, wollte man überse­
hen, daß manche Mitgl ieder der Basisorganisationen wie 
Feuerwehren, Deutsches Rotes Kreuz, THW usw. nur mit 
halben Herzen be i ihrer gle ichzeitigen Tätigkeit im LSHD 
sind. 

Der Einfachhe it halber sei in diesem Bericht nur von der 
THW-Schule Ahrweil er gesprochen , auch wenn wweilen 
die Einrichtungen besch~ieben werden, die mehr den Zen­
tralen Ausbildungsstätten zuzuordnen sind. 

Hinter Barackenwönden eine moderne Lehranstalt 

Der äußere Eindruck der Schule täuscht. Der Bes·ucher ist 
sobald er die Barocken betritt, erstaunt über die Einrich ~ 
tung . Die Lehrgangsteilnehmer sind in sauberen, hellen 
und g'ut möblierten Ein- und Zweibelt-Zimmern unter­
gebracht. Eine gut eingerichtete Küche sorgt für schmack­
hafte und kräftige Verpflegung. Speiseräume, eine 
Kantine mit Speiseverabreichung in den Abendstunden 
zollireiche Tages- und Leseröume machen den Aufenthalt 
in der Schule denklbar angenehm und - außerhalb des 
nicht immer leichten Dienstes - geradezu gemütlich. 

Mustergült i ge Lehrsääle für alle Sparten 

Die Schule verfügt über meshrere größere Lehrsäle mit mo­
dernster Austattung. Große beleuchtete Kartenwände 
teilweise verschiebbar, beherrschen hier das Bild. Alle er ~ 
denkl ichen taktischen Zeichen sind vorhanden . Man arbe i­
tet häufig mit Leuchtkreiden. Mit Hilfe einer Spezialkreide, 
d ie auf ultraviolettes Licht ansDricht, kann mon verseuch1e 
Geb iete darstellen und bei Bedarf auf Knopfdruck er­
kennbar werden lassen. 

Hinzu kommen noch kleinere Leh~säle der e inzelnen Fach­
gruppen mit der entsprechenden Ausstattung an Anschau-
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Der Durchbruch durch stahlarmierle Belandecken zählt zu den schwie­
rigsten Arbeiten im Bergungsdienst . Mit Elektrohammer und Handwerks_ 

zeug schaffen die THW-Helfer dos dennoch in kürzester Zei!. 

ungstafeln und Madelien. Mod elle gibt es hier für alle 
Zwecke in einer V ielfalt, wie man sie wohl kaum noch an ­
derswo finden kann . So manches Modell und andere Lehr­
millel wurde an der THW-Schule Ahrweiler von den M it ­
arbeitern selbst entwickelt und erstmals gebaut. Einige 
gingen als Muster in alle Welt und dienen dort der Fach­
ausbildung . So wird z. B. ein Modell eines Trümmerhauses 
mit abnehmbaren Teilen und der Darste llung von sämtli­
chen Schadenselementen inzwischen durch eine W erksta tt 
serienmäßig hergestellt und in größeren Stückza hlen ins 
Ausland verkauft. 

Durch d ie Komb ination der verschiedenen Lehrsäla und 
ihrer Ausstattung in getrennten Gebäuden ist es möglich , 
w irkl ichkei tsnahe Stabsübungen durchzuführen. Aus Mo­
dellräumen können Meldungen in Obungsbefehlstellen 
übermittelt werden . Die Befehlsstellen können verdunkelt 
und durch Notbeleuchtung in wirklichkeitsnahen Zustand 
versetzt werden. Die Ergebnisse der eingehenden M eldun­
gen werden in die Karten gezeichnet. Auf umgekehrtem 
W ege gehen Weisungen von der Befehlsstelle in die Mo­
dellräume und werden dort in Aktionen umgesetzt. Nach­
her können die M itwirkenden vergleichen, ob die beiden 
Lagebilder aufeinander passen. 

Zweckmäßige Unterbringung der 
Fachgruppen 

M it gutem Grund wurden alle wesentlichen Räume jed'3r 
einzelnen Fachgruppe zusammenhängend im gleichen 
Gebäude untergebracht. Man findet z. B. beim Fernmelde­
d:enst neben den Büros der Lehrkräfte und Zimmern der 
Materialwarte d ie kleineren Unterrich tssäle, Wand on 
Wand m;t Funkübungszimmern . Gerätelagern und Werk­
stätten. Ähnlich ist es heim ABC-Dienst mit seinen Labor-, 

Folo: K. H. Schmidl 

Unterrichts- und Geräteräumen oder beispielsweise bei 
dem Sanitätsdienst. So werden unnötige Wege gespart 
und Zeitverluste vermieden . Die ständige Verbindung der 
Lehrkräfte mit ihrem fachlichen Bereich fördert aber auch 
das Interesse und stärkt die Verbunde~heit mit Aufgaben 
und Gerät. Jeder hat gewissermaßen sein Reich und setzt 
naturgemäß sei nen Ehrgeiz daran, es mustergült ig zu ge­
sta lten. Man kann nicht irgendei nen anonymen Jemand 
dafür verantwortlich machen. H ier zeigt sich in der Orga­
nisat ion der Geist der Schule. 

Die Bergung aus Höhen will gelernt sein. Sicherheit geht VOr olles. 
Fo lo : K. H. Schmid l 
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Entwicklung, Erprobung und Lehre 

Die Lehrkräfte der Schule leisten neben ihrer e i gentlich ~n 
Unterr ichtstät igkeit noch Erhebl ich es auf dem Geb iete der 
Entwicklung und Erprobung von Ziv i lschutzgerät. Manche 
Erkenntn isse, die uns heute als selbstverständlich ersche i­
nen, wurden hier erarbeitet. Die Mitarbe iter befruchten 
so ouch die Lehre im Zivilschutzwesen. Es gehört außerdem 
zu ihren Aufgaben , für die verschiedenen Fachdienste 
Dienstvorschriften zu erarbe iten. So kann in einer glückl i­
chen Kombination hier d ie Theorie, in der Prax is erprob!, 
in Lehre und Vorschrift umgesetzt werden. 

Umfangreiche Außenanlagen 

Neben der theoretischen Ausb ildung der Führungskräfte 
tritt d ie praktische Unterweisung und Obung ke ineswegs in 
den Hintergrund. Ganz im Gegenteil, die führenden Helfer 
des THW und des LSHD sollen in den umfangre ichen 
Außenanlagen der Schule ihre erworbenen Kenntn isse bei 
praktischen Dbungen vertiefen. Zugleich aber sollen sie 
auch die Durchführung und Le itung der praktischen Aus­
bildung ihrer Helfer in ihren Heimoteinhe iten lernen . Sie 
erfahren zudem, nach welchen Gesichtspunkten und Erfor­
dern issen sie in den Heimatgemeinden und -bez irken 
Obungsplätze ouswählen und einrichten können . 

D ie Trümmerstroße 

Die Trümmerstraße im Außengelönde Godenelter dürfte d ie 
vollständigste und perfekteste ihrer Art in Europa sein . 
Schulleiter Obering . Feydt hat sie im damaligen Bauzu­
stand in Heft 4/ 1964 von "Ziv i lschutz" eingehe nd beschrie­
ben, so daß sich der Verfasser hier auf eine Zusammen­
fassung beschränken kann . D ie Trümmerstraße entspricht 
mit ihrem runden Dutzend Trümmerhäusern verschieden ­
ster Bauart und untersch iedlichster Zerstörungsgrade ei­
ner Vorstadt- oder Mitteistadtstraße. A lle 12 Schadensele­
mente si nd, teils mehrfach, dargestellt. Manche Obungs­
Trümm erhäuser wurden hier erstmals entwickelt und ge­
baut. Es ist nämlich weit schwier iger als bewohnbare Häu­
ser zu bauen . sach- und fachgerechte Obungs-Trümmer ­
bauten zu errichten . Alle Bestandteile müssen denen echter 
G ebäude entsprechen . In der für Obungszwecke f ix ierten 
Lag e müssen sie wirklichkeitsnahe Aufgaben bieten, dürfen 
Clber gleichzeitig keine G efahren für die übenden Helfer 
darstellen. 

Un zähl ige Einlegestellen in den Trümmerhäusern gestatten 
es, Verletzten- und Verschütteten darsteller ohne Gefahr für 
sie selbst so unterzubringen, daß sie nur durch real ist ischen 
Einsatz erreicht und geborgen werden können. Versor­
gungsleitungen für elektrischen Strom und Wo sser sowie 
ei ne richt iHe Kanalisation, d ie vom Feuerlöschteich her ge­
flutet werden kann, sorgen für die wirklichkeitsnahen Tük­
ken der Anla ae. An zahlreichen Stellen können außendem 
während der ' Obungen Brände geleHt werden. Selbst aus­
qebronnte Kraftwagen, die nach Bedarf quer über die 
Straße gezogen werden, fehlen nicht. 

D iese Trümmerstraße bietet so vielseitige Obungsmöglich­
keiten , daß hier auch die schlauesten Rettungshunde auf 
ihren Geruchsinn getestet werden können. Hier können sie 
nicht mit H ilfe ihres guten Gedächtnisses mogeln. Die Tiere 
merken sich nämlich, wie d ie Erfahrungen lehren, leicht 
fes te Einlegeste llen und raten sie dann mehr, als daß sie 
dieselben suchen. 

Etwas Neues sind d ie Trümm erkulissen, die man eigentlich 
für Aufnahm en zu einem Lehrfilm hergestellt hat. Inzwi ­
srhen d ienen sie aber als Anschauunqsmuster für Kulissen , 
die man sehr zweck mäßig bei Schauübungen in den Städten 
und Geme inden ei nsetzen kann. Von dieser Mögl ichkeit 

Blick . in die Räume. de r ABC-l e hrgrupp e. Che m.- Ing . POlhmann , Mil­
arbeiter unserer Z ei tschrift, führt einen Satz Kampfs'offspürg erö te VOr. 

Fo to : Verfass er 

Delekle Funkgeräle we rden in der eigenen äußersl zweck "ß' . 
. h . ' ma 19 ein. 

genc leIen Werkslatt reparierl. links ein lahrbarer Prüfsland mit _ 
dern s'on Geraten. mo 

Foto : Verfasser 

Eine gut eingerichtete Küche sargt für kra"lt,'ge und h kh 
II sc mac afte Ver-

p egung der lehrgangsteilnehmer. 

Foto : Verfasser 
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wurde bisher nur spärlich Gebrauch gemocht. Die THW­
Schule befürwortet ihre verbreitete Verwendung als Mög­
lichkeit, der Bevölkerung A1ufgaben und Nutzen des Ber­
gungsdienstes nahezu bringen. 

Dos Spür- und Entgiftungsgelände 

Ein besonderer Ubungsplatz dient der praktischen Ausbil­
dung im AlK-Abwehrdienst. Hier können die Helfer mit 
ihren Spür- und Meßgeräten das Gelände absuchen. Eine 
ganze Reihe von abgesteckten Bohnen zeigt, wie m.an in 
einem mit GeländekampfstO'ffen verseuchten Gebiet mit ir­
gendwelchem vorgefundenen Material sichere Pfade schaf­
fen und markieren kann . Außerdem wird auf dem Aße­
Ubung'splatz die Entgiftung von Personen und Fahrzeugen 
geübt. Abgesehen von dieser Spezialanlage steht natür­
lich auch die Trümmerstraße für Spurübungen zur Verfü­
gung. 

Sprengplatz 
für Sprengmeisterausb i ldung 

An der THW-Sch.ule Ahrweiler wird in Zusammenarbeit mit 
der Staatlichen Bergschule Siegen die Sprengmeisterausbil­
dung für dos THW und den LSt-m durchgeführt. Die Helfer 
können dabei die staatliche Sprengmeisterprüfung oble­
gen. Für diese Fachausbildung steht natürlich a1uch ein 
Sprengplatz zur Verfügung, der es ermöglicht, olle Arten 
von Spreng,ungen praktisch zu Oben, aber auch für die nö­
tige Sicherheit oller Beteiligten entsprechend eingerichtet is t. 

Elektr i sche Schalt -Ze ntrale 

Zu den Aufgaben des THW gehört es auch, im Notfall 
elektrische Versorgungsanlogen instandzusetzen und ge­
gebenenfalls auch bei Ausfall von Personal die Stromver­
sorgungsanlagen zu betreiben. In einem besonderen Ge­
bäude der Außenanlagen sin!d da~u verschiedene Ubungs­
systeme von elektrischen Schaltzentralen aufgebaut. Gan­
ze Wände und longe Schaltpulte sind bedeckt mit Schalt­
elementen, Anzeige- und Kontrollgeräten. Es handelt sich 
zum größten, Teil um Teile, ,die in der Stromversorgungs­
wirtschaft häufig vorkommen . Die Führungskräfte, die hier 
ausgebildet werden, müssen anschl ießend in der Lage sein, 
etwaige Zer,störungen on elektrischen Versorgungsanla,gen 
festzustellen, ihre Reparatur zu organisieren und den Ver­
sorgungsbetrieb wiedera'Ufzunehmen. 

Musterlager von Behelfsunterkünften 

Naturkatastrophen und Krieg'e führen leider immer wieder 
dazu, daß Menschen obdachlos werden. E,s ist nicht immer 
möglich, d ie Opfer in nichtbetroffene Wohngegenden zu 
eva·kuieren. Manche Menschen müssen a,uch aus irgendwel­
chen Gründen am Ort verbleiben . Für sie müssen dann 
Unterkiinfte geschaffen werden . 

In einem Musterdorf der T.HW-Schule A,hrweiler, dem so­
genannten Wa'ldlager, wurde 'erprobt, wie mon mit einfa ­
chen Mitteln Behelfsunterkünfte schaffen kann, die den 
Mindesterfordernissen für gesunde Leben S'bedingungen 
und Hyg iene entsprechen. Hier erwerben die Führungskräf­
te g'leichzeitig theoretische und durch aktive Mitwirkung am 
weiteren <Bau auch praktische Kenntnisse über die Herrich­
tung zweckmäßiger Behelfsunterkünfte. 

Wer in Anbetracht der A,ufgabenstellung eine Ansamm­
lung' primitiver Hütten erwartet, ist bald sehr überrascht. 
Alle Gebä,ude und ,An-lagen wurden aus Material errichtet, 
dos man noch den Erfahrungen in Trümmergebieten vor­
finden kann. Manche Stücke stammen tatsächlich aus Trüm­
mern des 2. Weltkrieges. In unseren Gegenden bietet sich 

am ehesten die Fachwerkbauweise unter Verwendung vor­
gefundener Balken on. Es wurden mehrere Gebäude dieser 
Art errichtet. Als Außenwandverklei,dung sieht mon viele 
Variationen, von Brettern auf Stoß genagelt und mit Teer­
pappe überzogen über Holzspan- und Asbestzementplat­
ten, Heraklith bis zum Blech aus großen Konservendosen. 
Blickfang für den Be!;ucher ist natürlich ein Blockhaus im 
Stile ameri,kanischer Siedlerp ioniere. Für seinen Bau hoben 
die THW-Helfer eine Z,uschneidebahn entwickelt, auf der 
ei n Schl itten eine ihrer Einmann-Motorkettensägen trägt. 
Damit konnten sie die Stämme äußerst schnell zuschneiden 
und mit Profilen versehen, ,während die Wild -West-Män­
ner das früher olles von Hand mit der Axt besorgen muß­
ten . 

Noch den oft traurigen Erfa,hrungen der Gefangenenlager 
der jüngsten Vergangenheit wurde den hygienischen Anlo­
gen größte Bedeu~ung beigemessen. Es wurde eine rich­
tige Wasserleitung gebaut ,mit einem Hochbehälter aus 
Benzinfässern auf einem Gerüst. Die Wasch- 'und Dusch­
räume sinid allein schon wa'hre ldeenf'undgruben für Bast­
ler. Brausenköpfe wurden u. a. aus Konservendosen her­
gestellt. Nicht minder wichtig erschien z'ur Verhütung von 
Seuchengefahr die Abwasser.beseitigung. Von ollen Was­
ser.verbrauchsstellen wird dos Abwasser zu Sickerschäch­
ten fortgeleitet. Nirgends dürfen Pfützen entstehen. Die 
Abortanlogen sind in einem besonderen, peinlich genau 
gegen Insekten abgedichteten Gebäude untergebracht. 
Auch dos Problem der Abfuhr der "Iollen Abortkübel wurde 
sinnvoll gelöst. 

Was sollen Duschen ohne warmes Wasser? Auch dafür ist 
gesorgt. Aus ehemaligen Olfässern und Rohren wurde ein 
richtig funktion ierender Warmwasserbereiter herg'estellt, 
der mit Holz beheizt werden kann. Die Anlage, mit einem 
Boiler aus weiteren Fässern in einem turmartigen Gebäu­
de, kann auch zum Beheizen von Unterkünften benutzt 
werden . Auch dos wäre im Ernstfall kein Luxus, denn mon 
findet erfahrungsgemäß in Trümmern oft leichter brauch­
bare Heizkörper als funkt ionierende Ofen . Außerdem wer­
den die Brennstoffe besser ausgenutzt und die Brandge­
fahr herabgesetzt. 

In einem Küchenbau befinden sich mehrere Kochherde 
aus Ziegelmauerwerk mit feuerverzinkten Kesseln aus Ben­
zinfässern. Auch ein Herd für Diät- und Babykost fehlt 
nicht. Die Essenausgabe ist so zweckmäßig gelöst, daß dos 
Es sen ohne Zwischenbehälter direkt aus den Kesseln ver­
abreicht werden kann. 

Brückenbau - Ubungsplatz 

Die Schule verfügt weiter über einen Brückenbauplatz on 
der Ahr. Hier entstehen bei Ubungsba'uten Brücken und 
Stege der unterschie,dlichsten .souort. Ein steiles und ein 
flaches Ufer geben PrO'bleme des Antransportes von Ma­
ter ial ,und der Konstruktion der Brückenrampen a'uf. Leider 
läßt die verhältnismäßig geringe Wassertiefe den Einsatz 
von größeren Wasserfahrzeugen nicht zu. Doch kann mit 
Schlauchboot-Kombinationen als Arbeitsbühnen der Bau 
von Brückenjochen in Flußmitte geübt wer,den. <Für den 
Schwimmbrückenbau verfügen die THW-Schulen Hoya und 
GermerSlheim über geeignete Gewässer, auf die bei Be­
darf a'usgewichen werden kann . 

Spiegelbild des deutschen Zivilschutzes 

Al s Gesamte indruck der eing,ehenden Besichtigung der 
Schule mit ihren Außenanlagen kann mon sogen, daß die 
THW-Schule ,Ahrweiler ein Spiegelbild des deutschen Zivil ­
schutzes und der Kat,astrophenhilfe bietet. Abgesehen vorn 
Schutzraumbau, für den eine Abteilung ohne weiteres an-
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geg liedert werden könnte, findet man hier praktisch alle 
Probleme von Katastrophenlagen und kriegsbedingten 
Notlagen sowie M ittel und Wege, ihrer Herr zu werden . 
Wer Zwe ifel hat an der Notwend igkeit eines ziv i len Be­
völkerungsschutzes, der möge hierher kommen und sich 
einmalonhand zahlreicher Obungen vor Augen führen, 
wie vielfält ig die Not ist, d ie über die Menschen kommen 
kann. Er wird dabei feststellen, daß den vie lfält igen Not­
lagen auch mit vielfältigen M itte ln begegnet werden muß. 
Und diese M ittel müssen zweckmäßig sein. Sie erfordern 
Sachkenntnis und Obung, viel Obung sogar. Guter W ille 
und Bere itschaft wm Helfen genügt nicht. Helfen will ge­
lernt sein. Au s d ieser Sicht hotte "Zivilschutz" Anlaß zu der 
Annahme, daß ein eingehender Bericht über die THW­
Schule Ahrweiler für die Les erschaft im In - und Ausland 
von Interesse sein könnte . 

Ein Mekka für Fachleute 

Wer sich in der THW-Schule und ZAB Ahrwe iler einmal 
gründl ich und mit fachkund igen Augen umschauen konn te, 
den wundert es nicht, daß die Schule ein Mekka für Z ivil ­
schutz- und Rettungsfachleute in Europa und darüber hin­
aus ist. Hier finden sie stets den neuesten Stand der En t­
wicklung sowohl in der Theorie al s auch in der Erprobung 
u'nd praktischen Darstellung. Wohl in keinem Land wurden 
während des 2. W eltkrieges - le ider zwangsläufig - so 
umfangreiche Erfohrungen auf dem Gebiet des Rettungs­
wesens und der technischen Noth il fe gesammelt w ie ;n 
Deutschland. Die Fachleute derjen igen Länder, die weniger 
oder garn icht unter dem Krieg gel itten hoben, machen sich 

Unsere Abteilung Buchhandel bietet an: 

Bergungs- und Rettungsfibel 1/11 
von Ober-Ing. Georg P. J. Feydt 

Teil I : Aufgaben der Bergungsarbeit und 
leichte Bergung 

Taschenformat, etwa 185 S., reich illustriert, DM 7,50 

Teil: " Bergung aus Trümmern - Hilfsgeräte . -
Ausbildungseinrichtungen u. -Methodik 

Taschenformat, etwa 195 S., reich illustriert, DM 7,50 

Für alle im Katastrophenschutz- und Luftschutzhilfs­
d ienst Tätigen, für jeden Bürger überhaupt, ist es :vich­
tig, über die Möglichkeiten des Einsatzes b~1 der 
Rettung Verschütteter und über die SystematIk . der 
Ausbildung für diese Tätigkeit unterrichtet zu sein. 

Der Teil I behandelt die Aufgabe n der Bergungsarbeit 
und den Tei l der A rbeiten, die jede Person - einerlei 
o b Mann oder Frau - erlernen kann. 

Der Teil 11 enthä lt die Berg ung aus Trümmern. Hier­
bei ist Facbkenntnis, handwerkliche Erfah ru ng und 
körperl iche Leistungsfähigkeit fü r das Gelingen der 
Bergung Voraussetzung. 
Die beiden handlichen Fibeln sind in Leinen geheftet, 
sehr reich illustriert und leicht verständlich Qeschrieben 

Zu beziehen durch: 

naturgemäß gerne diese Erfahrungen zunutze . Dennoch 
wäre die Schule Ahrwe iler wohl we it weniger interessant, 
wenn man hier auf dem Erfahrungsstand beharrt und nicht 
eine intens ive We iterentwick lung betr ieben hätte. Nur so 
konnte man ei ne führend e Rolle auf dem Geb iet der tech­
nischen Notstandshilfe wahren. 

Leistungsfähiger Lehrkörper trotz Personalmangel 

Es ist erstaunlich, w ie es dem Le iter der Schule b isher ge­
I~ngen Ist, trotz des allgemeinen Personalmangels und 
nicht gerade gvter Bezahlung einen leistungsfähigen Lehr­
körper aufzubauen und bis heute zu erhalten. Natürl ich 
sind schon föhige Kräfte auf bessere Angebote hin abge­
wandert. D<;>ch. die Mehrzahl der Lehrkräfte ist b isher ge­
bll e ben , we~ 1 sie In Ihrer Tät igke it ei ne Aufgabe sehen, d ie 
I ~nen Wicht ig erscheint und sie innerlich ausfüllt, und we il 
sie Sich In dem Betriebskl ima wohlfühlen . Niemand hat 
hier das Gefühl, nur. ein ?e~eutungsloses Rädchen im gro­
ßen .. Getrle,b~ zu sem . Ein leder spürt, w ie sich aus G e­
sprachen erg Ibt, seine Bedeutung , 

Die Helfer sind eingeladen 

Man ,kann ruh igen Gew issens den tHW-Helfern und den 
Helfern des LSHD, d ie sich zu Unterführern oder gar zu 
Führungskräften weiterbilden wollen, zvm :Besuch dieser 
Schul~ raten .. Mögen auch zohlre iche Leser, d ie Interesse 
an einem M itmachen in einer Hilfsorgan isation spüren 
ober noch nicht dabei sind, aufgrund unseres Besuchsbe~ 
richtes. nun den entscheidenden Schritt tun . Die Helfer und 
olle, dIe es werden wollen, sind eingeladen! 

Zahn, Pionierfibel I 
Grundlagen des Pionierhandwerks 
Leineneinband DM 5,40 

Im I. Teil wird in der Hauptsache die handwerkliche 
Pionierausbildung behandelt 

Zahn, Pionierfibel IJ 
Leineneinband 

DM 7,50 
In einer übersich tlichen und reich bebilderten Dar­
stellung werden ~inweise gegeben für Sprengen, 
Sperren, Behelfsbruckenbau und dergleichen. 

Hille, Katastrophenschutzfibel 
Taschenbuchformat, flex. geb., 182 Seiten 
mit 155 Illustrationen, Zeichnungen usw. DM 8,40 

A usf.ührliche _ Darlegungen über Katastrophenarten 
u~d Ih.re Bekam.pfun~. Ausbildung und Aufgaben der 
Hllfs.dlenste. HinweIse auf Erste Hilfe, neuzeitliche 
Gerate u. a. mehr, zahlreiche technische Formeln. 

ZIVILSCHUTZ-VERLAG DR.EBELING KG • KOBLENZ POSTFACH 2224 
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ABC-Abwehr 
Zur Organisationsform des LS-ABC-Dienstes 

(Fortsetzung und Schluß) 

von Hanns Wettste in 

Die B-Aufgabe der AMB (mot) 

besteht zur Zeit noch darin, entsprechenden Stellen schnell 
das erforderliche Untersuchungsmaterial zuzuleiten, mög­
lichst vor Auftreten der ersten Krankheitsfälle. 

Daneben wird die Probenahme auf Ersuchen des Ge­
sundheitsdienstes genannt, die in Frage kommt, sobald sich, 
etwa im Spannungsfalle, in einem bestimmten geographi ­
schen Raum Krankheitsfälle in auffallender Weise häu­
fen. Dies also bedeutet Probenahme na eh Auftreten . 

In beiden Fällen belaufen sich die B-Untersuchungszeiten 
auf 3-72 Stunden, die Proben laufzeiten auf 1-6 Stunden, 
die Zeit der Vorbereitung auf den Einsatz der AMB 
(Marsch etc.) käme noch hinzu. 

Aus der Sicht der AMB (mot) ist jedoch die Probenahme 
na c h Auftreten der ersten Krankheitsfälle vor allem 
deshalb eine abwegige Aufgabensteilung, weil 

die behandelnden Ärzte, - weit besser als die AMB -
in der Lage sind, wirklich brauchbares Untersu­
chungsgut zu liefern. 

eine verspätete Abgrenzung des betroffenen Geb ie­
tes einerseits wegen Verschleppung, andererseits 
deshalb nicht mehr möglich sein kännte, weil das 
Gebiet möglicherweise längst wieder frei ist. 

Damit verbleibt es bei der Probenahme möglichst vor 
dem Auftreten der ersten Krankheitsfälle. 

Den - im B-Falle sofort zu ergreifenden - behördlichen 
Maßnahmen stehen vor a llem die langen Untersuchungs­
zeiten äußerst hinderlich im Wege. 

Während nun der A-Angriff ein Ereignis ist, das - von 
Ausnahmen abgesehen - jedermann offenkundig wird , 
liegt die Tücke eines B-Angriffs darin, daß der Gegner 
wohl nichts unversucht lassen w ird (Nachteinsatz etc.). 
seinen Angriff nicht vor der Zeit offenbar werden zu 
lassen. Die ggfs. im Schutzraum unter Erdgleiche befind­
liche Besatzung der LS-AHC-Meßtrupps reicht deshalb 
zur Beobachtung eines B-Ereignisses keinesfalls aus; -
vielmehr wird man alle Meldungen beachten müssen, 
und sich der Mitwirkung der gesamten Bevölkerung zu 
vergewissern haben. Jeder - durch Schilderung indika ­
tiver Begleitumstände - näher begründeten B-Meldung 
wird sofort nachzugehen sein; - nur so besteht Aussicht 
auf rechtzeitige Erkennung. 

Wie im Grunde immer, besteht die Fes t s tell u n g s -
Aufgabe aus zwei Teilaufgaben : 

1. Eingrenzung des betroffenen Gebietes 

2. Feststellung des Kampfm ittels . 

Be im A-Spüren fallen beide Te ilaufgaben in eine zusam­
men, weil mit einem feldgerechten Meßgerät die unmittel ­
bare Erkennung des Kampfmittels durch einfaches Spüren 
mögl ich ist. 

Im B-Falle jedoch wird der Spürtrupp niemals in der 
Lage sein, das Kampfmittel durch einfaches Spüren un­
mittelbar zu erkennen. Daher die Anweisung, daß auf Ver­
dacht Proben zu nehmen und "Untersuchungsstellen" zuzu­
le iten sind. 
Dieses Verfahren kann zwar für die Erkennung des 
Kampfmitte ls geeignet sein, der ersten Teilaufgabe hin ­
gegen (Eingrenzung des Gebietes) wird es kaum gerecht 
werden können. Daher muß die Art und W eise der 

B-Probena hme 

näher qualifiziert werden, etwa nach der folgenden 
Formel: 

Wird ein B-Ereignis vermutet, so ist das vermutlich 
betroffene Gebiet durch rasterfärm ig fortschreitende 
Probenahme s y s te m a t i sc h zu überdecken . 

Die Zah l der nach dieser Vorschrift zu nehmenden Proben 
kann sehr groß werden. Es ist jedoch unbestre itbar, daß 
eine ungefähre Eingrenzung des betroffenen Gebiets auf 
diese Weise mögl ich ist, sobald und nachdem das Unter­
suchungsergebnis zu jeder einze lnen Probe vorliegt. 

Oberdenkt man die Frage der Realisierbarkeit, so kann 
man nicht umhin, einige Oberlegungen zunächst darauf 
zu verwenden, wie der erheb liche Arbeitsaufwand einer 
systematischen Probenahme stets dann vermieden werden 
könnte, wenn er von der Sache her vermeidbar ist. 
Hierfür ist vielleicht die fo lgende Formel brauchbar: 

Bei Vor liegen der z. Teil gemeinsamen Anzeichen für 
B- und C-Einsatz ist zunächst auf C zu spüren. Ist 
das C-Spürergebnis negativ, so ist ein B-'Einsatz wahr­
scheinlich, somit ist zu " rastern" . 

Man wird sagen dürfen, daß dieses Differential -Verfah ­
ren den ursprüngl ichen Verdacht auf B-Einsatz etwas 
erhärtet und ihn mehr in den Bereich der Wahrschein lich ­
keit rückt. 

Leider kann es sich immer noch um einen unbekannten 
C-Kampfstoff hande ln, auch können die fe ldmäßig (vom 
Spürtrupp) einsetzbaren Spürmittel versagen. 

Das Verfahren ist also keineswegs sicher und gestattet 
natü rl ich noch ke inen B-B ewe i s. 

Das ist jedoch in keiner W eise nachteilig, denn auch für 
den Fall, daß ein unbekannter oder fe ldmäßig nicht 
erspürbarer C-Kampfstoff vorläge, kann die nachträgliche 
Eingrenzung des betroffenen Gebietes nur gelingen, 
wenn die Proben s y s t e m 0 t i s c h genommen worden 
sind. 

Somit bleibt der Grundsatz richtig, daß 
immer dann zu "rastern" ist, wenn ein Kampfmitte l fe ld­
mäßig nicht erspürt werden kann. 
Aber auch der Grundgedanke des Verfahrens, näm lich 

aus - C = negativ folgt - B = positiv 
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bleibt (sofern nach allen Anzeichen überhaupt etwas 
vorliegt) richtig und führt auf die Forderung, einen 
C-Laborwagen(CLw) zu entwickeln, der es gestattet, die 
Frage C-negativ (oder nicht) mit Sicherheit zu beant­
worten, wenngleich durch die Entscheidung dieser Frage 
nur in zwei Sonderfällen etwas über die Art und Gefähr­
lichkeit des B-Kampfmittels ausgesagt werden kann, näm­
lich im Falle des Einsatzes von synthet ischen Wuchsmitteln 

oder Toxinen. 
Nach den bisherig en Oberlegungen wären also z w ei 
Proben zu nehmen, eine zur Untersuchung im CLw, eine 
zweite für die B-Untersuchungsstelle. Die Untersuchung 
im Clw gestattet d ie Feststellung, daß es sich um ein 
B-Kampf mittel handeln muß, womit die entsprechende 
Kennz eichnung und die für den B-Fall vorgesehenen be­
sonderen Maßnahmen (z. B. Absperrung) möglich wer-

den. 
Ober Art und Gefährlichkeit des B-Kampfm ittels ke nn 
nur in zwei Sonderfällen etwas ausgesagt werden, und 
nur für diese ist der CLw im engeren Sinne instrumental. 
In allen anderen Fällen muß, nach dem derzei tigen Stand, 
das B-Untersuchungsergebnis (im Mittel 40 Stunden) ab ­

gewartet werden. 
Soll die AMB jedoch an die Grenze ihrer Leistungsfähig ­
keit gebracht werden, so wäre genau zu prüfen, ob ge­
wisse B-Untersuchungen nicht auch in einem Feld-Labor, 
vielleicht an Ort und Stelle besonders gut durchgeführt 
werden können, womit ggfs. am Ort, ohne Zeitverzug, 
in bestimmten Fällen brauchbare Untersuchungsergeb­
nisse zur Verfügung gestellt werden könnten. 

Ein langwieriger, durch Zerstörung und verstopfte Straßen 
behinderter Probentransport beeinträchtigt das Unter­
suchungsgut, kann zur Verschleppung und Verbreitung 
des Kampfmittels führen und dürfte im Ergebnis, schon 
zufolge der langen Untersuchungszeiten, wenig erbrin ­
gen. Die B-Untersuchungsstellen dürften für die Bearbei ­
tung einer großen Zahl von Proben ohnedies nicht aus­
reichen. Die Forderung nach einem besonderen B-Labor­
wagen (BLw), erhebt sich somit ganz unausweichlich. 

Die C-Aufgabe 

ist die eigentliche Domäne der AMB (mot). Die neuere 
Betonung und Aufwertung dieser Aufgabe ist nicht zu 
übersehen. Eine Unterstützung durch andere Kräfte (Luft­
aufklärung), ABC-Meßstelien ete. ist schwer möglich. 
Konkret ist die Aufgabe wiederum Fes t s tel I u n g , 
Meldung und Kennzeichnung. 

Ahnlich wie beim B-Einsatz wird man annehmen müssen, 
daß die Lage durchaus unklar ist. Während man beim 
A -E insatz wegen der Vielzahl von Beobachtungen sagen 
kann, daß die Aufgabe der AMB mehr in Richtung auf 
eine gen aue Feststellung verschoben sein kann, wird 
man bei einem B- und C-Einsatz sagen müssen, daß es 
hier um die Feststellung sc h I e c h t hin geht. Man wird 
weder genau wissen können, ob es sich tatsächlich um 
einen C-Angriff handelt, noch gibt ein deutliches Zeichen 
im Verein mit anderen Daten (Windgeschwindigkeit ete.) 
einen ungefähren Anhalt. Man ist auf einige, vermutlich 
recht dürftige Meldungen angewiesen, und diese stellen 
für die AMB den Einsatzgrund dar. 

In dieser Lage wäre es völlig verfehlt, das VEF als Vor­
aus-Erkundungsfahrzeug einzusetzen, denn annahmsweise 
geht es ja darum, das vermutlich betroffene Gebiet mög­
lichst rasch in voller Breite zu erfassen (auseinander­
gezogene Züge !), vor allem aber die Ergebnisse laufend 

zu melden, damit möglichst rasch alles unternommen w er­
den kann, um Folgeschäden zu verhindern . Abhilfe zu 
schaffen, ist die AMB aus eigener Kraft nicht in der Lage. 
Man wird also nicht dulden, daß die AMB still vor sich 
hin erkundet, sondern fordern, daß sie vor allem die 
Nachrichtenverbindungen nach rückwärts herzuste llen und 
zu si~hern hat. Dies aber kann man n icht, in dem 
man ein VEF auf den Weg bringt, womit man bestehende 
Funkverbindungen in aller Regel unterbricht, vielmehr 
wird man das VEF in eine Position bringen müssen, von 
der aus eine einwandfreie Nachrichtenverbindung (Funk 
und Draht) möglich ist. In dieser Position muß das VEF 
sodann für die Dauer des Einsatzes belassen werden 
denn abgesehen von der Tatsache, daß das VEF z Z. ' 

- das einzige Sprechfunkgerät des Zuges besitzt, 

ist das VEF überdies noch 

- Standort des (Zug-)Führers, und 

- vorgeschobener Versorgungspunkt des Zuges. 

Hieraus ergibt s:ch als Formel für den Einsatz : 

vor dem eigentlichen Einsatz sind am Rande des Ein­
satzgebietes die Standorte der VEF festzulegen. 

Ober diese Formel dürfte kaum zu diskutieren sein denn sie 
ist, wie schon erwähnt, dreifach fest begründet: ' 
nachr ichtentechnisch, führungstechnisch und versorgungs­
techn isch . 

Es ble ibt die Frage nach der geeigneten Wahl der VEF­
Standorte im Einsatzgebiet der Bereitschaft. 

Zunnächst sei an die Festlegung erinnert, daß das Spüren 
des LSHD, von Sonderfällen abgesehen, möglichst nur auf 
Straßen und Wegen erfolgen soll. Damit wächst die Ein­
satzbreite und der Einsatzwert der AMB. 

~.un ma~ es in L?~dern mit einem dichten Straßennetz ge­
nugen, Sich auf einige Straßen zu beschränken. In anderen 
Ländern werden Wege mit hinzugenommen werden müs­
sen. Auch wird es darauf ankommen, aus welchem Raum 
die Meldungen einlaufen, die den Einsatzgru nd darstellen· 
auch danach wird sich die Ausdehnung des Gebietes rich~ 
ten, au: das .der Einsatz der AMB erstreckt werden muß. 
Ober die Breite des Einsatzstreifens lassen sich somit keine 
allgemein gültigen Angaben mach en. 
Soviel dürfte festlegbar sein: 

Standort de~ VEF a.n möglichst verkehrsgünstiger 
Stelle, etwa In der Mitte des Einsatzstreifens außer-
halb des vergifteten Gebietes. ' 

O.ffen ~eblieben ist die für die Breite des Einsa tzst reifens 
m~tbestlmmende Frage, ob längs der Straßen und Wege 
mit Trupps, mit Doppeltrupps oder gruppenweise gespürt 
werden soll. 

Ist das vermutlich betroffene Gebiet groß, so kann man 
gezwungen sein, t ru pp w eis e zu spüren. Dieses Verfah­
ren hat jedoch hauptsächlich drei Nachteile: 

- Es ist nicht sehr schnell, 

- gegenseitige Hilfe ist nicht möglich, 

- bei Ausfällen gehen die Meldungen nicht oder nur sehr 
versp~tet ein (beim Spü~.e.n auf Straßen w ird man je­
doch Jede Meldung benoligen - möglichst schnell). 

Diese Nachteile sind durch den Einsatz von D 0 p p e I -
t r u p p s zu beseitigen; die Meldungen kommen dann 
Sicherer und schneller an 

Man kann also der Ansicht sein, daß 

für den C-Einsatz grundsätzlich nur Doppeltrupps in­
frage kommen, weil man sicherer, vor allem aber 
schneller arbeiten kann. 
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Schneller nicht nur, weil die Spürleistung beim Doppel­
trupp wesentlich besser ist, sondern auch deshalb, weil die 
damit verbundene Beschränkung auf einen engeren Ein­
satzstreifen zu einer allgemeinen Abkürzung der Marsch­
strecken und Meldewege führt. 
Ein Spüren mit der G r u p p e schließlich bringt keinen 
Varteil gegenüber dem Doppeltrupp. Die derzeitige Grup­
peneinteilung ist daher aufzugeben. 

Wenn man also am Spüren mit (maximal) Doppeltrupps 
festhält, so ergibt sich die Einsatzbreite nach den bisheri ­
gen Untersuchungen 

- aus der Größe des vermutlich betroffenen Gebiets, 

- aus der Beschaffenheit des Straßen- und Wegenetzes, 

- aus der Tatsache, daß mit Doppeltrupps zu spüren ist. 

Daneben könnte noch ein Einfluß von 

- der Spürart (Umgehen, Durchstoßen) hinzukommen. 

Der allgemeinen Auffassung folgend, dient das 

Umgehen 

zur genauen Abgrenzung eines k an ta m i nie r t e n Ge­
b ietes. Indem man mit mehreren Doppeltrupps auf Straßen 
und Wegen in Richtung auf das kontaminierte Gebiet vor­
stößt und die Grenze einer Kontamination feststellt, wird 
eine von der Dichte des Wegenetzes abhängige Zahl von 
Geländepunkten festgelegt, durch die hindurch die Grenze 
der Kontamination verläuft. Nun war oben gesagt, daß 
das "Umgehen" eine fe i n e Abgrenzung bedeutet. Will 
man also im klassischen Sinne umgehen, hätte man die 
Grenze der Kontamination im "Gelände" zwischen den 
Wegen und Straßen weiter zu verfolgen. 

Statt dies zu tun, dürfte es sich jedoch empfehlen, rings um 
das kontaminierte Gebiet eine angemessene, aus verschie­
denen Gründen ohnedies erforderliche Si c her h e i t s -
z 0 n e anzulegen, in welcher dann auch ein etwa "krum­
mer" Verlauf der Grenze der Kontamination untergehen 
kann . 

Für die Streitkräfte ist das Gelände, im beweglichen Ge­
fecht, von einiger Bedeutung. Für den LSHD hingegen, der 
ein brauchbares Wegenetz voraussetzen kann, genügt eine 
Sicherheitszone rings um die Meß- bzw. Spürpunkte. Das 
"Gelände" ist nur ausnahmsweise von Belang. 

Das "Umgehen" im klassischen Sinne fällt also fort. Es er­
hält im Zivilbereich einen anderen Inhalt, etwa wie folgt : 

Umgehen ist die punktweise Festlegung der Grenze 
einer Kontamination durch Vorstoß auf Wegen und 
Straßen von außerhalb des kontaminierten Gebietes. 

Das "von außerhalb" ist eine weitere kräfteschonende Än­
derung, denn im militärischen Bereich ist das "Umgehen" 
eine Fortbewegung außerhalb und innerhalb des kon ­
taminierten Gebietes. Der Grund für diese Änderung ist -
von ihrer kräfteschonenden Eigenschaft abgesehen - der 
derzeitige Ausrüstungsstand der AMB. 

Soll der Doppeltrupp rasch melden, so muß er, da Funk 
fehlt, an der Grenze der Kontamination umkehren, statt 
innerhalb des kontaminierten Gebietes auf Wegen und 
Straßen einen noch ungewissen Weg zu nehmen. Geht 
man davon aus, daß das Melden nach der Feststellung 
absoluten Vorrang hat, so folgt zwingend eine Umkehr, 
denn nur die eben im Vorstoß zurückgelegte Strecke ist 
marschtechnisch und auch nach ihren Verbindungsmöglich­
keiten (Fernsprecher) bekannt. Zwar ist zuzugeben, daß 
durch denselben Doppeltrupp durch einen Umweg, der im 
kontaminierten Gebiet verlaufen würde, beim Wiederaus­
tritt gleich noch ein zweiter Punkt festgelegt werden 
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könnte. Dies aber nur unter Inkaufnahme einer gewissen 
Meldelabilität und Meldeverzögerung, von der Gefähr­
dung der Helfer und dem größeren Dekontam inationsauf­
wand für Helfer und Gerät ganz abgesehen. Es ist also 
besser, auf dem Nachbarweg einen zweiten Trupp einzu­
setzen, nach der Devise : 

Nicht unnötig im "Schlamm" wühlen, sondern antippen 
und probieren, wo es weich ist, an möglichst v ie len Stellen 
zugleich und melden, melden! 

So zu verfahren, empfiehlt sich auch für den Fall, daß die 
Trupps Funkgeräte erhalten sollten. 

Hatte das "Umgehen" im voraus beschriebenen Sinne den 
Zweck, die Begrenzung eines kontaminierten Gebietes 
festzulegen, so kann das 

Durchstoßen 

im LSHD nur den Sinn haben, durch ein ABC-Ereignis 
eingeschlossene oder sonst gefährdete Menschen zu retten. 
Somit hat der Durchstoß stets ein festes Z i e I innerhalb 
oder jenseits des kontaminierten Gebietes. Z w eck des 
Durchstoßens ist die Erprobung eines gangbaren Weges 
zu diesem Ziel. Es ist möglich, mit diesem Hauptzweck den 
einen oder anderen Nebenzweck zu verbinden, zum 
Selbstzweck (etwa Feststellung der jenseitigen Grenze der 
Kontamination) sollte man den Durchstoß nicht werden 
lassen. Der hintere Rand einer Kontamination kann auch 
über den Flügel oder durch jenseits des kontaminierten 
Gebietes herangeführte Kräfte festgelegt werden, wenn 
die Zeit nicht drängt, also ein unmittelbarer Zweck (Ret­
tung von Menschen durch nachzuführende Einheiten) nicht 
gegeben ist. 

Der Durchstoß ist eine Angelegenheit der höheren Füh­
rung, ein Befehl, der nur in einigermaßen geklärter Lage 
gegeben werden darf und wegen der mit seiner Durch­
führung verbundenen Gefährdung der eigenen Kräfte, 

- eine genaue Kenntnis der Gefahr und damit verbunden 

- ein besonders hohes Maß an Verantwortungsbewußt-
sein 

zur Voraussetzung hat. 

Er ist jedenfalls keine einsatztechnische Möglichkeit der 
AMB, außerdem ohne Einfluß auf ihre Organisation und 
kann deshalb hier ganz außer Betracht bleiben. 

Für den A - Fall sei, was den Durchstoß zum Zwecke der 
Erkundung eines Marschweges anlangt, noch folgendes an­
gemerkt: 

- als Anhalt ist die Dosismessung besser als die Dosis­
leistungsmessung mit nachfolgender Dos is rechnung, 

- es zählt ohnedies nur die im Kraftfahrzeug erhaltene 
Dosis, die Umgebungsstrahlung spielt keine unm ittel ­
bare Rolle, 

- der Zeitaufwand für die behelfsmäßige Entstrahlung 
nach erfolgtem Durchstoß, und der Zeitaufwand für ein 
Umgehen (im ursprünglichen Wortsi nn) können sich 
gleichstehen, 

- es dürfte sich empfehlen, die Umkehrstrahlung, dem 
Beispiel anderer Nationen folgend, recht niedrig anzU­
setzen. 

- Durchstoß möglichst nur nach erfolgter Luftaufklärung. 

Das 

Spüren nach Meldepunkten 

oder nach Meldegegenständen (z. B. Wasserprobenahme 
nach dem Dreiprobenverfahren) schließlich, ist eine selbst­
verständliche Aufgabe der AMB, auf ihre Organisation 
jedoch ebenfalls ohne Einfluß. 
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Demnach ist die Einsatzbreite des Zuges neben 

_ der Ausdehnung des vermutlich betroffenen Gebietes 

und 
_ den Straßen- und Wegeverhältnissen im Einsatzgebiet, 

im wesentlichen 
_ durch die Spürart "Umgehen" bestimmt. 

Bis hierher war vorausgesetzt, daß die 

Spürmittel 

der AMB für die Durchführung der C-Spüraufgabe a~s ­
reichen. Dies ist leider nicht der Fall. Das Spürpulv~r Ist 
nur für Geländekampfstoffe geeignet und. a.uc~ .dlesen 
gegenüber nicht in allen Fällen mit Sicher.h.el.t .,nd,z,.erend. 
Sechs Prüfrährchen steht eine Fülle von mdltartSch sinnvoll 
anwendbaren Kampfstoffen und Kampfstof.fmischunge~ 
[10] gegenüber. Zwar besteht die MöglIchkeit, automati­
sche Schnellspürgeräte einzuführe.n (etwa nach Art d7s 
GSP-1) [11] d ie einen weiteren Ted der ~-Ka~pfstoffe !n 
unspezi f ischer Reaktion erfassen, doch Ist die Zahl ?er 
sinnvoll einsetzbaren feldgerechten Schnellverfahren Ins-

gesamt beschränkt [12]. 

Es ist deshalb empfohlen worden, bei "unbek~nnten 
Kampfstoffen" Proben zu nehmen und den chemischen 
Untersuchungsstellen zuzuleiten. Dem Verfas~er stehe~ -
anders als im Falle der A - und B-Kampfmlttel - keine 
annähernd vollständigen Angaben über die Zahl der fOr 
die Kampfstoffuntersuchung .eins.etzbaren C-Unters.uchungs­
stellen zur Verfügung. Somit bliebe noch zu ermItteln, ob 
die friedensmäßig vorhandenen Untersuchungsstellen nach 
Tauglichkeit, übung im Umgang. mit Kam~fstoffen, Stand­
ort (Probentransport) etc. für die Durchfuhrung. der. Auf­
gabe mit herangezogen werden können. Der Hinweis auf 
die friedensmäßig vorhandenen C-Untersuchungsstellen 
entbindet jedoch nicht von der Verpflichtung, besondere 

C-laborwagen (Clw) 
zu schaffen, die mit qualifizierten Fachkräften zu besetzen 

sind. 
Die labormäßige Bestimmung von Kampfstoffen. ist i~ den 
meisten Fällen sehr einfach. Geeignet sind kolorimetrtSch~, 
chromatographische und gravimetrische Methoden sowie 
Farb- und Gerinnungsreaktionen, die che~1ISc~e ~~mpf­
stoffe in spezifischer bzw. Gruppe~reaktlon ind,z,eren. 

D· F d nach Entwicklung eines C-Laborwagens le or erung f b 
(Clw) stellt sich jedoch nicht nur der Feststellungsau ga e 
wegen, die auch die Untersuchung des T rInkwassers u~d der 
Lebensmittel mit umfaßt, sondern schon deshalb, w.e.d eine 
große Zahl von Proben aus unterschiedlichem Md,eu zu 

. '1 ' h d' P ben durch langen T rans-untersuchen ISt, wel SIC le ro . ' 
port verändern können und weil von fachkundiger Seite 
geeignete Entgiftungsverfahren ~or~usch l~gen ~ nd n.ach 
ihrem Erfolg quantitativ und q~all!atlv z~ uber?rufen sind: 
Es ist wesentlich, daß mit den richtigen Mitteln In angemes 

. ·ft t . d denn das angewendete Ver-sener Mischung entgl e wir,. . 
fahren bestimmt den Zeit- und SIcherheitsfaktor. Gelangen 
Kampfstoffmischungen zum Einsat.z, so kann. m~.n sich 

t II d ß die Gemische so eingestellt sein konnten, 
Vors e en, a . I b "ß' F t 
daß die Entgiftung erschwert ist. Eine a orma Ige e~.-
steilung der Komponenten ist alsdann Voraussetzung fur 

die Entgiftung . 

Die Ausrüstung der AMB 
. . t . h 'hrer Aufgabe die im wesentlichen in 

Orientier SIC an I '. d M Id 
der Fes t s tell u n g besteht. Kennzeichnen. un e en 
sind nur Folge, deren Grund die Feststellung ISt. 

Die Notwendigkeit der Vorbereitung auf einen ABC-Krieg 
vor Augen, ist im Einklang mit der allgemeinen Verwis­
senschaftlichung des modernen Krieges, - die das ABC ­
Wesen im besonderen Maße betrifft - die Entwicklung von 
besonderen, mobilen B- und C-Laborwagen unausweich­
lich. Einstweilen ist die AMB sehr viel bloße Motorik ohne 
einen vollständig ausgebildeten sensorischen Apparat. 

Organisatorisch ausgedrückt besteht die Forderung darin, 
die AMB zu einem in sich abgeschlossenen Ganzen um­
zugestalten und den schwankenden Grund zu verlassen, 
wie er sich in Form der Einbeziehung von ungewissen 
Fremdeinrichtungen, als Vorbedingung für die Erfüllung 
der Aufgabe, darstellt. 

Die friedensmäßig verfügbaren Untersuchungsstellen ste ­
hen in einer natürlichen Wechselwirkung zu lebenswichti ­
gen Wirtschaftsvorgängen. Dies bedeutet, daß sie für die 
Erfüllung der Friedensaufgabe eben ausreichen (ein Cha ­
rakteristikum der wohlausgewogenen, freien, marktwirt­
schaftlichen [Selbst-] Ordnung) und auch mit planwirt­
schaftlichen Mitteln nicht ohne großen Schaden aus ihrer 
Wechselbeziehung gelöst werden können. Auf Provisorien 
dieser Art zu verweisen, ist deshalb sinnlos und trotz 
aller Anstrengungen, die an Rangplanungen und derglei­
chen verwendet werden, schon deshalb nicht überzeugend, 
weil die Einrichtungen der AMB leicht und in vollem Um­
fang manipulierbar sind. 

Alle Trupps mit Fun k auszurüsten, ist schon mehrfach ge­
fordert worden. Dagegen sprach und spricht die Frequenz­
knappheit, die auch durch Einführung des 20-kHz-Rasters 
im 4-mtr-Band und die Erschließung weiterer Frequenzen 
im 2-mtr-Band leider nicht zu beseitigen ist. Es ist auch 
richtig, daß für die fernmeldetechnische Versorgung der 
27 Truppfahrzeuge (3 Züge nach derzeitigem Stand) drei 
Frequenzen erforderlich sein dürften. Die Freque:nzknapp­
heit ist jedoch kein vollgültiges Argument, denn bei gege­
bener ABC-Lage dürfte der übrige Funksprechverkehr des 
LSHD in der näheren Umgebung des Einsatzraumes der 
AMB weitgehend ruhig zu stellen sein. Hinsichtlich der 
übrigen Argumente muß man sich die Zumutung vor 
Augen halten, die sich aus einer mangelnden fernmeIde ­
technischen Versorgung vorwärts der Züge ergibt: 

Man verlangt von den Helfern - und das wird in der 
Praxis in genau dieser Form immer wieder vorgetragen -, 
daß sie sich in ein Gebiet begeben, das voraussetzungs­
gemäß eine ernste, kaum zu übertreibende Gefahr für ihr 
Leben darstellt, ohne die Mögl ichkeit vorzusehen, mit ihnen 
Verb indung zu halten, ih nen Hilfen zu geben, sie vor plötz­
lich eintretenden Gefahren sofort zu warnen, sie darauf 
hinzuweisen, daß dies oder jenes besonders zu beachten 
ist, nach den Meldungen anderer Trupps für ihren Schutz 
be im weiteren Vorgehen unerläßlich ist u. dergl. mehr. 

Jeder Feuerwehrmann wird in ähnlicher Lage, schon an ­
gesichts einer weitgehend sichtbaren Gefahr, angeseilt. Die 
Trupps der AMB hingegen (90 Mann) sollen in einen Raum 
vordringen, der nicht nur möglicherweise, sondern voraus­
setzungsgemäß eine große, unsichtbare Gefahr darstellt -
und das ohne jenes "Seil"! Dieser Ausrüstungsmangel 
kann im Einsatz kaum ohne Konsequenzen bleiben. 

Insgesamt ist nach den bisherigen Erfahrungen erfor­
derlich: 

1. Die Verbesserung des Probenahmegeräts. 

2. Die Ausrüstung der Trupps mit Funk. 

3. Die Ausrüstung der Züge mit einem zugeigenen V­
Fahrzeug (auseindergezogene Züge!) 

4. Die Entwicklung von B- und C-Laborwagen. 
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5. Die Schaffung der materiellen Voraussetzungen für 
eine integrierte A-Luftaufklärung. 

6. Die Schaffung der materiellen und räumlichen Vor­
aussetzungen für eine ABC-Auswertung und für die 
Angliederung der Leitmeßstellen an die Mitteiinstan­
zen. 

Zu Ziffer 6 sei noch einmal darauf hingewiesen, daß der 
Warn- und Alarmdienst in den stationären ABC-Meßtrupps 
im A-Fa ll eine mangelhafte, im B- und C-Fall eine ziemlich 
unzureichende Basis hat. Es wäre verfehlt, sich gedanklich 
immer nur den A-Fall vor Augen zu halten und dann zu 
behaupten, die Basis des Warn- und Alarmdienstes sei gut, 
den Meßstellen könne so leicht nichts entgehen. 

Orientiert man sich anschließend am A-Fall, so kann auf 
die dzt. 4 Züge ganz verzichtet werden; - Menschen und 
Bunker ·durch ein elektronisches System zu ersetzen, i~t 
ohne weiteres möglich und weit weniger kostspielig, selbst 
wenn man eine eigene Luftaufklärung hinzurechnet. 
Grundlage für die 

Organisation und Gliederung der AMB 

ist das folgende durch weitere Obungen noch fortzuent­
wickelnde vorläufige Einsatzkonzept : 

1. Vorwärts der Züge 
Jeder Zug erhält einen Einsatzstreifen zugewiesen, dessen 
Breite von den drei bereits aufgezeigten Faktoren abhän­
gig ist. 

Das VEF fährt als Führungsfahrzeug, Meldekopf und 
vorgeschobener Versorgungspunkt, in eine nachrichten­
technisch, verkehrs- und ei nsatztechnisch günstige Position 
am Rande des Einsatzstreifens. Dieser Standort wird wäh­
rend des Einsatzes beibehalten. Von hier aus erfolgt der 
Einsatz von Trupps oder Doppeltrupps auf mehreren We­
gen gleichzeitig in Richtung auf das kontaminierte Gebiet. 

Die Industrie teilt mit: 

IFür die Ausführungen der Firmen übernimmt die Schriftleitung keine 
Verantwortung) 

A WG-Schlauchwaschapparat DBGm 

Erste Voraussetzung für eine lange Lebensdauer von Feu­
erlösch-Schläuchen ist eine regelmäßige und gründliche 
Pflege. Ein wesentlicher Bestandteil der Schlauchpflege ist 
das Waschen nach dem Einsatz. 

Der AWG-Schlauchwaschapparat ermöglich t ein gründli­
ches, jedoch schonendes Waschen (ohne Bürsten) von 
Schläuchen bis zu einer lichten Weite von einschließlich 
75 mm = Größe B. Besonders hervorzuheben ist, daß der 
Schlauch von zwei kegelmantelförmi.gen Druckwasser­
strahlen getroffen und damit in einem Arbeitsg'ang zwei­
mal gewaschen wird . 

Für den Betrieb des A WG-Schlauchwaschapparates ist ein 
normaler Hydranten-Druck ausreichend. Er wird mit seiner 
C-Festkupplung DIN 14307 an einen C-Druckschbuch oder 
direkt an einen Hydranten angeschlossen . Der zu wa­
schende Schl,auch wird in Richtung des am Gehäuse ange­
gossenen Pfeiles in den Schlauchwaschapparat eingeführt. 
Hierbei erfährt er durch das Auftreffen der Druckwasser­
strahlen aus den beiden Ringspalten eine Längsbewegung 

2. Rückwärts der Züge 
An nachrichtentechnisch, verkehrstechnisch und auch sonst 
geeigneter (gedeckter) Stelle rückwärts des Einsatzraumes 
ist ein mehreren Einheiten gemeinsamer Laborwagenplatz 
als ABC-Untersuchungsstelle einzurichten. 

Die Proben der Züge sind beim Laborwagenplatz zur Aus­
wertung abzuliefern . Dort erfolgt auch die Entscheidung 
über optimale E-Verfahren, wie sie zum Schutze der eige­
nen Kräfte, der Zivilbevölkerung und für den Einsatz der 
AEB erforderlich sind. 

Nach Vervollständigung der Einrichtungen kann die Be­
zeichnung "AMB" aufgegeben werden; - die Bereitschaft 
ist sodann nicht mehr überwiegend eine bloße A-Meß-Be­
reitschaft, sondern ein Instrument zur A-, B- und C-Er­
kennung, so daß man künftig zwischen 
ABC-Erkennungsdienst und den Dekontaminationsaufga­
ben zu unterscheiden hätte, sofern es sich nicht überhaupt 
empfiehlt, alle vier "E" in ei ner Einheit zusammenzu­
fassen : 

Erkennung, Entstrahlung, Entseuchung und Entgiftung in 
einer entsprechend vielseitigen "EB". 

[10] K. Lohs : "Synthetische Gifte" 
Chemie, Wirkung und militärische Bedeutung, 
Deutscher Militärverlag 1963 

[11] H. Wüst u. A: "Handbuch für Soldaten des chemischen 
Dienstes" 
Deutscher Militärverlag 1964 

[12] K. Lohs: "Nachweisgeräte für giftige Gase, Dömpfe 
und Stäube" 
Deutscher Militärverlag 1964 

und wird dadurch selbsttätig durch den Apparat transpor­
ti ert. 

Weitere Vorzüge des AWG-Schlauchwaschapparates sind 
die robuste Bauwe ise und die Unempfindlichkeit gegen 
Verschmutzung. Das Eindr ingen von gräberen Schmutztei­
len wird bereits am Wassere intr itt durch ein engmaschiges 
Sieb verhindert. Darüber hinaus können die Ringspalte 
durch einfaches Lösen der Zylinderschrauben DIN 912 und 

Anzliehen der Gewindestifte DIN 913 erweitert und bei an­
schließendem Du rchspüle n leicht gereinigt werden. Zu die­
sem Zweck sind zwe i Sechskant-Stiftschlüssel unverlierbar 
am Schlauchwaschapparat befestigt. 

Hervorzuheben ist auch der verhöltnismößig niedrige Preis 
des A WG-Schl,auchwaschapparates, welcher es vor allem 
auch den kleinen Feuerwehren ermöglicht, d ieses Gerät 
anzuschaffen. 



AWG-Wosserstrohlpumpen 
Wie bekannt, wurden in den vergangenen Wochen auch 
weite Teile der Bundesrepublik von teilweise katastrophen­
ähnl'ichen Uberschwemmungen betroffen. Die Feuerwehren 
standen dabei laufend im Großeinsatz. 
Bei der Entwässerung von überOuteten Wohnräumen, KeI­
lern, Schächten etc. haben sich die eingesetzten 

A WG-Wasserstrah Ipumpen DBP 
DIN 14422, drehbar (Prüfnummer ZP 374) 

überall bewährt, da sie s:ch auch zum Absaugen von 
schlamm- und geröllhalt igem Wasser hervorragend eig­
nen. Darüber hinaus können die AWG-Wasserstrahlpum­
pen auch von unges chulten Helfern le icht gehandhabt wer­
den - ein bei solchen Katastrophenfällen nicht zu unter­
schätzender Vorteil. 

Die drehbare AWG-Wasserstrahlpumpe ist besonders 
strömungsgünstig ausgeführt und zeichnet sich durch hohe 
Leistung aus. Durch das verstellbare Gehäuse kann der Zu­
und Abgang jeweils in die günstigste Betriebsstellung ge­
bracht und d ie Wasserförderung nach jeder belieb igen 
Richtung eingeleitet werden. Die heiden Seitenschilde ga­
rantieren außerdem eine große Standfestigkeit. 
Drehbare AWG-Wasserstrahlpumpen sind sowohl ohne 
als auch mit Rückschlagventil lieferbar. Bei der letzteren 
Ausführung wird ein Zurückfl ießen des in der C- und B­
Schlauch leitung befindlichen Wassers nach dem Abstellen 
der C-Druckleitung verhindert. Diese Wasserstrahlpumpe 
eignet sich deshalb auch zur Verwendung als Tiefsauger. 

Herstel ler : Firmo Mox Widenmonn, Armaturenfabrik, 
7927 Giengen/Brenz 

Kopf- und Handleuchte 

Die Akkumulatoren - und Grubenlampenfabrik Fr i e -
man n & Wo I f GmbH, Duisburg, hat eine speziell für 
die Erfordernisse des Zivilschutzes und der anderen Hilfs­
und Rettungsdienste konstruierte Kopf-Handleuchte Typ 
14301 /60 und 170 geschaffen. 
Diese Leuchte in explosionsgeschützter Ausführung verbin­
det die vielseitige Verwendbarkeit als Kopf- oder als 

Nelzs che inwerfe r 32770 
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Handleuchte mit geringem Gewicht, einfacher Handha­
bung, großer Robustheit und gllter Leuchtkraft bei einer 
ßrenndauer von 8 bis 9 Stunden. 

Kopf· Hond leu chle 14 301 

Da sie entweder mit einem nahezu unbegrenzt lager­
fähigen, wiederaufladbaren Nickel -Cadmium-Akkumulator 
oder mit handelsüblichen Monozellen betrieben werden 
kann, wird ihre vielfältige Einsatzmöglichkeit noch wesent ­
lich gesteigert. Insbesondere ihre Explosionssicherheit 
macht sie daher auch besonders geeignet für die Verwen ­
dung in chEmischen Betrieben, Raffinerien, Hydrier- und 
Gaswerken sowie Tanklagern und Tankstell en. 
Auch die beste Bergungs- und Rettungsmannschaft kann 
nicht helfen, wenn ihr Einsatzort nicht hell ausgeleuchtet 
is~. Für alle ~ergungs- und R~ttungsmaßnahmen bei unge­
nugendem Li cht, In unterirdischen Räumen bei Bränden 
usw. muß ein zuverlässiger, robuster Schei~werfer bereit­
stehen, der auch den manchmal rauhen Einsatz in Trüm­
mern aushält. Firma Friemann & Wolf hat einen Schein ­
werfe r Typ 32770 entwickelt, der sich durch außerordent­
I~ch .hohe. Leuc.htkra!, auszeichnet. Dies und die Unemp­
flndllchkelt .. beim Einsatz wird durch Verwendung von 
Strahler-Gluhlampen von wahlweise 12 V/50 W, 235 VI 
100 W stoßfest oder 235 V/200 W stoßfest erzielt. 
Friemann & Wolf-Sicherheitsleuchten zeichnen sich seit 
Jahrzehnten neben ihrer soliden Ausführung und einfachen 
Handhabung Insbesondere durch die hohe Lichtl eistung 
und lange Lebensdauer ihrer Akkumulatoren aus. Die beim 
Bau dieser Strahl-Akkumulatore.n gesammelten vielfältigen 
Erfahrungen finden ab 1966 bel der Ausweitung des Ba u­
pr.ogramms von Nickel -Cadmium-Akkumulatoren ihren 
N ,edersch lag . 

Die erste . neu~. Typenreihe TNH soll dem großen Bedarf 
an Battenen fur Stromversorgungs_, Notlicht- und Steue­
rungsanlag:n .sowie Fernmelde- und Signalanlagen, Funk­
und Radarslotionen, Alarm- und Sicherheitszwecke, Gleich­
stromversorgung von Kraftanlagen und Umspannwerken 
und Laboratorien dienen. 

Auch diese Akkumulatoren zeichnen sich, wie alle 
Erzeugn~sse~ durch erfahrene Bauweise und mechanische 
Unempfindlichkeit aus. Ihr spezifisches Merkmal ist neben 
geringem Aufwand für die Wartung eine hervorragende 
Spannungslage bei der Entladung. 
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BAULICHER ZIVILSCHUTZ 

Der Schutzfaktor von Gebäuden bei radioaktiver Rückstandsstrahlung 

Buchbesprechung und Einführung in ein praktikables Ve rfahren zur Bestimmunng des Schutz·faktors 

von Dipl.-Ing. Mottern 

(Unter dem ober. beze ichneten Titel ist Bond 20 
der Schriftenreihe Zivilscnutz in unserem Verlag 
erschienen. Der Verfasser ist als Wissenschaftl icher 
Rot auf dem Gebiet des baulichen Zivilschutzes im 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz tätig. Er 
gibt in diesem Aufsatz eine eingehende Buchbespre­
chung seines einfachen, den Erfordernissen der Prax is 
angepaßten Verfahrens zur Ermittlung des Schutzfak­
tors und Auskunft über im Zusammenhong damit in­
teressierende Fragen .- Der Anze igenteil d ieses Heftes 
enthält einen we ite ren Hinwe is auf diese Neuersche i­
nung.) (Die Red .) 

1. Bedeutung des Verfahrens 

Die Konzeption zur Schaffung von Schutzplätzen gegen 
die W irkung von Kernwaffen unterlag während der letzten 
Jahre einem stetigen Wandel. Die Suspendierung der be­
reits 1957 mit dem 1. ZBG beschlossenen Schutzhoupflicht, 
die mit dem Schutzbougesetz 1965 erfolgte Beschränkung 
auf Grundschutzbauten auch für größere Gemeinden und 
dos erneute Hinausschieben der Schutzboupflicht bis 1968 
durch dos Haushaltssicherungsgesetz vom Dezember 1965 
sind wesentliche Stationen dieser Entwicklung. Die dar in 
erkennbare Tendenz steht wohl im W iderspruch mit den 
Zielen des baul ichen Zivilschutzes, für jedermann in kür­
zester Zeit einen möglichst wirksamen Schutzplatz zu 
schaffen. Sie verweist andererseits diese Bestrebungen mit 
wachse nder Dr'inglichkeit auf die verbleibenden Möglich­
keiten, insbesondere darauf, dos bereits Vorhandene best­
möglich zu nutzen . Die große Bedeutung dieser Aufgabe 
geht auch aus dem Wort hervor, welches Präs ident Ken­
nedy als Begründung' dem großen Schutzraumermittlungs­
programm der USA voranstellte : 

"W ir können nicht wissen, was wir brauchen, 
bevor wir nicht wissen, was wir hoben ," 

Unter dieses Motto stellt daher der Referent für baulichen 
Zivilschutz im Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz, 
Herr ORBR Klingmüller, sein Vorwort zu der vorl iegenden 
Neuerscheinung, die es le icht macht, "zu wisse n, was mon 
hot" , Er verweist im Zusammenhang damit auf den Um­
stand, daß beim Einsatz von Kernwaffen auf eine unvor­
bereitete Bevölkerung wohl die weitaus meisten Verluste 
durch radioaktive Niederschläge verursacht werden. 

Der Schutz gegen d'ie von diesen Niederschlägen ausge­
hende Strahlung ist daher für die W irksa mkeit unserer 
Schutzräume von entsche idender Bedeutung. Im Hinblick 
da rau f, daß dos Gesetz derartige Zufluchtstätten sowohl 
für Wohng ebäude wie auch für Arbeitsstätten oller Art 
und zur Sicherung öffentlicher Versorgungsbetriebe for­
dert, dürfte es in Zukunft kaum einen Architekten oder Bau­
ingenieur geben, der nicht bei Planung und Durchführung 

wirksamer ba,ul iche r Maßnahmen gegen diese gefährliche 
Strahlung mitzusprechen hätte. Da aus diesem großen 
Personenkreis bisher jedoch nur wenige mit dem Wesen 
der radioaktiven Rückstandsstrohlung vertraut sind, soll 
zum besseren Verständnis geeigneter Schutzmaßnahmen 
auch on diese r Stelle auf die elementaren Zusammen­
hänge kurz verwiesen werden : 

Be i Kernwaffenexplos ionen am Boden oder in Erdboden­
nähe werden gewaltige Mengen Erde und Trümmer mit 
den Aufwinden in große Höhen getrogen , 

Die pilzförm ige Wolke en~hält rad ioaktive Partikel in Form 
feinster Schwebstoffe bis zu Körnern wie grober Sand. 
Mon bezeichnet diese besondere Mater'ie, wenn sie zur 
Erde zurückfällt, auch mit "fallout". Uns interessieren hier 
nun nicht die fe insten Partike l, die z. T. erst noch Jahren 
zur Erde zurückkehren, wenn ihre Rad ioakt ivität his auf 
ein unbedeutendes Maß ab~eklungen ist, Die größte Ge­
fahr geht von jenem Niederschlag aus, der bere its inner­
halb weniqer Stunden noch der Explosion auftritt. Auch 
diese Te ilchen sind noch kle in genug , sodaß ihre räumliche 
Verteilunq in starkem Mnße von den in verschiedenen 
Höhen vorhNr~rhennen Windrichtungen und -neschwindig­
keiten beeinflußt wirr!. Sie werden sn über Entfernunaen 
bis zu mehreren 100 km qetraqen unr! können dann einen 
Bere ich von vielen TalUsend Quadratkilometern bedecken , 

Die von diesen rnd ioaktiven Partikeln ausqehende Strah­
Illno führt noch Oberschreiten einer Tolpranzdos is zu vor­
übero'ehencl"n . hpi noch stii.kerer Einwirkunq zu nallern­
den . np~lInrlheitlirhp" Schärliounapn bzw. zum Sierht"m 
oder Tn-l des Betrnffenen . Zwar klinnt die Intensilnt rFe­
ser. Strahlunn 7unäch<1 <('h"ell ob und bptrnnl nn,-h 2 Ta­
n"n etwa 1/100. noch 2 Wn,-hpn nur norh 1/1 000 ihrp~ an­
f""nl ;('h"" W ertes so daß r1n"nrh ein au~rpirhpnrler 
Srhlll>: h : ~ zur pnrlnii1t:npn Slnhil;<;Prllnn rler Atnmkerne 
kein Prnhlem m"hr rlnrd"lIt R:s ..lnh in ipclnch mij~~en wir 
uns rJ".rh a"<",,, :rhende ba,ul iche Vorkehrungen gegen die­
se Gefahr schützen. 

n :" S"h"t7wirk"nn sn1A,p. 7"flllrhldiitl"n wirr! r1"rrh clen 
Srhllbfnktnr a"~norJ.nrkt . Die<"r hp'7pich net rln< V"rh"llniS 
rI"r Slrnhlll"n i"" Frp:"" zu .r1o.i"" :(']"n innerhn1h r1p~ h'l­
trpHo"rle n r,oh;;"..l,,~ b7W. Srhut7rnll""e~ . wnhei rI ;e Ab­
"" inrler""rr rler Strnhilinn nnrh nnn7 be<Fmm1pn nhv<ikn­
li.,.h"" r,eset7en prf"lnt [)n< C:"I'lIlt7hnllne~pl'7 f" • ..lort . ~"ß 
S,-h"h.""~,, nll<reirho"..l"" S,-hllt>: apnpn rn..l:"..,klive Nie, 
d"r<rhl"rro h:"'o" H:erfiir wirrl in r1"r [)urrhf;',hr"nn<ver' 
" • ..l"""n ,.1 :0 Fi"h.., lt""n ":"e~ h"d: ..... ""lo" Mi"rle<!<,-h"lz, 
fnktors verlonnt. Die Frmitt1llno clP< Srh"hfnklnrs wird sOd 
'mit zum Ausoann~,",lInkt oller w"iteren Ohor'en"nn"n un 
M,.,P.""hmo" 7.lI m C::"h ' II7." npm>n ..l :" rnninn,ld;ve Rikk<land:­
strn'h1Ilno . n ip' all<fnhrenrl"" Arrh :t.,klpn ""i',«"" w;«"" .W1e 
und wann dieser Wert erreicht wird und die 8auaufs ichtsbe-
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hörden ·brauchen einen handlichen Meßstab, an Idem sie 
d ie Erfüllung der gesetzlichen Forderu ngen prüfen können. 

In den USA wurden bereits in großem Umfange Architek­
ten und Ingen ieure ausgebildet, um sich das Berechnungs­
verfahren zur Erm ittlung des Schutzfaktors anzue ignen. 
Auch in der Bundesrepublik ist e:n Schutzraumermittlungs­
programm auf breiter Bas is angelaufen. Für diese Unter­
suchun!=jen genügte hie r allerd ings der Einsatz von Inge­
nieurschulstudenten o. ä., also von techn ischen Nachwuchs­
kräften, .die bere its nach einmal iger kurzer Einweisung oh­
ne b~sondere Schw ierigkeit dazu in der Lage waren . 

Das dabei angewandte Verfahren ist im wesentlichen mit 
dem vorlie~enden identisch. Damit ist bereits ein einge­
hender Nachweis seiner einfachen Handhabung und guten 
Eignung für die Praxis erbracht. 

Eine besondere Bedeutung erhält ein derart praktikables 
Verfah ren zunächst bei nachträqlichem Einbau von Schutz­
räumen in vorhandene Gebäude. Es sind dann bereits bei 
der Au swahl der Räume im Keller solche zu bevorzuqen, 
die durch ihre Laqe schon einen gewissen Strahlungsschvtz 
bieten. D'i e bau liche Situation muß also unter dem Ge­
sichtspunkt der vom Dach und Gelände in den Raum ein­
dringenden Strah lung erfaßt werden. Diese neue Art der 
Betrachtunq ist den meisten Technikern noch fremd. Der­
art i ~e Aufgaben können iedoch zuverlässig und schnell 
durch das vorl·iegende Verfahren gelöst werden. Der 
Schutzfaktor eines Raumes w ird hierbei in Verb indunq mit 
dem darüberstehenden Gebäude festgestellt. Vergle ichs­
rechnunqen für weitere Räume lassen sich danach durch 
geringfüg ige Zusätze durchführen. Aus der Differenz zwi­
schen dem vorhandenen und dem qe~orderten oder ange­
strebten Schutzfaktor erp ibt sich dann der Umfanq bau­
licher Maßnahmen zur Sicherung einer erhöhten Oberle­
benschance ; aber auch zvr Sicherung eines Bundeszuschus­
ses in Höhe von 'h der Baukosten, dessen Zahlung selbst­
verständlich von der Erfüllung aller Voraussetzungen. ins­
besondere auch 'von einem ausreichenden Strahlungsschutz 
abhängt. 

Bei Neubauten ist es ohne Frage möglich, einen ausre·i­
chenden Schutzfaktor auch ohne besonderen Nachweis zu 
erZlielen, z. B. wenn nach den Regeltypen des BMWo oder 
nach dem Grundsatz .. V iel hilft viel" konstruiert wird. 
Dennoch br ingt eine zweckmäßige Lage des Schutzraumes 
innerhalb des Gebäudes gleiche Vorte ile wie beim Altbau. 
Der Schutzfaktor kann so durch geschickte Planun!=j we­
sentlich gesteigert werden. Eine Erhöhung um den Faktor 
2 entspricht einer Verringerung der Strahlenbelastung der 
Schutzrauminsassen auf die Hälfte und einer entsprechend 
verminderten Gefahr gesundheitlicher Schäden. So wird 
es dem Bauherrn eine willkommene Wertsteigerung be­
deuten wenn ohne zusätzliche Aufwendungen der Schutz­
umfan~ seines Schutzraumes über das gesetzlich !est~e­
legte M indestmaß hinaus gesteipert wird, a~sschlleßllch 
durch da.s " Gewußt wo" des Architekten, der Sich das Ver­
fahren zur Ermittlung des Schutzfaktors zu eigen gemacht 
hat. 
Werden Wände und Decken eines Schutzraumes in Ort­
beton hergestellt, so kann bei N eubauten e·in ausreichen­
·der Schutzfaktor gegen Rückstandsstr~ hlung . ohne .be­
sonderen Nachweis durch Einhalten einer M lndestdlcke 
von 30 cm erreicht werden. Die Neubauwelle klingt jedoch 
ab lund der Schutzraumbau wir,d sich zunehmend auf den 
Altbau konzentrieren müssen, wenn der b isher entstandene 
große Nachholbedarf in absehbarer Zeit gedeckt werden 
soll. Dann wird d ie gesamte Bau industrie weitgehen,dst zu 
beteil i!=jen sein, um durch Fert ig-. Ver.bund- und .. andere 
Ba.uweisen sowie sonstige Baustoffe die große Lucke zu 
schließen . 

Ande~e Bauweisen k~mm~n auch überall dort in Frage, 
wo d ie vorhandene Situation, z. B. eine zu geringe Höhe 
des Kellergeschosses, e:ne vorschriftsmäßig::! Ausführung 
in Ortbeton nicht ohne weiteres zuläßt. In all diesen Fäl ­
len w ird für d ie Ertei lu ng der Baugenehm igung unter an­
derem der N.achweis eines ausreichenden Schutzfaktors ge­
gen rad ioaktive Rückstandsstrahlung erforderlich. M it dem 
vorliegenden Verfahren kann dieser Nachweis rat ionell 
und w issenschaftlich einwandfrei erbracht werden. 

2. Berechnungsgrundlagen 

Einführungsbeispiel 

A.ls überzeugenden ~achweis der einfachen Handhabung 
dieses Verfahrens bringt der 1. Abschnitt des Buches ein 
Einführungsbeispiel, welches ohne weiteres, selbst ohne die 
späteren Erläuterungen verständlich ist. Es w ird dabei der 
Schutzfaktor für nur einen Te il des Kellergeschosses in ei­
nem Wohn!=jebäude für 2 Famil ien bestimmt. Unterschied­
l iche Wände sind sowohl im Keller wie auch im Erdge­
schoß zu berücksichtigen, ferner der Einfluß eines schüt­
zenden Nachbargebäudes sowie von Fenster- und Tür­
öffnungen . Infolge Hanglaqe des Gebäudes ergeben sich 
z·udem unterschiedliche Höhen der Umfassungswände des 
Sc~ut~rau~es über Gelände. so daß dieses Einführungs­
be.l splel eine Aufgabe von durchaus normalem Schwieriq­
ke ltsgrad darstellt. Es schließt mit Oberlegunpen und Maß­
nahmen zur Erhöhung des Schutzfaktors ob. Dabei werden 
u. a. d.ie erforderl ichen Wandverstärkunqen fest~estellt, 
um den vorhon-denen Schutzfaktor auf 250 zu erhöhen . 
Hie rdl/rch w ird p1e ichze itip d ie vorzüal iche Eig nung des 
Verfahrens be i der Erm ittlung zweckdienlicher baulicher 
Maßnahmen zur Erhöhung des Schutzfaktors demonstriert. 

Die physikalischen Grundlagen 

Die Gleichungen, nach denen die Reduz ierun g der radio­
aktiven Rückstandsstrahlung erfolgt, wurden in der von 
Dr. A . Rudloff be~eits v~röffentl i chten Form zugrundege­
legt. Zum Zwecke Ihrer einfachen Handhabung werden sie 
ausschließl ich in Tabe!lenform dargestellt . Der Abstand be­
nachbarter Einzelwerte ist dabei so gewählt, daß sich ohne 
Interpolation .. eine Ablesegenau igkei t von rd. 99 Ofo ergibt. 
Dadurch erhalt ~an die Werte ebenso zuverlässig wie ein­
fach. ObgleKh d ie Handhabung der Tabellen eine Kennt­
nis der phys ikalischen Grundlagen des Verfahrens nicht 
erfordert, werden diese jedoch soweit erläutert, daß auch 
in Extremfällen . bei denen die Tabellen nicht ausre ichen 
könnten, das Verfahren angewandt werden kann. Diese 
Darstellung der physikalischen Grundlagen ermöglicht 
gleichzeitig ~ine qualitat i~e Bewertung des Berechnungs­
verfahrens, Insbesondere Im Vergleich mit anderen Ver­
fahren. 

Bestimmung der Ausgangswerte 

Für die Ermittlung der Tabellenwerte werden als Aus­
qangswerte die Maße und Gewichte von Te i len des betr. 
Gebä.udes benöt i ~t . Diese Feststellungen werden im all ­
gemeinen de~ w~ l taus größten Teil der Gesamtermittlung 
ausmachen, sie Sind aber wegen der ausschließlichen Ab­
hängigkeit des Schutzfaktors von diesen Werten unum­
gängl ich. Diese Vorarbeiten stellen infolgedessen auch kei­
ne Besonderheit dieses Verfahrens dar. Es handelt sich da­
bei praktisch auch nur um Massenerm itt/ ungen, wie sie zu 
d~n elementaren Aufgaben jedes Bautechnikers qehören. 
Die AusgangS/werte ergeben sich le icht aus den Planun!=j s­
unterlagen bzw. den Bauakten bei den BauauFsichtsbehör­
de.n. Fü: F~IIe, in d~nen derartige Unterlagen z. B. infolge 
KrIegseinwIrkung nicht mehr verfügbar sind, werden aus 
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den b isher igen Erfahrungen heraus praktische Hinweise 
auf sonstige Mögl ichkeiten zur Feststellung der Ausgangs­
werte gegeben. 

Anhand zahlre icher Sk izzen w ird olles Wesentliche für die 
Festste llung der Ausgangswerte erläutert und in den spä ­
teren Anwendungsbe isp ielen w ird deren Ermittlung z. r. 
mit größter Genau igke it für olle möglichen Situationen 
durchgeführt. Die Erfassung oller Besonderheiten des Ein­
zelfalls w ird vor ollem dadurch ermögl icht, daß von ei­
nem rechteck :gen Grundriß des Schutzraumes ausgegan­
gen w ird . So können unterschiedliche Werte in den 4 Rich­
tungen, z.B. bei Hangloge. für Wandöffnungen oder Ab­
stand vom verstrahlten Gelände sowie für schützende 
Nachb::lrgebäude berücks ichtigt werden. Es w ird ferner er­
klärt, w ie be i Grundr issen zu verfahren ist, d ie von der 
Rech teckform abweichen. Der Begriff des Bezugspunktes, 
für den jewei ls der Schutzfaktor ermittelt wird, ist erläutert, 
desg le:chen die Berücks :chtig.ung solcher Wandöffnungen, 
d ie zur Erhöhunq der Abschirmung mit Baustoffen zuge­
setzt sind die Erfassung nur teilweise schützender Gebäu­
de u. a. Diese Hinweise werden durch eine umfangreiche 
Zusammenstellung der Gewichte von Lagerstoffen, Bau­
stoffen und Boutei len ergänzt, d ie weitgehend aus DIN 
1055 entnommen und für den vorliegenden Zweck ausge­
wählt und vereinfacht wurden. 

Einführung eines vereinfachten Rechenverfahrens 

Die einfache Handhabung des Verfahrens wird zu einem 
erhebl ichen Te il dadurch erreicht, daß alle Rechenopera­
tionen led ;Q1ich als Summ ierungen durchgeführt werden . 
Der Schutzfaktor erg ibt sich zunächst aus den Produkten 
zahlreicher kleiner Dezimalwerte zwischen 1,0000 und> 0,0001 
Derart ige Rechnungen sind wesentlich leichter auf logarith­
mischer Ba~i s zu erledigen, wobei olle Multiplikationen auf 
Add itionen, oll e Divisionen auf Subtraktionen zurückge­
führt werden . Durch entsprechende Wohl der Basis wer­
den alle in Frage kommenden Dezimalwerte durch ganze 
Zahlen zwischen ° und 400 ausgedrückt, die sog . Zwischen­
werte. 

Damit entfällt gle ichzeit ig dos Problem der Kennziffern 
und der Stellenwohl, welches bei anderen Logarithmen­
systemen besteht, die nur den Bereich einer Zehnerpotenz 
erfassen und dadurch für den Ungeübten Schwierigkeiten 
und Fehlerquellen darstellen. 

Mit den Ausgangswerten , alsa den vorerwähnten Maßen 
und Gewichten werden den Tabellen direkt d ie Logarith­
men (ganze Zahlen zwischen ° und 400) der in die weitere 
Rechnung eingehenden Dezimalwerte entnommen, d ie 
noch Rechenanweisung in einem Formblatt summiert wer­
den. Der Benutzer wird sich dabei des Rechnens mit Loga­
rithmen garnicht bewußt, obwohl er abschließend mit der 
so erhaltenen Summe aus einer besonderen Tabelle dos 
endgü ltige Produkt der Dezimalwerte, den Numerus, ent­
nimmt. So enthalten d ie Tabellen z. B. statt der Faktoren 
0,871 und 0,312 und 0,055 nur deren Zwischenwerte 6 und 
52 und 126. M it der Summe (6 + 52 + 126 = ) 184 erhält 
mon aus einer besonderen Tabelle die Zahl 0,0145 
(= 0,871 x 0,312 x 0,055) . 
Die gesamten benötigten Tabellen ~ind am Schluß in ei­
nem Tabellenanhang und in der Reihenfolge, w ie sie nach 
der Rechenvorschrift benutzt werden, zusammengestellt. 

Erläuterungen zum Rechenblatt 

Als weitere wesentliche Vereinfachung ist ein Rechenblatt 
eingeführt, welches den gesamten Rechengang eindeutig 
festlegt. Dieses Rechenblatt wird eingehend erläutert, um 
seine erstmal ige Anwendung und die Einarbeitung in das 

Wenn Menschen in Not sinti ... 

Bei Atemstillstand kommt es auf schnelles 

Helfen an. Beginnt man sofort mit der 

Atemspende, kann der Verunglückte in 

vielen Fällen wiederbelebt werden. Durch 

Anwendung des Mundbeatmers 

HOrospiratar" läßt sich die Atemspende 

leichter und hygienischer durchführen. 

Mundbeatmer "Orospirator" 

zur Wiederbelebung durch Atemspende 

DRÄGERWERK LUBECK 

~-------------------------------------------------
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Ermittlungsverfahren noch zu erleichtern. Vordrucke des 
Rechenblattes sind in Blocks zu je 25 Stück gesondert zu 
beziehen. Nachdem die Ausgangswerte darin eingetragen 
sind, ergeben sich ous der in das Blatt eingearbeiteten 
Rechenanwe isung alle weiteren Schritte bis zur Feststel­
lungdes Schutzfaktors zwangsläufig. Es werden dabei die 
Tabellen bezeichnet, aus denen mit den Ausgangswerten 
die zugehörigen Zwischenwerte zu entnehmen sind sowie 
deren Summierungen genau vorgeschrieben. Damit wird 
die ,Ermittlung des Schutzfaktors soweit vereinrocht, daß 
ohne Kenntnis der physikalischen Zusammenhänge und 
ohne mathematische Vorb ildung und Hilfsmittel mit nur 
geringem Zeitaufwand das genaue Ergebnis völlig sche­
matisch ermittelt werden kann. Als Folfle davon werden 
aufwendige Ingenieurkosten bei Aufstellung und Prüfung 
des Entwurfs eines Strahlungsschutzraumes vermieden und 
entsprechende Kosten für Sonderfachleute eingespart. 

Die wirtschaftliche Bemessung der Umfassungsbauteile 

Mit den Abmessungen des Gebäudes und des Schutzrau­
mes sowie dessen Lage innerhalb des Gebäudes ist der 
Schutzfaktor im wesentlichen soweit festgelegt, daß er 
nur noch durch die Flächengewichte derjenigen Decken 
und Wände beeinflußbar ist, welche die von Dach und Ge­
lände ausgehende Strahlung auf ihrem Weg in den 
Schutzraum durchdringen muß. Mit steigendem Flächen­
gewicht erhöht sich aber nicht nur der Schutzfaktor, son­
dern es steigen auch die Herstell'ungskosten. Es ist also im­
mer die Lösung anzustreben, bei der mit einem Minimum 
an BaustoHen eine maximale Schutzwirkung erreicht wird. 
Hierfür könnten mehrere Lösungen durchgerechnet wer­
den von denen dann die eine sich als die wirtschaftlichste 
erw~ist. Dies wäre iedoch bei so vielen Veränderl ichen in 
der Rechnung trotz Rechenblatt ein sehr zeitraubendes Ver­
fahren, welches überdies auch nicht die optimale Lösung 
erkennen läßt. Wesentlich schneller und mit Sicherheit fin­
det man diese aufgrund einer bestehenden unmittelbaren 
Beziehung zwischen dem Flächengewicht der Umfassungs­
bauteile und deren Absorptionswirkun~, die sich in einer 
elementaren Funkt ion darstellen läßt. Die 1. Ableitung die­
ser Funktion liefert eine allgemeine Gle ichunfl für den 
Grenzwert, bei dem für einen bestimmten Schutzfaktor das 
Gesamtgewicht der Umfassungsbauteile ein Minimum 
wird, bezw. mit dessen Hilfe eine gegebene BaustoHmen­
ge so auf die Umfassungsbauteile aufgeteilt werden kann, 
daß damit der größtmögliche Schutzfaktor erreicht wird. 
Die praktische Feststellung dieses Grenzwertes für eine ge­
gebene Situation gestaltet sich durch Anwendung der vor­
erwähnten Zwischenwerte sehr einfach: Die allgemeine 
Gle ichung für den Grenzwert enthält ein konstantes Gl ied, 
zwei für alle Richhunqen gleiche Glieder und zwei, die für 
alle 5 Richtu nflen (Decke + 4 Wände) verschieden sein 
können . Jedes Glied entspricht einem direkt aus den Tabel­
len zu entnehmenden Zwischenwert, die Summe aller Gl ie­
der einer Gleichung is t unm itte lbar der gesuchte Grenz­
wert in kp/m 2, mit dem in dieser Richtung die optimale 
Lösung erreicht wird. Diese einfache Ergänzung des Ver­
fahrens gibt ihm einen zusötzlichen Wert sowohl für Neu­
bau als auch für den nachträglichen Ausbau von Strah­
lungsschutzräumen. 

3. Beispiele 

Ein zweiter Teil der Veröffentlichung bringt in über 60 Se i­
ten Anwendungsbeispiele, welche die wichtigsten, prak­
tisch vorkommenden Situationen erfassen . Zahlre iche Skiz­
ze n dienen deren Erläuterung, die nach der Rechenvor­
schrift ausgefüllten Rechenblätter werden dargestellt. Ne-

ben der Ermittlung des Schutzfaktors werden weitere Auf­
gaben von praktischer Bedeutung gelöst. Diese Beispiele 
- für Ubungszwecke gedacht - sind zum Teil mit größter 
Genauigkeit durchgerechnet und erläutert. Sie enthalten 
außerdem verschiedene Varianten und Kontrollrechnun­
gen, um mit allen Möglichke iten des Verfahrens bekannt 
zu machen. Es werden stets auch verschiedene Möglichkei­
ten zur Anhebung des Schutzfaktors untersucht und damit 
zahlreiche Anregungen für die Praxis gegeben. Im Einzel­
nen werden folgende Aufgaben gelöst: 

1) Ermittlung des Schutzfaktors für einen Raum des Kel­
lergeschosses in einem zweigeschossigen 4-Familien­
Wohnhaus. Das Gebäude ist teilweise durch benach­
barte Gebäude geschützt, das KeIlergeschoß liegt nur 
zum Teil unter Gelände. Folgende zusätzliche Ermitt­
lungen werden durchgeführt: 

0) Welche Einsparung ergibt sich bei einer Umdimen­
sionierung der Umfassungsbauteile so, daß mit ei­
nem Mindestaufwand an Baustoffen ein gleich ho­
her Schutzfaktor erreicht wird? 

b) Wie müßten die Umfassungsbauteile dimensioniert 
werden, um den Schutzfaktor auf 250 zu erhöhen? 

c) Di e für eine Erhöhung des Schutzfaktors auf 250 er­
forderliche Verstärkung wird zunächst für 2 ver­
schiedene Wände nacheinander festgestellt, danach 
für deren gleichzeitige Verstärkung. 

d) Berechnung einer erforderlichen Erdanschültung 
über Gelände zur Erhöhung des Schutzfaktors auf 
250. 

e) Der Einfluß von vier verschiedenen baulichen Maß­
nahmen auf den Schutzfaktor wird untersucht. Durch 
Kostenvergleiche werden die dabei wirtschaftlich­
sten Kombinationen zur Erzielung eines Schutz.!ak­
tors von 250 sowie von 500 festgestellt. 

f) Mit einer gegebenen Menge zusätzlicher Baustoffe 
(3000 Stück Mauerz iegel Mz 100) wird durch deren 
zweckmäßigste Verte ilung auf die Umfassungsbau­
teile des Schutzraumes der größtmögliche Schutz­
faktor erzielt und nachgewiesen. 

2) Für einen Raum im Erdgeschoß des im 1. Be ispiel un­
ters'uchten Gebäudes wird der Schutzfaktor bestimmt. 
Der Einfluß von fünf verschiedenen baulichen Maßnah­
men ZUr Erhöhung des Schutzfaktors wird sowohl ein­
zeln wie in allen möglichen Kombinationen untersucht 
grundsätzliche Uberlegungen über deren Zweckmäßig~ 
keit werden erörtert. 

3) Es wird der Schutzfaktor für einen weiteren, im gleichen 
Gebäude gelegenen Raum ermittelt und durch zusätz­
liche bauliche Maßnahmen verdoppelt. 

4) In einem eingeschossigen ländlichen Siedlungshaus ist 
nur der Wohnte il unterkellert. Der Schutzfaktor für ei­
nen begrenzten Teil davon wird ermittelt und die er­
forderliche Erhöhung des Deckengewichts (z. B. durch 
behelfsmäßige Aufsch ichtung von Sandsäcken) festge­
stellt, um den Schutzfaktor auf 250 zu erhöhen. Die un­
terschiedliche Auswirkung einer Erdanschüttung außer­
halb des Sch'utzraumes als zusätzliche und als EinzeI­
maßnahme wird erörtert, und daraus werden grund­
sätzliche Folgerungen gezogen. 

5) Ermittlung des Schutzfaktors für einen großen Büro­
raum Im Erdgeschoß eines viergeschos.sigen Gebäudes 
von 2000 m2 .Grundfläche und mit unbebautem einge­
schosslgen Mltteltei\. 
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6) Ein .dreigeschossiger Wohnblock wird projektiert, der 
Mittelgang des Kellergeschosses eines GebäudeAügels 
soll einen Schutzfaktor 250 erhalten. Das dafür erfor­
derliche Mindestgewicht von Decke und Wänden wird 
ermittelt und diese werden für verschiedene Baustoffe 
dimensioniert. 

7) Bei einem 16-geschossigen Hochhaus ,in Skelettbauwei­
se wird der Schutzfaktor für einen begrenzten Gebäu­
deteil in sämtlichen Geschossen ermittelt. Das Ergebnis 
wird für ein 6-geschossiges Gebäude unter sonst glei­
chen Bedingungen variiert. 

Bericht über die erste "Informationstagung für baulichen 
Zivilschutz" der Förderergemeinschaft für Bauwesen und 
Zivilschuhl e. V'r Bonn 
Die gemeinnützige Förderergemeinschaft für Bauwesen 
und Zivilschutz hat sich mit einer bemerkenswerten Veran­
staltung der Fachwelt vorgestellt: 
in der Zeit vom 3.-6. Oktober fand in den Räumen der 
"BAUSCHAU BONN" die erste "Informationstagung für 
baulichen Zivilschutz" statt. 
Die Anregung zu diesem Vorhaben gaben die Vertreter 
der Berufsverbände der freien Architekten und Ingenieure. 
Sie hatten schon vor längerer Zeit bei einer Aussprache in 
der "BAUSCHAU BONN" den Wunsch ausgesprochen, 
ihre Mitgl·ieder in gleicher Weise über die aktuellen Fra ­
gen des baulichen Zivilschutzes zu inform:eren, wie d :es 
seit Jahren vom Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz/ 
Bad Godesberg vorwiegend für d ie Baufachleute der Be­
hörden vorgenommen w ird. Das Schutzbaugesetz, das mit 
einer Anzahl von Paragraphen bereits in Kraft getreten 
ist, veranlaßt alle im Bauwesen Täfgen, sich mit den recht­
lichen, techn ischen und wirtschaftlichen Problemen des 
baulichen Zivilschutzes zu befassen. Das gilt für d ie frei ­
berufl ichen Baufachleute wie die in einer Behörde wirken­
den Architekten und Ingenieure. Die personel 'en und 
räuml ichen Möglichkeiten des Bundesamtes für zivilen Be­
völ<kerungsschutz sind leider beschränkt. Die Zahl der Lehr­
gänge kann den wachsenden Bedarf nicht decken. Es bot 
sich daher an, im Rahmen der Förderergemeinschaft be­
sondere Informati'onstagungen einzurichten, um d 'e Wün­
sche der freiberuflichen Fachleute zu erfüllen. Die Vorar­
be iten waren nicht immer einfach. Mit Dank muß auf die 
tatkräftige Hilfe hingewiesen werden, die das Vorhaben 
beim Bundesm inisterium des Innern wie beim Bundesamt 
fand . Es gelang auch , d ie maßgebenden Herren der mit 
Zivilschutzfragen befaßten Bundesministerien für Fachvor­
träge zu Rewi nnen, etwa in der gleichen Vortra gsfo!ge, 
die sich seit Jahren bei den "Planungssem inaren Baulicher 
Zivi lschutz" des Bundesamtes bewährt hat. Auch bekannte 
fre iberufliche Zivilschutzexperten beteil igen sich an den 
Vorträgen, um den Architekten und Inq0nieuren ihre Er­
fa1hrungen "von der Prax is für d ie Praxis" zu übermitteln. 
Die or ganisatorische Vorbereitung laR in dp'1 b "l-währt'!n 
Händen von Herrn Direktor Fleger, dem Leiter der Bau­
schau Bonn, der in Personalunion als Geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der Förderergemeinschaft tätig ist. Die 
fachliche Vorbereitung und Koordinat ion hatte Herr Dipl.­
Ing. Oehme übernommen, der durch seine langjährige Tä­
tigkeit auf dem Gebiet des boulichen Zivilschutzes für die­
se Aufgabe prädestiniert war. Die modernen Räumlichkei­
ten der Bauschau Bonn und die zehn funkt ionsfähigen 
Musterbauten von Schutzräumen verschiedenster Typen 
gaben der Veranstaltung den ansprechenden und informa­
tiven Rahmen. 
Eine Inhaltsangabe der fünfzehn Fachvorträge und Ent­
wurfsühung-en würde schon Material für eine seitenstarke 

Broschüre ergeben. Es sei daher nur ein Blick auf die Vor­
tragsfolge gestattet : 

Nach der Eröffnung 'durch Herrn Direktor Fleger und 
Herrn Dipl.-Ing. Oehme stellte Herr Dr.-Ing. Michel die 
Pflichten und Rechte heraus, die sich aus dem Schutzbau­
gesetz ergeben. Herr Dr. Hiehle erläuterte anschließend 
die Finanzierung und Abschreibung der Schutzraumbauten, 
die das Schutzbaugesetz ermöglicht. Ein Vortrag, der ver­
ständlicherweise besonderes Interesse fand. Als Grundlage 
aller Schutzraumkonstruktionen muß eine ausreichende 
Kenntnis der Waffenwirkung vorhanden, sein, die ,Herr Dipl.­
Ing. Oehme in zwei Vorträgen vermittelte. Herr Dipl.-Ing. 
Leutz ergänzte diese Ausführungen durch eine umfassende 
Ubersicht über die notwendigen technischen Daten und Be­
griffe. 
Der zweite Tag war der Planung von Hausschutzräum~n 
im Neubau gewi,dmet, die Herr Oehme erläuterte. Die 
Planung von Schutzräumen in vorhandenen Gebäuden 
wurde durch Herrn Dipl. - Ing . Reich behandelt. Am Nach­
mittag wurden die Fragen der Schutzraumbelüftung eTör­
tert (Dipl.-Ing. Potthast) und über Kr iegserfahrungen und 
Belegungsversuche berichtet sowie über ihre Auswertung 
bei der Entwicklu nq der Ausstattung von Schutzräumen 
(Dipl.-Ing. Klingmüller). 
Der dritte Tag war zunächst den praktischen Entwurfs­
übungen gewidmet, d ie Herr Dipl.- Ing . Oehme le itete. Die­
sem wichtigen Te il der Tagung schlossen sich Lehrf'lme an, 
d ie noch einzelne Themen verdeutlichen konnten. Zwei Re­
ferate von Herrn Kohnert und Herrn O ehme ("Hausschutz­
räume an Arbeitsstätten" und "Pro und contra im Schutz­
raumbau") füllten den Nachmittag . 

Am vierten Tag wurde das sehr aktuelle Thema der M~hr­
zweckbauten behandelt. Herr Dr.-Ing. M ichel legte die 
Rechts- und Verfahrensfragen solcher Bauvorhaben dar, 
wöhrend Herr Dipl.-Ing. Erker aus seiner Praxis über die 
bauliche wie die maschinelle Planung berichtete. 

Der Präs ident der Förderergemeinschaft, Herr Staatsse­
kretär a. D. Dr. Wandersleb, ließ es sich nicht nehmen, 
dem Absch l,uß dieser ersten Informationstagung durch eine 
Schlußansprache eine besondere Würdigung zu geben. 

Herr Dr. Wandersleb führte etwa aus: " Di e derzeitige 
leichte Entspannung läßt uns hoffen, durch staatsmännische 
Eins icht, Tatkraft u1nd Glück den Frieden im europäischen 
Raum zu erhalten. W ir hoffen, es gel ingt. Aber es kann 
auch scheitern. Für den Frieden gibt es ke ine ständige Ga­
rant ie. Die geographische Lage zwingt uns zu ständiger 
Wachsamke1it. Die seit 1952 vom Bun deswohnung, baum i­
nister ium übernommene Arbeit konnte sich noch langem 
Hin und Her im Schutzbaugesetz realisieren. Es heißt nun : 
herangehen an die Aufgaben, auch wenn die letzte zuge­
hörige Rechtsverordnung noch nicht heraus ist. Unsicher­
he it, Fehlp la'nungen und entsprechende G eld- und Zeitver­
luste sind mögl ich , wenn nicht alle Beteiligten rechtzeitig 
mit der neuen Materie vertraut gemacht werden . Di e För­
dere·rgemeinschaft ist vom Bundes innenministerium beauf­
tragt worden, den freiberuflichen Bauschaffenden die not­
wendigen Informationen zu übermitteln. 

Die lebhafte Beteiligung und das Interesse an der Lösung 
der großen Fragen legen es nahe, weiter durch eine M it­
gliedschaft bei der Förderergemeinschaft d ie Verbindu ng 
aufrechtzuerhalten. Uber diese Tagung hinaus werden den 
M itg li edern der Förderergemei nschaft stäncJ.'ge und um­
fangreiche Informationen zuteil, die auf andere Weise nur 
umständlich zu beschaffen sind." 

Herr Staatssekretär a. D. Dr. Wandersleb schloß dann die 
Tagung mit einem anerkennenden Dank an die Te il neh­
mer und Dozenten für diese gutgel1ungenen un;d erfolg­
reichen vier Tage. 



Patentliste 

Strahlenschutz : 

29. 9.1966 

Patentschau 

21 g, 21/32 - V 24 962 - DAS 1 225 781 . . 
Sicherheitseinrichtungen für Meßanlagen, die mit radioaktiven 
Strah lern arbe ite n; 
E: D,pl.·lng. Gerhard Schütz und Hans Seltm~nn, Dresden; 
A: VtB Vakutronlk Dresden, Dresden; rz. 12. 63 

6.10.1966 
21 g, 18/01 - N 23 873 - DAS 1 226 218 
Strahlungsmeßeinrichtung; .. d ) 
E· Frederlk Elisabeth Lau rens t'en Haaf, Elndhoven (NIederion e 
A': N . V. Philips' Gloeilampenfabrieken, Eindhoven (Niederlande); 
12. 10. 63, Niederlande 17. 10. 62 

Atemschutzgeräte : 

22. 9.1966 
61 0 2913 CJ - V 26 235 - D,AS . 1 225 499 
Atem'schutzfilter mit körniger FIltermasse; 
E: Wolfgang Barthel, Ho nst Scholz, Rudl Werner und Rolf Müller, 
Leipzig; . 
A: YEti Medizintechnik Leipzig, Leipzig; 25. '6. 64 

6. 10.1966 
61 0, 29/04 - N 22727 - DAS 1 226 4(11 f"h. 
Höhenalemgerät mit zwei lungengesteuerten Atemgaszu u rungs 
ventilen und zwei Atemgasquellen; '1 
E: Peter William Fitt ~nd Kenneth Hugh Faulkes, Hendford , Yeovi , 
Somerse t (Großbritannien); . ') 
IA : Normalair Lim ited, Yeovil, Somersel (Großbritannien; 
3. 6. 61 , Großbritannien 11. 6. 60 

61 0 29110 - V 24 318 - DAS 1 226 422 
Ate~schutzmaske, bei der der Moskenroum in zwei Räume unter-
teilt ist; k L " 
E: Wolfgang Barthel .und Heinz Ha.c erl, elpZlg;. 
A: VEB Medizintechnik LeipZig, LeipZig; 15. 7. 63 

61 0 29/12 - M 46 095 - DAS 1 226 423 
Haube für Druckanzüge; 
E: Marcel Ju les Odilon Lobelie, Farnharn Royal, Buck inghamshire 
(Großbritannien); A d 
A: M. L. ,"viation Company Limited, Wh ite Waltham, ero rome, 
Be rkshire (Großbritannien); 
30. 7. 60 , Großbr itann ie n 6. 8. 59 und 13. 1. 60 

Feuerlöschwesen : 

15. 9.1966 3 
61 0, 16/01 - Z 7 488. - DAS 1 'Xi5 05 
Strahlrohr für Feuerloschzwecke; 
E: Clemens Ahr, Frankfurt/M.; 
A: Zulauf &Cie. K. G., Frankfurt1M.; 14. 8. 59 

22. 9. 1966 
61 b 2 - C 21 709 - DAS 1 225 500 
Feue'rlöschpulver; . 
E: Dipl .· lng. Voll rad Steope, IIl ertlssen, . . 18 6 60 
.t\: Chemische Fabrik Grunau GmbH IIl erlissen, . . 

61 b, 2 - K 54 206 - DAS 1 225 501 ntrat fur Feuerlöschzwecke ; 
Verbessertes schaumerzeu\lendeSs Kthon'Et d Ind und Will Brown 
E: John Frankiln Jackovltz, ou en , . 
Jami'san, Greensburg . Pa. (V. St

l
· A');B 11 '11 N J (V. St. A.); 

A· WalterKidde & Company, nc" e eVI e, . . 
9.' 10. 64, V. St. Am erika 11 . 10. 63 

6. 10. 1966 4 
61 b, 2 - C 33 393 - D,AS 1 226 24 
Trockenlöschpulv er; . /Rh' und Dr . Kl aus Fran ke n· E: Dr. Theador Rössel, Budenh elm ein 
feld . Kirberq bei Lim bBurdq ; h ' Rudalf A. O etker, 
f>..: Chemische Fa brik u en elm, 
Budenheim/Rhei n, 11. 7. 64 

Desinfektion und' Sterilisation : 

15. 9 .. 1966 _ DAS 1 1224 879 .. 
30 I, 8101 - N 19.0201 f der Basis von fei nve rte Il ter EIerkalkhaut Wundabdeclwngs mlHe au 
und Verfa hren zdu dlessenNH~hs~~;I~rng~hicago, 111. (V. SI. A.); E = A: Dr. me . rene e , 
7. 10. 60, V. St. Amerika 8. 10. 59 
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22. 9.1966 
30 i, 1 - B 68 269 - DAS 1 225 343 
Verfohren zum Sterilisieren von Mehrbehältersystemen; 
E: Horwood S. Rowles jun., Framingham, Mass. (V. SI. A.I; 
A: Boxter Laboratories, Inc. , Martan Grove, 111. (V. St. ,\. ; 
1. 8. 62 

29. 9. 1966 
30 i, 3 - E 28 568 - D,AS 1 225 817 
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Desinfekt ions mittel und Verfahren zu deren Herstellung; 
E ~ A: John Cyrill Ellis, Cheam, Surrey Großbritannien); Fl6. 1. 65, 
Großbritannien 5. 10. 64 

30 i, 3 - M 64 550 - DAS 1 225 818 
Verwendung wasserlöslicher Palyphosphansäure.Verbindungen als 
Potenzie rungsm ittel für Bakterizide; 
E: Riyad Rida Irani und Hugh Evan Roberts, St. Louis, Mo. 
(V. SI. A.); 
A: Monsanta Campany, SI. Louis, Mo. (V. St. ,'\. ); 
17. 3. 65, V. SI. Amerika 18. 3. 64 

6.10.1966 
30 i, I - SI 20 063 - DAS 1 226 249 
Verfahren und Vorrichlung Zur Hochfrequenz.Erwärmung und Steri. 
lisierung von Erzeugnissen in nichtmetall ischen Verpackungen 
E: Panajat Christasav Daskalov, Rafi Magarditsch Aslanjan, 
Vladimir Georgiev Michailov und Zvetan Dimitrov Monov, 
Sofia (Bulgarien); 
A: Staatliches Handelsunternehmen • Technoexpo rt ' , Sofia; 
11. 12. tIZ, Bulgarien 12. 12. 61 

13. 10. 1966 
30 i, 3 - H 45 531 - DAS 1 226 745 
Konservierungs. und Desinfekt ionsmille i; 
E: Dr . Uurs Gloor, Riehen; Dr . Rolf Studer, Neuallschwil; 
Dr. Peter Quill, Basel und Dr. Karl Vogler, Riehen (Schweiz); 
A: F. Hoffmann·La Roche & Co . A. G" Basel (Schweiz); 
19. 4. ffZ, Schweiz 1. 6. 6) und 1. 12. 61 

30 i 3 - M 54 949 - DAS 1 226 746 
Bakterioslatische und fungistatische Millel ; 
E: John Rondolph Le4 ebrick, Roselle P",k, N. J. (V. SI. A.); 
,A: Metal & Th ermit Corporation, Rahway, N. J. (V. SI. A.); 
28. 11 . 62, V. SI. Amerika 15. 12. 61 

Heilseren, Bakterienpräparate: 

30 h 6 - M 53 620 - DAS 1 'Xi5 342 
Verf~hre n zur Gewinnung von 6-Aminopenicillansäure aus 
Gärlösungen ; 
E: John William Rothrock, North Plainfield, N. J.; Theodore August 
Jacob, Westfield, N. J . und Irving Putter, Mart insville, 
N. J. (V. St. A.); 
01\: Merck & Co ., Incorporated, Rahway, N. 1. (V. SI. A.) ; 
19. 7. 62, V. SI. Am erika 3. 8. 61 

29. 9. 1966 
30 h 6 - K 47 783 - DAS 1 225 815 
Ve"";endung einer Mutante ATCC 15297 von Streptomyces 
mitakaensis zur Herstellung eines Gemisches von Mikamycin 
A und B; 
E: Kiyoshi Watanabe, Ta kasago Ci ty, Hyo~o (Ja pan); 
A : Kaneqafuchi Chemieal Industry Company Limited , Osaka (Japan); 
21. 9. tIZ 

13. 10. 1966 
30 h, 14 - W 33 135 - DiAS 1 226 744 
Nä hrm edien fü r lebendes Gewebe; 
A: Dr . med . Ha rst Wullstein, Würzburq ; 16. 10. 62 

Patentberichte 

Feuerlöschpulver 

Durch das Patent 1 090967 sind Löschpulver bekanntgeworden, die als 
wesen tl iche Bestandteile 50 bis 90 Gewichtsteile Ammoniumphosphat, 15 
bis 30 Gewichtsteile Ammoniumsu lfat und 8 bis 12 Gewichtsteile Ba ri um. 
sul fat enthalten. Hi e rbelwar es überraschend, daß trotz Weqlassens 
des bishe r al s un en tbehrl ich angesehene n Natriu mb ica rbonats die gute 
Löschwirkung solcher Pulver nicht verringert wird. 

Bei einer weiteren Ausbildung des im Patent 1 090967 beschriebenen 
Löschpul vers wurde nun gefunden, daß man in Löschpulvern auch das 
Bariumsu lfat ganz weglasse n kann , ohne daß die Löschwirkunq herab. 
gese tzt ader die Laqerfähiakeit und die RieselfähiQkeit verschl echte rt 
werde n. Die e rf ind unqsqemäße n Löschouhver enthalten als löschwirk. 
snme Be,tnnrl1eile 30 bis 70 Gewkhtsteile Monoammoniumohosoha t, 
Diamman iu mphasphat ader eines Gemisches dieser bei den Phosohate 
und 70 his 30 Gewichtsteile \ mmaniumsllifa t. Diese erfi nd unqsoemäßen 
Trockp nlö<:("hl1ulver können noch QerinQe M p.nQen von on sich bekannten , 
die Riesel fä hiQ keit verbessernden und die Hyqraskopizitä t herabset. 
ze nd en Stoffen enthalten. Hierzu gehö ren beispielsweise fei nverteil te 
Kieselsäure, Tricalcium phosphat, Stearinsäure ader Metall stearate. 
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Diese Trockenlöschpulver gemäß der Erfindung sind besonders geeig­
net als Füllung für kle i nere Behälter mit engen Ausstoßrohren und 
Ventilen . Sie haben den Vorteil, daß sie auch bei läng erem Lagern 
unter Druck nicht zusammenbacken und sich n icht zusammenpressen 
lassen . Die erfindungsgemäßen Trockenlächpulver können ferner zum 
Läschen von Glutbränden, Flüssigkeitsbränden und Leichtmetallbränden 
verwendet werden. 

Anmelder : Chemische Fabrik Grünau GmbH ., Ilier t i"en; Erfinder: Dipl. ­
Ing . Voll rad Steppe, I llertissen; Anm eldetag : 18. 6. 60; Bekanntma ­
chung stog: (}2. 9. 66 ; Auslegeschrift Nr. 1 225500; Klasse 61 b, 2. 

Atemschutzg erät mit Kreislauf der Atemlult 

Es ist ein Atem schutzgerät mit Kreislauf d er Ateml.uft bekannt, bei 
dem an dem Mundstück über den Au satemschlauch ein Atembeutel an­
geschlossen ist. D ieser enthält eine Tasche, in der das Ko:'lensäure­
absarptionsmi ttel untergebracht ist. In Strämungsrich tung hinter dem 
Kohlensäureabsorptionsmittel ist in der Tasche noch ein Wasserdampf­
absorptionsmittel angeordnet; di eses genügt iedoch nicht, d ie Ei natem­
luft ausreichend zu trocknen. Deshalb ist an einem geraden Stück der 
Einateml e itung ein Rohrstutzen seitlich angeschweißt oder angeschraubt, 
der an seinen beiden Enden mit Verschlußklappen versehen ist. Der 
Rohrstutzen steht über Schlitze oder OHnungen entlang der Berührungs­
fläche mi t der Einateml ei tun f'j in Verb indung. D iese bekannte Ausfüh­
rung sform hat iedoch den Nachte i l, daß bei einer lösba ren Befestigung 
d es Rohrstutzens eine Abdichtung längs den Berührungslinien zwischen 
der Eina temleitung und dem Rohrstutzen nicht sicherzustellen ist. 

10 

Um diesen Nachteil des bekannten Atemschutzgeräts mit Kreislauf der 
A,em luft zu beheben, wird erfindun gsgemäß vorgeschlOgen, daß der 
Rohrsi'utzen 14 einen kleineren l.luerschnitt als deno\nsch,ußslutzen :lb 
des Atembeutels 6 hat und in diesen hinei nragend in dem Anschluß ­
stutzen lösbar befeshgt ist. - Von dem nicht darqestellten MundSlück 
ader der Maske führt der Ausatemsch la uch 1 zum Anschlußstutzen 2a 
an dem über ei" Ausolemventi l 3 die Kohlensäureobsop,oJonspatrone 4 
angeschlossen ist-. Van deren ,"ustrittsseite führt die Lei tun g 5 zum 
A tembeutel 6 und von diesem d ie Leitung 7 zum Einatemventil 8. An 
dem Rohrstutzen 9 ist der Einatemsch la uch 10 angeschlossen. Das Gerä t 
enthäl t ferner eine Druckgasflasche 11 , aus der über den Druckmindere r 
12 oder ein lungengesteuertes Venl"il Druckgas über die Leitung 13 in 
den Einatemschlauch 10 qeleitet wird. In den Atembeutel 6 rag t der 
Rohrstutzen 14 hinein, der in dem Ansch lußstu tzen 2b des Atembeutels 
6 lösbar befestigt ist. Der Rohrstutze n 14 isl an seinem dem ,"nschluß­
stutzen 2b zugewendeten Ende 15 mit Bohrungen 16 versehen . Der größ~e 

tauschbar. Zusä tzliche OHnungen sind n icht erforderlich da zum Ein ­
führen des Rohrstutzens 14 d iese lbe Offn~ng am Atemschutzgerät ver­
wendet wird, di e für den Atembeutel 6 notwendig ist. 

Anmelder : Drä gerwerk, Hei nr. & Bernh. Dräger, Lübeck , Mo is linger 
A ll ee 53-55; Anmekletag: 14. 2. 63 ; Bekanntmachungstog : 25. 8. 66 ; 
Ausl egeschrift Nr. 1 223700; Klosse 61 a , 29/01. 

Luftre inipung spatron e für Atemschutzgerä.e 

Die Erfindung b ezieht sich ouf ei<1e Luftreinigu ngspotrone für A tem­
schu tzgeräte, vor deren in der G ebrauchsstellung untenliegend en Luft­
eintritts- bzw. Luftousl rittsäHnunq Mittel zum Abfoog en des Chemikal­
sta ubes angeordflet sind. Bei eine r bekannten Luftre inig ungspatron e 
d ieser IArt ist zu diesem Zweck vor der un tenliegenden PotronenäHnung 
ein scheibenförmiges Stoubfilter ong eordnet. Dieses konn sich mit der 
Zeit zusetzen ader den Staub zum Teil du rchlassen . 

Der Erfindung l iegt die Aufgabe zugrunde, ei n M i tte l zum Abfong en 
des Chemikalstoubes zu entwickeln, bei dem dieser Nachtei l n icht auf­
tr i tt. D iese Aufgabe wird erfindungsgemäß dadurch ge löst, daß in der 
Offnung ei n in die Patrone 1 ragendes, mit im Abstand von der OHnung 
angeardn eten Löchern 10 versehenes und oben abgedeckl~s Rohr 9 an­
geordnet ist, dos mit dem untersten der Siebe 3, 4, 5, zwischen denen 
das Chemiko l 2 gelogert ist, verbunden ist. - Die Sauerstoff entwik­
kel nd e, körnige Chemika lmo sse 2 ist zwischen dem gefurchlen Sieb 3 
und dem ebenen Sieb 4 gelager t. D ie bei den Si ebe sind au f ei nem 
A bschlußsieb 5 abgestützt, das seine rseits auf on d er Pa tronenwandu ng 
angeschweißten Streben 6 ruhl . ,"n den Stirnseiten der Patrone 1 be­
find en sich der Einlrittstutzen 7 und d er Au strittss lutzen 8, an denen 
das Atemschulzgerä l angeschlossen wird. 

In dem A us tr i ttsstu tzen 8 is t dos Ro hr 9 angeordnet , das mi l Löchern 
10 versehen is t und i n den chemikalfreie n Raum 11 der Patrone 1 hin­
einrof'jt. D ie obere Stirnflä che de, Rohres 9 ist mit einem Derke l 12 
abgeschl ossen . dessen nekräafter Rand die Löcher 10 überdeck t. Auf 
dP.m Derkel 11 i<t da' Sieh 3 abqestüt->t. Ein D"f nQr Außenseite des 
Rohres 9 a nqeschweiß'er Rinq 13 areßt dos li\bschlußsi "b 5 ollf die 
St reben 6. In dem keilförmiqen Ringraum zwischen Ab<rhl"ßsiQJ-, 5 
und dem Boden d.< Palronengehäuses 1 i~ 1 den Staub haltende Glas­
watte 14 lose ei ngelage rt. 

Durch die Erfindung wird erreicht, daß der Weg, den d ie Luft n immt, 
von dem Weg des nach unten fa l lenden Sta ubes sei tl ich abzweigt, so 
daß praktisch kein Staub mehr durch die untenliegende OHnung hin­
durch in die hier angeschlossenen Geräteteile ge la ngen kann. Auße r­
dem ist das un lersle Sieb 5 infolge seiner Verbindung mit dem Rohr 9 
versteift, so daß die Bewegungen der Chemikalkörner wei tgehend 
verringer t werden, was zu r Folge ho t, daß bei Erschü tterungen kaum 
noch Staub entstehen kann. Es hat sich ferner hera usgestellt, daß das 
Chemikol, insbesondere KO" seh r gut on Oberflächen haftet. Aus dieser 
Erkenntnis heraus w urde weiter vo rgeschlagen, im Inn eren der Potrone 
unterhalb der Lächer 10 des Rohres 9, insbesondere un terhalb des 
Absch lußsiebes 5, Gloswatte14 anzuordn en. D iese hält den Staub fest, 
der damit nicht mehr wondern kann. 

Anmelder: ,,\ue rgesellschaft GmbH. , Berl i n 65 , Friedrich-Krau se-Ufer ; 
Erf i nder: Dr.-Ing. Wolter Lemcke, Ha ns-Dietrich G ohde und Winfried 
Erett, Berlin; Anmeldetog: 12. 6. 64 ; Beka nn tm achungs tag : 18. 8. 66; 
A us legeschrift Nr. 1 223261; Klosse 61 a, 29/21. 

7 

Teil des Rohrstutzen; 14 ist mit vielen OHnu ngen versehen und . im 2 
Innern mit einem Trockenmittel gefüllt. D ie im Atembeutel 6 befind-
liche Luft durchströmt also nicht zwangläufig den größten Teil des 
Ro hrstutzens 14 . sonden steht nur mit dessen Innenr'lum im Autausch. 
Wenn die Kohlensäureabsorptionspatrone 4 mit A lkali hydroxyd ge-
füll t i, t, ist die in den Atembeutel 6 eintretende Luf t zu Begin n der 
Gerätbenutzung fast trocken. D as Trocke nm iltel in der Patrone 4 wi rd 
also nicht wirham. Wenn iedoch nach lä ngerem Gebrauch Feuch t ig-
keit du rch d ie OHnungen i n der Patrone hindurchtritt, kann sie teilwe ise 
von dem Trorke nmittel aufnenommen werde n. Ist die Ei-natemluft im 
Atembeutel 6 feucht, so wird der Feucht igkei tsgeha lt durch das Trocken­
mi ttel im Roh "tutzen 14 nesenkt. - D~ s erfindlJnnsqemiiße '''-'emschu tz-
gerät hot den Vorteil doß das Abdichten des Rohrs tutzens 14 keinerlei 
Schwierigkeiten bereite t . Der Ro hrstutzen ist ei nfach lösbor und au s-



Univenal-Lö.chpulver 

Die Erfindung bezieht sich auf ein Universal-Löschpulver, dos geeignet 
ist zur Be kä mpfung von Brönden oller Brandklassen, sowohl Glut- als 
auch Flammenbrände , wie Hol zbrä nd e und Brände anderer kohlen­
stoffhaitiger Stoffe, 01-, Benzin -, Gosbrände sowie Brände on elek­
trischen Anlagen. Bekannt ist, daß Trockenlöschmittel eine sehr gute 
lösch kraft besi tzen . Sie beruhen auf der Basis von Natriumhydrogen­
carbonat oder von Ammoniumsulfaten und -phosphaten. Es wurde obe r 
auch schon vorgeschlagen, als Trockenlöschmittel ein Gemisch von 
Natriumsulfit und Ammonsulfot zu verwenden, dos aus gleichen Men­

gen zusammengesetzt ist. 

Es konnte ober festgestellt werden, daß die bisherigen Trockenlösch­
mitte l wegen der Gefahr des Stromüberschlags beim löschen von elek­
trischen Anlogen nur bedingt anwendbar ist. - Zweck der Erfindung 
ist daher die Herstellung eines Universol -löschmittels, dos auch un­
bedenklich eingesetzt werden kann be i Bränden an elektrischen lei · 
tungen und Anlagen, die unter sehr hoher Spannung stehen. Auch soll 
der geforderten Standardisierung und Typenberei nigung der Feuer­
löschgeräte Rech nung getrogen werden . Das löschmittel darf auch 
bei Spannungen über 100 000 Volt weder als Pulverstrahl noch als 
Schmelze einen Stromfluß zeige n. Es dorf ferner auch bei längerer 
Erwärmung auf 60. C keine Klumpenbildung aufweisen und darf nicht 
hygroskop isch sein. Die anderen Anforderung en wie Nichtgiftigkeit, 
gute Riesel- und Förderfähigkeit , große spezifische Oberfläche müssen 

ebenfalls erfü l lt werden. 
Um dos erfindungsgemäße Universal -löschmittel zu erhalten, werden 

30 bis 40 Gewichtsprozent Diammonphosphat, 

10 bis 20 Gewichtsprozent Ammonsulfat und 

30 bis 40 Gewichtsprozent Monoommonphosphat 

mit einer Stiftm ühle auf eine Korngröße unter 0,1 mm zerkleinert und 
mindestens 6 Stunden bei einer Temperatur nicht über 60· C getrocknet. 

Alsdann werden 
5 bis 10 Gewichtsprozent eines Gemisches von 

Farmaldehyd-Kresal-Harz und Asbestmehl sowie 

3 Gewichtsproz e nt Tricalciumphosphat , 
2 Gewichtsprozent Magnesiumstearat 

zugegeben und gründ lich vermischt. 

Es wurde gefunden, daß die Zugabe eines innigen Gemisches vr, 
Formaldehyd-Kresol-Harz und Asbes tmehl in staubfeiner Vermahlu, 9 
die e lektrische Nich tlei tfähigkeit eines l öschpulvers als Pulverstrahl u, d 
als Schmelze so weit verbessert, daß der Widerstand um den 10-
fachen Wert ansteigt. Der Stromfluß ist so gering , daß er praktise , 

vernachlässigt werden kann. Für den löschenden und für die z" 
löschenden Anlagen besteh t keine Gefahr des Stromüberschloges. Das 
erfindungsgemäße Universal -löschmittel ist beständig bis zu Tempero-

tu ren von 60· C. 
Anmelder: VEB Feuerlöschgerätewerk, Neuruppin ; Erfinder: Dipl. -Chem . 
Dr. rer. not. Hans Martin Schreiber, Neuruppin ; Anmeldetag : 13. 11. 64; 
Bekanntmachungstag : 16. 6. 66 ; Auslegeschrift Nr. 1 219331 ; Klasse 

61 b, 2. 

Schrifhum 
Zivilschutz-Taschenkalender 1967 

Die Ja hresausgabe 1967 des ZIVILSCHUTZ-T.aschenkalen~ 
ders is t erschienen. Seit seinem ersten Erscheinen vor drei 
Jahren hat der Ka lender eine große Za,hl von Interessenten 
gefun,den. <Die Herausgeber des Kal enders, :ochleute auf 
dem Gebiet des Zivilschutzes, haben auch In de.r neue~ 
Ausgabe wieder eine Fül le. intere~santer und wich.tlger Be.l­
träge gesammel t die geeignet Sind, das theoretische wie 
das praktische 'Rüstzeug der MitariJeiter im Zivilschutz 
weiter zu verbessern. Der Zivilschutz-Taschenkalender d~s 
O san g-Verlages, München, ist ohne ~rage mehr als ein 
Jahreskalender, er ist ein unentbehrlicher. R~tgebe~ un? 
nützlicher und zuverläss iger Helfer. Der wlchlige Ted .ZI­
vilschutzlexikon" ist jetzt auf 50 Seiten a~gewa.chsen . Daz~ 
kommen allgemeinverstä ndliche staatsburgerllche, rechtli­
che, zivilschutz-theoretische und technische Abhandlungen . 
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Zahlreiche Abb ildungen, graphische Darstellungen, Ta­
bellen und Ubersichten, die auch technisch-mathematisches 
Grundlagenwissen vermitteln, illustrieren und ergänzen die 
Fachbe iträge. Der Kalender ist damit zu einem umfassen­
den und empfehlenswerten Handbuch geworden. 

Zivilschutz-Taschenkalender 1967 
Herausgegeben von ORBR Dipl.- Ing . Klingmüller, RR N. N. 
v. Nieding, Verwaltungsrat K. H. Muncke, 
304 Se iten, Plastikei nband, Normalpreis 8,80 DM (bei Sam­
melbestellungen Organ isatiansrobatte). 

Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung 

"Sicherheit und Ordnung erwartet der Staatsbürger nicht 
nur im Frieden, sondern erst recht in Kr isenzeiten, in denen 
die Gefahr einer Bedrohung durch Rechtsbrecher besonders 
groß ist. Auch Wr den Fall der Not Vorsorge zu treffen zum 
Schutz der Bevölkerung, muß daher ein stetes Anliegen des 
Staates sein." Dieser Satz aus der Einführung des soeben 
erschienenen Heftes "K" aus der Handbücherei für die 
Prax is "Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung" um­
reißt das Thema der neu esten Lieferung des Fortsetzungs­
werkes : die Aufrechterhaltung der Sicherheit 'und Or,d­
nung als wichtiger Teil der Zivilverteidigung und als Auf­
gabe der Pol izei im Frieden wie im Verteidigungsfall. Da­
zu werden alle einschläg igen Gesetze, Verwaltungsvor­
schriften, Richtlinien und Erlasse wiedergegeben und für die 
Prax is erläutert. 
Dieses Sandergebiet der Ziv ilverte idigung erfährt mit die­
ser PlJblikation erstmals eine zusammenfassende und klar 
konzeptierte Darstellung. Der Verfasser, Herr Regierungsrat 
Dr. Bochmann aus dem Bundesministerium des Innern, hat 
verstanden, die vielfältigen Probleme klar und allgemein­
verständlich zusammenzustellen. Für alle Kräfte der Zivil ­
verteidigung, für die Pol izei wie für die militärische Ver­
teidigung und den Bundesgrenzschutz wird diese Schrift 
eine gute Quelle der Unterr ichtung sein. 

Heft K ,der Handbüchere i für die Praxis Zivilschutz und Zivil ­
verte idigung , herausgegeben von Hans-Arnold Thamsen, 
Dr. Hans E. Hieronymus, Hans Günther Merk. 

"Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung" 
von RR. Dr. Hans-Peter Bochmann 

München 1966, 80 Seiten, DM 18,80 (als Loseblattfolge oder 
als Broschüre) im Osang-Verlag, Münche n-Gräfe ling, Gro­
sostraße 3. 

W. P. Grachol: Ersthilfe-Fibel 

Verlag Deutsche Polizei GmbH., Hamburg 

Der Innenm inister des Lan des Nordrhein -Westfale n hat 
der "Ersthilfe-Fibel" ein sehr anerkennendes Geleitwort ge­
geben. Da s ist ohne Frog e berechtigt, denn der Autor, Herr 

Beilagenhinweis : 

W ir mochen unsere Leser darauf aufmerksam, daß dieser 
Ausgabe ein Prospekt: "Handbuch der Zivilverteidigung" 
vom Deutschen IFachschr iften-Verlag Braun & Co. OHG, 
W iesbaden , beiliegt. 



384 SchrifHum - Persönliches Zivilschutz Heft 11 

Regierungsmediz inald irektor Dr. W . P. G rocho l, Facharzt 
f.ür Chirurgie, faßt in dieser IFi ,bel alles zusammen, das 
für die Erste-Hilfeleistung bei Unfällen aller Art zu beach­
ten ist. Wie die Widmung der Fibe l sagt, ist sie "für die 
Polizei, Feuerwehr, den zi'vilen Selbstschutz und jeden 
Kraftfa·hrer" bestimmt. Man hot den Eindruck, daß dieses 
Werk, das in ei nfacher und klarer Weise .das Wissenswerte 
bringt, ohne dabei die notwendige Gründlicl~keit zu ver­
gessen, sich bei der Ausb ildung von Polize ib ea mten be­
währt hat. Bei der ,Au ~bi ldung im Zivilschutz und bei gleich­
artigen Kursen der Hilfsorganisationen wird die Erstehilfe­
Fibel als Handbuch zum Wiederholen des Vorgetragenen 
gute Dienste leisten. Offenbar ist die Fibel nicht als Nach­
schlagewerk in Kurzfa ss ung anzusehen. Dafür wäre wohl 
ein e Griffle iste zweckmäßig, auch könnte man daran den­
ken , einige Fotos durch einfache Strichzeichnungen zu er­
setzen, die zumeist Ibesser verständlich sind. Diese kleinen 
Randbemerkungen sollen und können jedoch den Wert 
dieser Fibel nicht hero.bsetzen, d ie mon wirklich auch in 
d ie Hände jedes Kraftfahrers wünschen könnte, der noch 
nicht an einem Kursus für Erste Hilfe teilgenommen hat. 

H.-K. A . 

"Planungsbüro für Schutz am Bau und Schutzraumbau" 

Die Schutzraumba,upflicht für alle Neubauten ist bekannt­
lich durch das Haushaltssicherungsgesetz bis zum 1. 7. 1968 
aufgeschoben . Es gibt ober eine große Zahl von Bau­
herren, die ,beabsichtigen, ihr Bauvorhaben schon jetzt mit 
den später erforderlichen Schutzräumen zu versehen. Da­
neben laufen v ie le Projekte öffentlicher Bauten, in denen 
a,us Grün·den der Wirtschaftlichkeit Schutzräume eingeplant 
werden . Obwohl sich der Bundesluftschutzverband und das 
Bundesa mt für zivilen Bevölkerungsschutz seit Jahren ·um 
die fachliche Unterrichtung von Architekten und Ingen ieuren 
bemühen gibt es noch zahlreiche Baufachleute, denen es 
schwer f iele, einen richtlin ien gemäßen Schutzra'um bei ei­
nemgegebenen Bauvorhaben zu konstruieren. Daher wird 
es in v ie len Fällen zweckmäßig sein, die Einplanung der 
Schutzräume in die Hände eines versierten Fachmannes für 
baulichen Zirvilschutz zu legen. 

Um hier gute Dienste zu leisten, wurde das 

" Planungsbüro für Schutz am Bau und Schutzraumbau " 

in Bonn gegründet. Es unterhält seine G eschäftsräume in 
der Bau schau Bonn, 53 Bonn, Baunscheidtstraße 15. Die 
technische Leitung liegt in den Händen von Herrn Dipl. -Ing. 
Erwin O ehme, früher Boureferen t des Bundesluftschutzver­
bandes, Köln . Herr O eh me ist auch als Dozent be im Bun­
desamt für zivilen Bevö lkerungsschutz tät ig. 

Das Planungsbüro ist in .der Loge, on Hand eingesandter 
Baupläne die erforderlichen Schutzräume einzuplanen und 
hierfür Vorentwürfe, ' En~würfe und Bauaus~ühr'ungsze ich ­
nungen zu fertigen. 

Für die Ausrüstung und Au ss tattung der Schutzräume kön ­
nen gleichfalls Vorschläge ausgearbeitet werden. Reiche 
Erfahrungen, die aus jahrelanger Tät igkeit im G ebiet des 
baulichen Zivilschutzes sta mmen, stehen in der Planung 
dem Bourherrn zur Verfügung. 

Die Abrechnung der A rbeiten erfolgt noch GOA. 

Industriebetriebe, Siedlungsgesellschaften und kommunale 
Verwaltungen finden beste Beratung auf Grund genauester 
Kenntnisse der einschläg igen Rechtsverordnungen, Richt­
linien und Au sführungsbestimmungen. Die Entwürfe des 
Planungsbüros werden bei den G enehm ig ungsbehörden 

Persönliches 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG, Werk Ulm 

Nach Erreichen der Altersgrenze des Herrn Dir. Heinz 

Hentschel und dem damit verbundenen Ausscheiden aus 

dem aktiven Verkauf wurde die Leitung der Verkaufs­

abteilung im Rahmen des Inland-Vertriebs Herrn Hermann 

Bender, dem langjährigen Verkaufsleiter und Vertreter 

Herrn Dir. Hentschels, übertragen. 

General Kurt Lerider 60 Jahre alt 

Im Oktober deises Jahres feierte ,der Luftschutz-Inspekteur 

des österreichischen Bundes'heeres, Brigadier Kurt Lerider, 

seinen 60 Geburtstag. 

Zu Wien geboren, trat er nach Beendigung des Gymnasi­

ums in das Heer der ersten Republik ein, wo er nach Ab­

solvierung der Theresianischen Militärakademie als Offi ­

zier der Infanterie, später als ,Fliegeroffizier Truppendienst 

versah. Nach Ausbildung im Generalstab {1936---1939) und 

ab 1938 in der LuHkriegsakademie, war er im Kr iege als 

Generalstabsoffizier in verschiedenen Stabs- und Truppen­

stellu,ngen tätig . 

1956 trat er noch einer führenden Tätigkeit im Ba'uwesen 

in .das Heer der zweiten Repu1bli'k ein. Schon frühzeitig be­

faßte er sich mit den Problemen des L'uftschutzes. Die Luft 

und Gasschutzschule 'und der Luftschutzverban:d der ersten 

Republik gehen auf seine Initiative zurück. Seit seinem Ein­

tritt in das Heer der zweiten ~epubl i k ist Herr rLerider 

rastlos a'uf dem Sektor der zi,vilen Verteidigung und auf 

dem Gebiet des ABC-Arbwehrdienstes tätig. 

Mit großem Interesse verfolgt er a'uch die Enmicklung der 

Zivilverteidigung in ,der Bundesrepublik und hat sich mehr­

fach an Ort und Stelle -über die Verhältnisse auf diesem 

Fachgebiet unterrichtet. 

nicht beanstandet werden, weil sie ggf. vorab mit den zu­
stän·dige n Bundesbehörden durchgearbeitet wurden . Alle 
vom Bundeswohnungsministerium entwickel ten Bautypen 
- vom Hausschutzraum bis zu größeren Schutzräumen 
(Mehrzweckbauten) - sind bereits in Bauvorhaben einge­
plant worden. Dabei empfiehlt es sich, das Planungsbüro 
schon im Stad ium des Vorentwurfs zu betei ligen. Die Praxis 
hat gezeigt, daß es dann in den meisten Fällen möglich ist, 
den wirtschaftlichen Aufwand durch geschicktes Einfügen 
des Schutzraumteils in den vorgesehenen Boukörper sehr 
gering zu holten . Das betrifft auch die Fragen der not­
wendigen Versorg ungsanlagen (Elt, Wasser, Abwasser) 
und besonders .der Belüftung. 

Dos Planungs,büro w ird in der Lage sein, be i allen Bauvor­
haben eine möglichst wirtschaftliche Lösung vorzuschlagen, 
zum Nutzen für Bouherrn und Arch itekten . 


